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1 Gegenstand des Gutachtens

Das vorliegende Gutachten untersucht die Verfassungskonformitat dreier Regelungs-
bereiche des StbG, insbesondere in Hinblick auf das BVG-Kinderrechte! und in Hin-
blick auf das Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander des Art | Abs 1
BVG-Rassendiskriminierung?. Konkret wird insbesondere die Verfassungskonformitat
des § 10 Abs 1 Z 7 iVm Abs 5 StbG, des § 10 Abs 1 Z 6 StbG und des § 10 Abs 2 StbG
sowie weiterer Offentliche Interessen betreffender Verleihungshindernisse, des § 11
StbG und des § 7 Abs 1 StbG analysiert.

1.1 §10Abs1Z7iVm Abs 5 StbG

§ 10 Abs 1 Z 7 und Abs 5 StbG in der geltenden Fassung (BGBI 311/1985, zuletzt
geandert durch BGBI | 162/2021) lauten:

,§ 10. (1) Die Staatsblirgerschaft darf einem Fremden, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, nur verliehen werden, wenn |[...]

7. sein Lebensunterhalt hinreichend gesichert ist oder der Fremde seinen Lebensunterhalt aus tatsdch-
lichen, von ihm nicht zu vertretenden Griinden dauerhaft nicht oder nicht in ausreichendem Mal3e si-
chern kann und [...J*

»(8) Der Lebensunterhalt (Abs. 1 Z 7) ist dann hinreichend gesichert, wenn feste und regelméRige ei-
gene Einkiinfte aus Erwerb, Einkommen, gesetzlichen Unterhaltsanspriichen oder Versicherungsleis-
tungen zum Entscheidungszeitpunkt im Durchschnitt von 36 Monaten aus den letzten sechs Jahren vor
dem Antragszeitpunkt vom Fremden nachgewiesen werden, wobei jedenfalls die letzten geltend ge-
machten sechs Monate unmittelbar vor dem Antragszeitpunkt liegen miissen. Im geltend gemachten
Zeitraum miissen die eigenen Einkliinfte des Fremden ihm eine Lebensfiihrung ohne Inanspruchnahme
von Sozialhilfeleistungen der Gebietskbrperschaften erméglichen und der H6he nach dem Durchschnitt
der Richtsétze des § 293 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBI. Nr. 189/1955,
der letzten drei Jahre entsprechen. Feste und regelméfiige eigene Einkiinfte werden durch regelmélige
Aufwendungen geschmélert, insbesondere durch Mietbelastungen, Kreditbelastungen, Pfandungen
und durch Unterhaltszahlungen an Dritte nicht im gemeinsamen Haushalt lebende Personen. Dabei
bleibt einmalig ein Betrag bis zu derin § 292 Abs. 3 ASVG festgelegten Héhe unberticksichtigt und fiihrt
zu keiner Erhéhung der notwendigen Einkiinfte im Sinne des ersten Satzes. Bei Nachweis der Unter-
haltsmittel durch Unterhaltsanspriiche ist zur Berechnung der Leistungsféhigkeit des Verpflichteten nur
der das pfandungsfreie Existenzminimum gemdal § 291a der Exekutionsordnung (EQ), RGBI. Nr.
79/1896, (bersteigende Einkommensteil zu beriicksichtigen. Wird in den letzten geltend gemachten
sechs Monaten unmittelbar vor dem Antragszeitpunkt Kinderbetreuungsgeld geméal den Bestimmungen
des Kinderbetreuungsgeldgesetzes — KBGG, BGBI. | Nr. 103/2001, bezogen, so gilt in dem Zeitraum in
dem Kinderbetreuungsgeld bezogen wird, der Lebensunterhalt jedenfalls als hinreichend gesichert.”

Mit der Osterreichischen Staatsblrgerschaft sind elementare Rechte und Anspriiche
verbunden, die Kindern ohne 6sterreichische Staatsblrgerschaft nicht zukommen.
Dazu zahlen unter anderem das Recht auf freien Aufenthalt in Osterreich, die Unions-
bldrgerschaft und damit das Recht auf Freizlgigkeit im Unionsgebiet und das Recht
auf Gleichbehandlung nach Art 7 B-VG sowie das uneingeschrankte aktive Wahlrecht.

1 Bundesverfassungsgesetz iber die Rechte von Kindern BGBI | 4/2011.

2 Bundesverfassungsgesetz vom 3. Juli 1973 zur Durchfilhrung des Internationalen Ubereinkommens
Uber die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung BGBI 390/1973.
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Ob Kindern die osterreichische Staatsburgerschaft verliehen werden kann, hangt re-
gelmalig von den Einkommensverhaltnissen ihrer Eltern ab. Nach § 10 Abs 1 Z 7 iVm
Abs 5 StbG muss der Lebensunterhalt hinreichend gesichert sein, damit die Staats-
bldrgerschaft verliehen werden darf. Fur Minderjahrige, die in Haushaltsgemeinschaft
mit den Eltern bzw einem Elternteil leben, wird der notwendige Lebensunterhalt gem
§ 10 Abs 5 StbG nach dem Einkommen der Eltern berechnet. Das betrifft auch solche
Kinder, die in Osterreich geboren sind und faktisch keinen Bezug zu dem Land haben,
dessen Staatsangehdrigkeit sie besitzen. Dabei ist mitzubeachten, dass immer mehr
Kinder in Osterreich ,von Armut bedroht sind“> — ein Trend, der sich durch die Pande-
mie verscharft hat.* Besonders betroffen sind Kinder in ,Alleinerziehenden-Haushal-
ten. Hier ist sogar jedes zweite (!) Kind von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht.“>

Gepruft wird auch vor diesem Hintergrund die Vereinbarkeit des § 10 Abs 1 Z 7 iVm
Abs 5 StbG mit Art 1 BVG-Kinderrechte, wonach jedes Kind einen Anspruch auf best-
mogliche Entwicklung und Entfaltung haben und bei allen Kindern betreffenden Mal3-
nahmen offentlicher und privater Einrichtungen das Wohl des Kindes eine vorrangige
Erwagung sein muss.

Konkret stellt sich die Frage, ob der Umstand, dass die Mdglichkeiten der Entwicklung
und Entfaltung eines Kindes durch den Erwerb der Osterreichischen Staatsbirger-
schaft ausnahmslos von den dkonomischen Verhaltnissen ihrer Eltern abhangig ist,
mit dieser verfassungsrechtlichen Bestimmung in Einklang zu bringen ist.

Sollte sich ergeben, dass Art 1 BVG-Kinderrechte so auszulegen ist, dass davon auch
das Recht auf Verleihung der Staatsbirgerschaft als Teil der Entwicklung und Entfal-
tung eines Kindes mitumfasst ist, stellt sich als Folgefrage, inwieweit der Gesetzesvor-
behalt des Art 7 BVG-Kinderrechte den bestehenden Eingriff in Art 1 BVG-Kinderrechte
durch die bestehende Gesetzeslage rechtfertigen kann.

1.2 §10 Abs 1 Z 2 und 6 StbG, § 10 Abs 1a StbG, § 10 Abs 2 StbG
sowie § 11 StbG

§ 10 Abs 1 Z 2 und 6 StbG, § 10 Abs 1a StbG sowie § 10 Abs 2 StbG in der geltenden
Fassung (BGBI 311/1985, zuletzt gedndert durch BGBI | 162/2021) lauten:

»,§ 10. (1) Die Staatsblirgerschaft darf einem Fremden, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, nur verliehen werden, wenn [...]

2. er nicht durch ein inldndisches oder auslédndisches Gericht wegen einer oder mehrerer Vorsatztaten
rechtskréftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, die der Verurteilung durch das ausléndische
Gericht zugrunde liegenden strafbaren Handlungen auch nach dem inléndischen Recht gerichtlich straf-
bar sind und die Verurteilung in einem den Grundsétzen des Art. 6 der Europdischen Konvention zum

3 Ohner, Jedes flnfte Kind ist von Armut bedroht, juridikum 2/2022, 183.
4 Ependort.
S5 Ebendort.



Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), BGBI. Nr. 210/1958, entsprechendem Ver-
fahren ergangen ist;[...]

6. er nach seinem bisherigen Verhalten Gewéahr dafiir bietet, dass er zur Republik bejahend eingestellt
ist und weder eine Gefahr fiir die 6ffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit darstellt noch andere in Art.
8 Abs. 2 EMRK genannte &ffentliche Interessen gefdhrdet;

»(1a) Eine gemél3 Abs. 1 Z 2 oder 3 mal3gebliche Verurteilung liegt nicht vor, wenn sie in Strafregister-
ausklinfte an die Behorde nicht aufgenommen werden darf. Eine gemal Abs. 1 Z 2 oder 3 mal3gebliche
Verurteilung liegt vor, wenn sie wegen einer Jugendstraftat erfolgt.“

»(2) Die Staatsbiirgerschaft darf einem Fremden nicht verliehen werden, wenn

1. bestimmte Tatsachen gemél3 § 53 Abs. 2Z 2, 5, 8, 9 und Abs. 3 des Fremdenpolizeigesetzes 2005
(FPG), BGBI. | Nr. 100, vorliegen; § 53 Abs. 5 FPG gilt;

2. er mehr als einmal wegen einer schwerwiegenden Verwaltungsibertretung mit besonderem Un-
rechtsgehalt, insbesondere wegen § 99 Abs. 1 bis 2 der StralRenverkehrsordnung 1960 (StVO), BGBI.
Nr. 189, wegen § 37 Abs. 3 oder 4 des Fiihrerscheingesetzes (FSG), BGBI. | Nr. 120/1997, § 366 Abs.
1Z 1iV.m. Abs. 2 der Gewerbeordnung 1994 (GewQ), BGBI. Nr. 194, wegen §§ 81 bis 83 des Sicher-
heitspolizeigesetzes (SPG), BGBI. Nr. 566/1991, oder wegen einer schwerwiegenden Ubertretung des
Fremdenpolizeigesetzes 2005, des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes (NAG), BGBI. | Nr.
100/2005, des Grenzkontrollgesetzes (GrekoG), BGBI. Nr. 435/1996, oder des Auslédnderbeschéfti-
gungsgesetzes (AuslBG), BGBI. Nr. 218/1975, rechtskréftig bestraft worden ist; § 55 Abs. 1 des Verwal-
tungsstrafgesetzes (VStG), BGBI. Nr. 52/1991, qilt;

3. gegen ihn ein Verfahren zur Aufenthaltsbeendigung anhéngig ist;

4. gegen ihn eine durchsetzbare Rlickkehrentscheidung gemall § 52 FPG oder ein aufrechtes Aufent-
haltsverbot geméal3 § 67 FPG besteht;

5. gegen ihn eine Rlickfiihrungsentscheidung eines anderen EWR-Staates oder der Schweiz besteht;
6. gegen ihn das mit einer Riickkehrentscheidung gemaél3 § 52 FPG einhergehende Einreiseverbot wei-
terhin aufrecht ist oder gegen ihn in den letzten 18 Monaten eine Ausweisung geméal3 § 66 FPG rechts-
kréftig erlassen wurde oder

7. er ein Naheverhéltnis zu einer extremistischen oder terroristischen Gruppierung hat und im Hinblick
auf deren bestehende Strukturen oder auf zu gewértigende Entwicklungen in deren Umfeld extremisti-
sche oder terroristische Aktivitédten derselben nicht ausgeschlossen werden kénnen.*

In standiger Rsp fuhrt der VWGH in Bezug auf § 10 Abs 1 Z 6 StbG aus, dass eine
Prognose uber das zukiinftige Wohlverhalten des Verleihungswerbers zu treffen
ist. Dabei ist ,auf das Gesamtverhalten des Verleihungswerbers, insbesondere auch
von ihm begangene Straftaten, Bedacht zu nehmen. MalRgebend ist, ob es sich dabei
um Rechtsbriche handelt, die den Schluss rechtfertigen, der Verleihungswerber werde
auch in Zukunft wesentliche, zum Schutz vor Gefahren fur das Leben, die Gesundheit,
die Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung — oder anderer in Art 8 EMRK ge-
nannter Rechtsguter — erlassene Vorschriften missachten. In der Art, der Schwere und
der Haufigkeit solcher Verstolle kommt die — allenfalls negative — Einstellung des Be-
treffenden gegenlber den zur Hintanhaltung solcher Gefahren erlassenen Gesetzen
zum Ausdruck®®.

Die Rsp des VwWGH ist hierbei sehr restriktiv. So werden teilweise auch auf Grund des
Vorliegens (ausschlief3lich) von Verwaltungsiibertretungen Antrage auf Verleihung
der Staatsburgerschaft auf Grund der negativen Prognose abgewiesen.

6 VwGH 23.9.2009, 2006/01/0738. Mit fast demselben Wortlaut: VWGH 8.3.2005, 2004/01/0421, VWGH
24.6.2010, 2008/01/0230, VWGH 21.1.2010, 2007/01/0546, VWGH 24.10.2013, 2013/01/0133, VWGH
25.2.2014, 2012/01/0156.
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Bei den verschiedenen Unterfallen des § 10 Abs 2 StbG erscheinen vor allem die Z 1
und 2 als besonders relevant.

§ 10 Abs 2 Z 1 StbG normiert ein Verleihungshindernis bei Vorliegen bestimmter Tat-
sachen nach dem Fremdenpolizeigesetz 2005. Erfasst wird dadurch unter anderem
die rechtskraftige Bestrafung wegen einer Verwaltungsubertretung mit einer Geldstrafe
von mindestens € 1.000,- oder mit einer primaren Freiheitsstrafe. Zwischen minderjah-
rigen und volljahrigen Personen wird hier nicht unterschieden.

§ 10 Abs 2 Z 2 StbG sieht vor, dass bestimmte schwerwiegende Verwaltungsubertre-
tungen jedenfalls dazu fuhren, dass eine Staatsburgerschaft nicht verliehen werden
darf. Zwischen Verwaltungsstraftaten Minderjahriger und Volljahriger wird hier ebenso
wenig differenziert.

An einer entsprechenden Differenzierung mangelt es auch bei den anderen Unterzif-
fern des § 10 Abs 2 StbG.

Hinsichtlich Jugendstraftaten fuhrt der VWGH jedoch aus, dass ,Jugendkriminalitat —
wie allgemein anerkannt sei — Uberwiegend kein Anzeichen fur den Beginn krimineller
Karrieren darstelle, sondern vielmehr Ausdruck voribergehender Probleme bei der An-
passung an die Erwachsenenwelt sei, die in aller Regel bald Gberwunden werden kon-
nen“’, wobei er sich hierbei auf die Erlauterungen zur Regierungsvorlage des Jugend-
gerichtsgesetz 1988 bezieht.s

Zunachst stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, inwiefern die BerUcksichti-
gung von Verwaltungsstraftaten Jugendlicher in Staatsbirgerschaftsverfahren in Hin-
blick auf § 5 Z 10 JGG zulassig ist.

Fraglich ist auch, inwieweit § 11 StbG hier eine Rolle spielt, um die Situation Minder-
jahriger und das Kindeswohl allenfalls berlcksichtigen zu kénnen.

§ 11 StbG in der geltenden Fassung (BGBI 311/1985 idF BGBI | 122/2009) lautet:

,Bei Entscheidungen nach diesem Bundesgesetz ist das Gesamtverhalten des Fremden im Hinblick auf
das allgemeine Wohl, die 6ffentlichen Interessen und das Ausmal3 seiner Integration zu berticksichtigen.
Zu dieser zahlt insbesondere die Orientierung des Fremden am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und
kulturellen Leben in Osterreich sowie das Bekenntnis zu den Grundwerten eines européischen demo-
kratischen Staates und seiner Gesellschaft.”

Weiters ist zu prifen, inwieweit die Bestimmungen des StbG, die ihrem Wortlaut nach
keinen Spielraum fur eine Differenzierung zwischen Verwaltungsstraftaten Jugendli-
cher und Erwachsener lassen, mit dem Kindeswohlvorrangigkeitsprinzip des Art 1
BVG-Kinderrechte und dem Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander

7 VwGH 8.3.2005, 2004/01/0421.
8 Ependort.



des Art | Abs 1 BVG-Rassendiskriminierung in Einklang zu bringen sind. Sollte sich im
Rahmen der Untersuchung ergeben, dass die Bestimmungen des § 10 Abs 1 Z6 StbG
und des § 10 Abs 2 StbG in Konflikt mit Art 1 BVG-Kinderrechte stehen, ist weiters zu
prufen, inwieweit der materielle Gesetzesvorbehalt des Art 7 BVG-Kinderrechte die
bestehende Gesetzeslage rechtfertigt.

Da die Verleihungshindernisse des § 10 StbG dem ersten Blick nach eine Interessen-
abwagung zwischen offentlichen Interessen und anderen Aspekten wie dem Privat-
und Familienleben eines Fremden in Osterreich nicht zulassen, stellt sich weiters die
Frage der Vereinbarkeit der Bestimmungen mit dem durch Art 8 EMRK geschutzten
Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens.

1.3 §7 Abs 1 StbG

§ 7 Abs 1 StbG in der geltenden Fassung (BGBI 311/1985, zuletzt geandert durch BGBI
| 136/2013) lautet:

LAbstammung

§ 7. (1) Kinder erwerben die Staatsbiirgerschaft mit dem Zeitpunkt der Geburt, wenn in diesem Zeitpunkt
1. die Mutter gemall § 143 des Allgemeinen Biirgerlichen Gesetzbuches — ABGB, JGS 946/1811,
Staatsblirgerin ist,

2. der Vater gemal3 § 144 Abs. 1 Z 1 ABGB Staatsblirger ist,

3. der Vater Staatsblirger ist und dieser die Vaterschaft geméals § 144 Abs. 1 Z 2 ABGB anerkannt hat,
oder

4. der Vater Staatsbiirger ist und dessen Vaterschaft geméal3 § 144 Abs. 1 Z 3 ABGB gerichtlich festge-
stellt wurde.

Vaterschaftsanerkenntnisse gemal3 Z 3 oder gerichtliche Feststellungen der Vaterschaft geméni3 Z 4, die
innerhalb von acht Wochen nach Geburt des Kindes vorgenommen wurden, wirken fiir den Anwen-
dungsbereich der Z 3 und 4 mit dem Zeitpunkt der Geburt des Kindes. [...]*

Gemal § 7 Abs 1 Z 3 und 4 StbG erhalten uneheliche Kinder die Staatsburgerschaft
des Vaters mit dem Zeitpunkt der Geburt nur dann schon allein wegen ihrer Verwandt-
schaft zu ihrem Vater, wenn der Vater die Vaterschaft innerhalb von acht Wochen nach
Geburt des Kindes angenommen hat bzw diese gerichtlich festgestellt wurde.

Diese Frist von acht Wochen scheint relativ knapp bemessen zu sein. Demgegen-
Uber gilt flr eheliche Kinder Uberhaupt keine Frist — sie erwerben jedenfalls mit dem
Zeitpunkt der Geburt die 6sterreichische Staatsblrgerschaft, wenn ihr Vater Staats-
burger ist.

Es stellt sich die Frage, inwieweit darin eine sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbe-
handlung unehelicher Kinder vorliegt. Daran knupft die Frage an, ob diese Differenzie-
rung dem Kindeswohlvorrangigkeitsprinzip des Art 1 BVG-Kinderrechte widerspricht
bzw aus Art 7 B-VG die Vereinbarkeit der Gesetzesbestimmung mit dem BVG-
Kinderrechte abgeleitet werden kann.



1.4 Methodik und Aufbau

Zum Zweck der im Rahmen des Gutachtens zu beantwortenden Fragestellungen er-
folgt zunachst eine Untersuchung von Gesetzesmaterialien und Literatur zu den flr
das Gutachten relevant erscheinenden volkerrechtlichen, unionsrechtlichen, verfas-
sungsgesetzlichen und einfachgesetzlichen Bestimmungen. Dabei wird zwangslaufig
zum Teil auch schon auf Rsp des VwWGH eingegangen, weil Kommentare und sonstige
Literatur darauf wiederum vielfach Bezug nehmen (Kapitel 2). In einem weiteren Schritt
erfolgt eine Analyse ausgewahlter weiterer Entscheidungen des VwGH, die fur die Fra-
gen des Gutachtens unmittelbar oder mittelbar beachtlich erscheinen, wobei die rele-
vant erscheinende Passagen kurz angefuhrt werden und haufig wortlich direkt aus den
jeweiligen Entscheidungen zitiert wird, da oftmals auch der konkrete Wortlaut der je-
weiligen Entscheidungen wesentlich erscheint (Kapitel 3). Es folgt eine Darstellung des
verfassungsrechtlichen Rahmens, im Zuge derer vor allem relevante Rsp des VfGH
zu den Fragestellungen des Gutachtens erortert wird (Kapitel 4). Auf Basis dieser Be-
fundaufnahme erfolgt dann unter Wirdigung nicht nur der Rechtslage an sich, sondern
auch von Gesetzesmaterialien und Rsp die Beantwortung der eingangs dargestellten
Fragestellungen nach der Verfassungskonformitat der jeweiligen Bestimmungen (Ka-
pitel 5).
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2 Gesetzesmaterialien und Literatur
2.1 Kindeswohl und Kinderrechte
2.1.1 Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen

»(D)er Schutz und die Forderung der Rechte des Kindes" sind ,ein Kernziel der Euro-
paischen Union“. Kindern soll ,das bestmdgliche Leben® ermdglicht werden.1© Gerade
die Unterstutzung bedurftiger Kinder ist der Europaischen Union ein besonderes An-
liegen, ihre ,Inklusion“!? soll gefordert werden. Mitgliedstaaten wird empfohlen, ,Maf3-
nahmen zur Férderung der Inklusion und zur Verhinderung und Bekampfung von Dis-
kriminierung und Stigmatisierung bedurftiger Kinder zu ergreifen“12.13 Samtliche Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union haben die KRK ratifiziert, die KRK ist daher ,rich-
tungsweisend“1 fur das ,Vorgehen“!> der Europaischen Union im Bereich Kinder-
rechte.16

Osterreich hat 1992 die Kindesrechtskonvention der Vereinten Nationen (KRK) ratifi-
ziert,7 ,die burgerliche, politische, wirtschaftliche und kulturelle Rechte des Kindes
festlegt“ié. Fur die Interpretation der in der KRK enthaltenen Rechte ist die ,Allgemeine
Bemerkung Nr. 14 (2013) zum Recht des Kindes auf Berucksichtigung seines Wohls
als ein vorrangiger Gesichtspunkt (Art. 3 Abs. 1) beachtlich. Sie hat wie andere Allge-
meine Bemerkungen ,keine unmittelbare rechtliche Wirkung“!®, geniel3t ,jedoch eine
hohe Autoritat, weil sie vom UN-Ausschuss, der mit der Uberwachung der Konvention
betraut ist, entwickelt“20 wurde.?!

9 Europaische Kommission, Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den
Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. EU-
Kinderrechtsstrategie. COM(2021)142 final S 1.

10 Ependort.
" Empfehlung (EU) 2021/1004 zur Einfihrung einer Europaischen Garantie fir Kinder (6) it f.
12 Ependort.

13 Ependort. Zur Umsetzung der Europaischen Garantie fur Kinder siehe https://www.sozialministe-
rium.at/Themen/Soziales/Soziale-Themen/Europaische-Garantie-fur-Kinder.html (Zugriff am
28.3.2023).

14 Europaische Kommission, Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den
Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. EU-
Kinderrechtsstrategie. COM(2021)142 final S 1.

15 Ebendort.
16 Ependort.
17 Fuchs in Holoubek/Lienbacher, GRC-Kommentar? Art 24 (Stand 1.4.2019, rdb.at) Rz 5 u. 9.
18 Ependort.

19 Feige/Gerbig, Das Kindeswohl neu denken: Kinderrechtsbasierte Ermittlung und Bestimmung des
Kindeswohls.

20 Ependort.
21 Ependort.
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https://www.sozialministerium.at/Themen/Soziales/Soziale-Themen/Europäische-Garantie-für-Kinder.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Soziales/Soziale-Themen/Europäische-Garantie-für-Kinder.html

Eine ,unmittelbare innerstaatliche Anwendung der Bestimmungen der KRK"22 kommt
»nicht in Betracht“23, insbesondere ,kdnnen Kinder aus ihnen keine subjektiven Rechte
ableiten*24. ,Osterreich ist jedoch vélkerrechtlich zur wirksamen Umsetzung der Kon-
vention verpflichtet.“?> Die zentralen Inhalte der KRK sind aber auch im osterreichi-
schen BVG-Kinderrechte ,abgebildet*6.27

In Art 3 Abs 1 KRK wird die groBe Bedeutunq des Kindeswohls hervorgehoben,
indem es heil3t: ,Bei allen MalRnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von 6f-
fentlichen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fursorge, Gerichten, Verwaltungs-
behorden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein
Gesichtspunkt, der vorrangig zu berUcksichtigen ist.“28 Dabei ist das Kindeswohl tat-
sachlich vorrangig zu berucksichtigen. Das bedeutet, dass ein Vertragsstaat ,alle not-
wendigen, gezielten und konkreten MalRnahmen [...] ergreifen“?® muss, ,um dieses
Recht voll und ganz umzusetzen.“3° Es ist ,nicht auf die gleiche Stufe wie alle anderen
Gesichtspunkte! zu stellen.32 Kollidiert es mit anderen Rechten oder Interessen wie
offentlichen Interessen, mussen ,Kompromisse gefunden werden“33. Ist das nicht mog-
lich, ,mUssen Behorden und Entscheidungsbefugte die Rechte aller Betroffenen ana-
lysieren und gegeneinander abwagen.“3* ,(D)em, was fur das Kind am besten ist*>,
muss dabei ,ein hdherer Stellenwert eingerdaumt werden“¢, die Interessen des Kindes
durfen ,nicht nur einen unter mehreren Gesichtspunkten darstellen.3?

Der Kindeswohlbegriff ist in seiner Bedeutung nicht einfach zu fassen. ,Bis heute bleibt
die Interpretation des Kindeswohlbegriffs im internationalen Recht vage, obwohl immer

22 Fychs, GRC Rz 9.
23 Ebendort.
24 Ebendort.

25 Berger/Griss/Klaushofer/Sax/W6lfl, Bericht der unabhangigen Kommission flr den Schutz der Kin-
derrechte und des Kindeswohls im Asyl- und Fremdenrecht Rz 267.

26 Fuchs, GRC Rz 14.
27 Ependort.
28 Art 3 Abs 1 KRK BGBI 7/1993 idF BGBI 437/1993 (DFB).

29 Allgemeine Bemerkung Nr. 14 (2013) zum Recht des Kindes auf Berticksichtigung seines Wohls als
ein vorrangiger Gesichtspunkt (Art. 3 Abs. 1) S 6.

30 Ebendort.

31 Allgemeine Bemerkung Nr. 14 (2013) zum Recht des Kindes auf Berlicksichtigung seines Wohls als
ein vorrangiger Gesichtspunkt (Art. 3 Abs. 1) S 12.

32 Ependort.
33 Ependort.
34 Ependort.
35 Ebendort.
36 Ependort.
37 Ependort.
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wieder betont wird, es sei ein Grund- bzw. Leitprinzip fur die Interpretation der gesam-
ten Konvention.“® Die KRK selbst ,leistet*s® keinen ,substantiellen Beitrag“° ,zur Kla-
rung des Begriffs der Kindeswohlgefahrdung“! und ,zum Verhaltnis des Kindeswohls
zu den Kindesrechten“2. Der Allgemeinen Bemerkung Nr. 14 (2013) zum Recht des
Kindes auf Berlcksichtigung seines Wohls als ein vorrangiger Gesichtspunkt (Art. 3
Abs. 1) zufolge umfasst das Kindeswohl unter anderem auch die ,|dentitat des Kin-
des“+* und damit seine ,nationale Herkunft“4, Gberdies die ,Betreuung, Schutz und Si-
cherheit des Kindes"®, wozu ,im weiten Sinne [...] ihre materiellen, korperlichen, er-
zieherische (sic!) und emotionalen Grundbedurfnisse und die Bedurfnisse nach Zunei-
gung und Sicherheit*¢ zahlen.*’

Es handelt sich beim Kindeswohlbegriff jedenfalls um einen dynamischen ,Rechtsbe-
griff“+8,49 der ,,im Sinne einer Gesamtbetrachtung der individuellen Situation des Kindes
zu verstehen0 ist.>!

Umstritten ist das Verhaltnis des Kindeswohlbegriffs zu den einzelnen Kinderrechten,
die die KRK normiert. So wird in der Literatur teilweise die Ansicht vertreten, ,dass das
Kindeswohl [...] im Lichte der spateren Artikel, also der Rechte des Kindes, interpretiert
werden“?2 muss, teilweise die Ansicht, ,dass die einzelnen Kinderrechte im Hinblick auf
das Kindeswohl auszulegen bzw. lediglich Prazisierungen des Kindeswohlprinzips®>3

38 Wapler, Kinderrechte und Kindeswohl. Eine Untersuchung zum Status des Kindes im Offentlichen
Recht S 236.

39 Ependort.
40 Ependort.
41 Ependort.
42 Ependort.

43 Allgemeine Bemerkung Nr. 14 (2013) zum Recht des Kindes auf Berlicksichtigung seines Wohls als
ein vorrangiger Gesichtspunkt (Art. 3 Abs. 1) S 15.

44 Ependort.

45 Allgemeine Bemerkung Nr. 14 (2013) zum Recht des Kindes auf Berticksichtigung seines Wohls als
ein vorrangiger Gesichtspunkt (Art. 3 Abs. 1) S 18.

46 Ependort.
47 Ependort.

48 Ghner, Die Anderungen in § 11 Schulpflichtgesetz durch das BGBI | 2021/232 aus kinderrechtlicher
Perspektive, S&R 1/2022 54 S 56.

49 Ependort. Vgl auch Ohner, Armut S 188.
50 Ependort.

51 Ebendort. Vgl auch Allgemeine Bemerkung Nr. 14 (2013) zum Recht des Kindes auf Berlicksichti-
gung seines Wohls als ein vorrangiger Gesichtspunkt (Art. 3 Abs. 1) S 6: ,Das Kindeswohl ist ein dyna-
misches Konzept und umfasst mehrere Faktoren, die sich standig weiterentwickeln.”

52 Wapler, Kindeswohl S 236 mwN. So etwa Schmahl, Kinderrechtskonvention mit Zusatzprotokollen.
Handkommentar? S 97.

53 Ebendort mwN.
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sind. Das Kindeswohl wird damit in der Literatur ,einerseits als paternalistische Be-
grenzung der (subjektiven) Kinderrechte verstanden, andererseits aber als besonderer
Ausdruck der Subjektstellung des Kindes begriffen®.

Das UN-Komitee fur die Rechte des Kindes ,neigt [...] eher der Ansicht zu, nach der
der Kindeswohlbegriff durch die Rechte des Kindes prazisiert wird und nicht umge-
kehrts,

Wahrend in der Literatur teilweise die Meinung vertreten wird, ,dass der Kindeswohl-
begriff durch die nationalen Rechtsordnungen interpretiert werden muss und dement-
sprechend regional unterschiedlich ausfallen kann“°¢, ist das UN-Komitee fur die
Rechte des Kindes anderer Ansicht und versteht ,Kinderrechte [...] eher als Begren-
zungen fur nationalstaatliche Interpretationen.“>’ In der Literatur wird weiters vertreten,
dass das Kindeswohl je nach Zeitgeist unterschiedlich zu interpretieren ist.>8

An konkreten, in der KRK normierten Rechten erscheinen inrem Wortlaut nach Art 2
und 8 KRK von mdglicher Relevanz.

Art 2 KRK normiert ein Diskriminierungsverbot. Art 7 Abs 1 KRK nennt ,das Recht, eine
Staatsangehorigkeit zu erwerben®?, Art 7 Abs 2 KRK stellt klar, dass die Verwirklichung
dieses Rechts ,im Einklang mit[...] innerstaatlichem Recht und mit[...] Verpflichtungen
auf Grund der einschléagigen internationalen Ubereinkiinfte in diesem Bereich*¢° si-
cherzustellen ist. Art 8 Abs 1 KRK hat folgenden Wortlaut: ,Die Vertragsstaaten ver-
pflichten sich, das Recht des Kindes zu achten, seine ldentitat einschliel3lich seiner
Staatsangehorigkeit [...] zu behalten.“6!

Art 2 KRK berihrt innerstaatliche ,Vorschriften Gber den Erwerb einer Staatsangeho-
rigkeit“? jedoch nicht.t3 Art 7 KRK ,etabliert [...] kein Recht auf eine Staatsangehdrig-
keit, sondern verfolgt lediglich das Ziel, eine Staatenlosigkeit von Kindern so weit wie

54 Wapler, Kindeswohl S 236f.
55 Wapler, Kindeswohl S 237.

56 Ebendort. Vgl Schmahl, KRK S 98, wo von einer ,kulturellen Relativitat des Kindeswohlbegriffs” die
Rede ist.

57 Ebendort.
98 \igl Schmahl, KRK S 95.
99 Art 7 Abs 1 KRK BGBI 7/1993 idF BGBI 437/1993 (DFB).
60 Art 7 Abs 2 KRK BGBI 7/1993 idF BGBI 437/1993 (DFB).
61 Art 8 Abs 1 KRK
62 Schmahl, KRK S 70.
63 Ebendort. Vgl auch Schmahl, KRK S 133.
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maoglich zu vermeiden®*. Es steht den Staaten grundsatzlich ,frei, ihre Staatsangeho-
rigen selbst zu bestimmen®>, was jedoch nicht auf willkiurliche Art und Weise erfol-
gen darf.¢ Nicht hinnehmbar ist, wenn ,die Voraussetzungen, unter denen die Staats-
angeharigkeit erworben wird, diskriminierend“®’ sind.%8

2.1.2 Bundesverfassungsgesetz uiber die Rechte von Kindern

Das BVG-Kinderrechte ist Ergebnis einer Entwicklung, die mit einer Diskussion Uber
die zumindest teilweise Verankerung der KRK in der osterreichischen Bundesverfas-
sung begonnen hat.®® In Kraft getreten ist es im Jahr 2011.7°

Die KRK ist fur die Interpretation der im BVG-Kinderrechte enthaltenen einzelnen
Rechte bedeutsam. Die ,Interpretation der Kinderrechte in der Bundesverfassung“’?
wird die KRK ,stets [...] zu bertcksichtigen haben.“’2 Das BVG-Kinderrechte ist ,im
Einklang“? mit der KRK ,auszulegen’4.

Aus den einzelnen Grundrechten des BVG-Kinderrechte ergeben sich subjektive
Rechte, wobei zu deren Durchsetzbarkeit jedoch einige Spezifika zu beachten sind.
Die einzelnen Grundrechte sind ,nur relativ konzipiert und unterliegen der néheren
Ausgestaltung durch den Gesetzgeber. Das Grundrecht wird hier zum Malstab fur die
Gesetzgebung und in der Folge fur die Gesetzesprifung.“’> ,Dass das BVG-KR nach
seinem Wortlaut Anspruche, also subjektive Rechte begriindet, andert nichts daran,
dass diese Grundrechte nicht unmittelbar mit dem Anspruch auf einen ganz spezifi-
schen Leistungsumfang durchsetzbar sind, sondern im Wesentlichen Gesetzgebungs-
auftrage fur Leistungsstandards und einen effektiven Rechtsschutz enthalten. Gerade
bei Kinderrechten sind die Grenzen zwischen subjektiven Rechten, Gewahrleistungs-
pflichten und Staatszielen verschwimmend.“’¢ Die ,unmittelbare Durchsetzbarkeit der

64 Schmahl, KRK S 69.
65 Schmahl, KRK S 133.
66 Ebendort.

67 Ebendort.

68 Ebendort.

69 |A 935/A XXIV. GP.
70 BGBI | 4/2011.

71 Weber, Das BVG iiber die Rechte von Kindern. Anmerkungen zu einem neuen Grundrechtspaket in:
Feik/Winkler (Hrsg.), Festschrift flr Walter Berka 263 S 266.

72 Ependort.

73 Berger/Griss/Klaushofer/Sax/Wélfl, Bericht der unabhangigen Kommission fur den Schutz der Kin-
derrechte und des Kindeswohls im Asyl- und Fremdenrecht Rz 371.

74 Ependort.
75 Weber, Rechte S 272.
76 Weber, Rechte S 272f.
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Kinderrechte’” ist ,nicht gegeben’s. Das BVG-Kinderrechte dient vielmehr als Mal3-
stab ,fir den einfachen Gesetzgeber‘®, ,im Umweg Uber die Normenkontrolle kann
der VfGH grobe Defizite bei der Umsetzung aufgreifen.“s0

Zu den einzelnen im BVG-Kinderrechte enthaltenen Grundrechten erscheint fur das
gegenstandliche Gutachten vor allem das Recht auf ,bestmdgliche Entwicklung und
Entfaltung“! von Bedeutung. Was darunter zu verstehen ist, wird in der Literatur un-
terschiedlich aufgefasst. So wird dieses Recht als ,,Anspruch des Kindes auf eine um-
fassende und optimale individuelle Entwicklungsmaoglichkeit hin zu einem selbstbe-
wussten, sozial vertraglichen und leistungsfahigen Mitglied der Gesellschaft“s2 ver-
standen, der Staat habe ,entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen.“s> Das
Recht wird aber auch ganzheitlicher in dem Sinn verstanden, dass davon nicht nur
eine personliche Entwicklung innerhalb der Gesellschaft, sondern ,die psychische,
mentale, spirituelle, moralische, psychische und soziale Entwicklung“s* mitumfasst
sind.s8>

Art 1 BVG-Kinderrechte lautet:

LJedes Kind hat Anspruch auf den Schutz und die Fiirsorge, die fiir sein Wohlergehen notwendig sind,
auf bestmdégliche Entwicklung und Entfaltung sowie auf die Wahrung seiner Interessen auch unter dem
Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit. Bei allen Kinder betreffenden MalBnahmen 6ffentlicher
und privater Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwdgung sein.

Der Begriff des Kindeswohls bleibt somit auch hier unbestimmt.s¢ Der Gesetzgeber
siehtin Art 1 BVG-Kinderrechte einen ,besonderen Schutz- und Firsorgeanspruch von
Kindern in Verbindung mit dem zentralen, kinderrechtespezifischen Anspruch der vor-
rangigen Berlcksichtigung des ,Wohles des Kindes*“¢’, wobei auf Art 3 KRK verwiesen
wird.s¢ Sein sachlicher ,Schutzbereich® ist ,denkbar weit“°.

,Mit der Verankerung dieses Anspruchs auf Verfassungsebene wurde das Kindeswohl
zu einem Prufungsmalstab und zu einer Auslegungsileitlinie flr die Berucksichtigung

4 Weber, Rechte S 275.

78 Ependort.

79 Ependort.

80 Ependort.

81 Art 1 BVG-Kinderrechte BGBI | 4/2011.
82 Weber, Rechte S 273.

83 Ependort.

84 Ohner, Armut S 186.

85 Ependort.

86 Vgl auch Lais/Schén, Das Kindeswohl in der Rechtsprechung von VfGH und VwWGH, in: RZ 2021,
211, Heft 10 v. 15.10.2021 S 211f.

87 |A 935/A XXIV. GP.
88 Ependort.
89 Ohner, Armut S 188.
90 Ependort.
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der Interessen von Kindern in der Rechtsordnung.“?* Das Kindeswohl ,geniel3t aber
[...] keinen absoluten Vorrang und steht zudem unter dem Vorbehalt der nach Art 7
BVG Kinderrechte zulassigen Beschrankungen.“?? Es muss als ,besonders starkes
[...] Interesse berucksichtigt werden3, kann“* aber ,hinter andere (auf verfassungs-
oder einfachgesetzlicher Ebene vorgesehene) Gesichtspunkte zurticktreten“>, so die
Literatur. Offentliche und andere entgegengesetzte Interessen kénnen demnach ge-
genuber dem Kindeswohl also Uberwiegen, was ,aber einer speziellen sachlichen Be-
grundung®® bedarf.

Diese Ansicht scheint jedoch mit dem Kindeswohl, so wie es von Seiten der Vereinten
Nationen in der ,Allgemeinen Bemerkung Nr. 14 (2013) zum Recht des Kindes auf
Berucksichtigung seines Wohls als ein vorrangiger Gesichtspunkt (Art. 3 Abs. 1)“ ver-
standen wird, nicht oder nur schwer in Einklang zu bringen sein — demnach muss das
Kindeswohl mit widerstreitenden Rechten und Interessen abgewogen werden,
das Kindeswonhl selbst darf aber nicht bloR als ein Recht von vielen verstanden
werden, ihm muss ,ein hoherer Stellenwert eingeraumt werden.“%”

In der Rsp wird davon ausgegangen, dass das Kindeswohl als Rechtsbegriff ,letztlich
von den Behdrden und Gerichten zu beurteilen ist“?8, wobei ,§ 138 ABGB als Ausle-
gungsmaxime in Entscheidungen zum [...] Staatsburgerschaftsrecht“® herangezogen
wird.

Aus Art 1 BVG-Kinderrechte ergibt sich aus Sicht der Literatur Uberdies ,ein subjekti-
ves Recht der Betroffenen auf die Einhaltung der verfassungsrechtlichen Verpflichtung
zur vorrangigen Erwagung des Kindeswohls.“100

»(D)as Prinzip der Kindeswohlvorrangigkeit“1°! ist heute ,mitzubedenken“°2, was zu ei-
ner Verfassungswidrigkeit von Bestimmungen flihren kann, die vor Inkrafttreten

91 L ais/Schén, Kindeswohl S 211 mit Verweis auf VfSlg 19.941/2014.
92 Ebendort mit Verweis auf VfSlg 19.941/2014.

93 Ebendort mwN.

94 Ependort mwN.

95 Ebendort mwN.

96 Ebendort mwN.

o7 Allgemeine Bemerkung Nr. 14 (2013) zum Recht des Kindes auf Berlicksichtigung seines Wohls als
ein vorrangiger Gesichtspunkt (Art. 3 Abs. 1) S 12. Vgl dazu schon ausfihrlicher weiter oben.

98 Lais/Schén, Kindeswohl S 212 mit Verweis auf VWGH 14.4.2019, Ra 2018/01/0076 unter Verweis
auf die Erlauterungen zu § 138 ABGB, RV 2004 BIgNr 24. GP, 16 und mit Verweis auf VWGH 24.9.2019,
Ra 2019/20/0274.

99 Ebendort.
100 Ebendort mwN.
101 Ghner, Anderungen S 55.
102 Ependort.
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des BVG-Kinderrechte als (damals) verfassungskonforme Bestimmungen erlassen
wurden.103

Aus Art 1 BVG-Kinderrechte sind auch verfahrensrechtliche Garantien abzuleiten. Es
wird, ,sobald Interessen von Kindern beruhrt sind, gleichsam ein zusatzlicher Verfah-
rensschritt in einem Entscheidungsprozess ausgeldst [...], der sicherstellen soll, dass
Interessen junger Menschen in jedem Fall identifiziert und erwogen werden“104,

Art 7 BVG-Kinderreche ,enthalt einen Gesetzesvorbehalt nach dem Vorbild des Art. 8
Abs. 2 EMRK.“105 Beschrankungen der Rechte und Anspruche aus Art. 1, 2, 4 und 6
dieses Bundesverfassungsgesetzes*1°¢ sind ,nur aus bestimmten, dem Art. 8 Abs. 2
EMRK entsprechenden Grinden gestattet“10’. Daraus ergibt sich ,eine gewisse Rela-
tivierung des absoluten Kindeswohls“1%8, eine solche Relativierung bedarf ,aber einer
speziellen sachlichen Begrundung“1°°.

2.2 Art24 GRC

Art 24 GRC ,stltzt sich“110 auf die KRK, insbesondere auf die Art 3, 9,12 und 13 dieses
Ubereinkommens*“111.112  (S)amtliche Einzelrechte des Art 24 GRC, mit Ausnahme der
expliziten Gewahrleistung der Meinungsfreiheit“113, sind im BVG-Kinderrechte enthal-
ten.114 Grundrechtstrager ist jedes Kind. Auf die Unionsburgerschaft kommt es nicht
an_“llS

Ganz allgemein kommt die GRC aber nur zur Anwendung, wenn die Mitgliedstaaten
Recht der Union durchfihren,!1¢ was im Bereich des StbG nicht der Fall ist.

De facto wird das Vorrecht der Mitgliedstaaten bei der Gestaltung der Ein- und Aus-
burgerungsbedingungen seitens der EU-Institutionen weitgehend unwidersprochen
akzeptiert.11’

103 Ependort.

104 Helmut Sax, Kinderrechte in der Verfassung — was nun?, EF-Z 2011/127 204 S 208.
105 |A 935/A XXIV. GP.

106 Ependort.

107 Ependort.

108 Weber, Rechte S 270.

109 Ependort.

110 Amtsblatt der Europaischen Union C 303 vom 14.12.2007.
111 Ependort.

112 Ependort.

113 Fuchs, GRC Rz 14.

114 Ependort.

115 Fuchs, GRC Rz 22.

116 Art 51 Abs 1 GRC.

17 Kind in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 Einleitung Rz 18 mit Verweis auf Karasz/Perchinig,
Studie Staatsbirgerschaft (2013) 9.
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2.3 Art7 B-VG und Art | BVG-Rassendiskriminierung

Das ,Gleichheitsrecht“11® ist ,nur Osterreichischen Staatsburgern gewahrleistet®119.
Fremde konnen sich grundsatzlich nicht auf den Gleichheitssatz des Art 7 Abs 1 B-VG
berufen, maligeblich ist fur sie das ,Sachlichkeitsgebot® 120 des Art | BVG-
Rassendiskriminierung.12!

~<Anwendbar ist der allgemeine Gleichheitssatz indes dort, wo die Frage geklart werden
soll, ob eine Person die dsterr Staatsburgerschaft hat und zwar unabhangig davon, ob
der betreffenden Person am Ende dieser Status auch tatsachlich zukommt*122,

2.4 Art8 EMRK

,Die Abweisung eines [...] Antrags“123 auf Verleihung der Staatsblrgerschaft ,bewirkt
keinen Eingriff in Art. 8 EMRK"124, so ein Kommentar zum StbG unter Bezugnahme auf
eine Entscheidung des VwWGH.125

2.5 §10Abs1Z7iVm § 10 Abs 5 StbG und § 10 Abs 1b StbG

Voraussetzung fur die Verleihung der Staatsburgerschaft ist nach § 10 Abs 1 Z 7 StbG,
dass der Lebensunterhalt eines Fremden hinreichend gesichert ist oder der
Fremde seinen Lebensunterhalt aus tatsachlichen, von ihm nicht zu vertretenden
Griinden nicht oder nicht in ausreichendem Malde sichern kann.2¢ In § 10 Abs 5 StbG
wird naher festgelegt, wann diese Voraussetzung als erfullt gilt.27

Die heutige Fassung des § 10 Abs 1 Z 7 StbG geht (unter anderem) auf die Entschei-
dung VfGH 1.3.2013, G106/12 und G17/3 zurtick.12¢ Vor dieser Entscheidung wurde in
§ 10 Abs 1 Z 7 StbG lediglich darauf abgestellt, dass der Lebensunterhalt eines Frem-
den hinreichend gesichert ist. Die alternative Voraussetzung, namlich dass der Fremde
seinen Lebensunterhalt aus tatsachlichen, von ihm nicht zu vertretenden Grinden
nicht oder nicht in ausreichendem Mal3e sichern kann, fand sich dort noch nicht.12°

118 Grabenwarter/Frank, B-VG Art 7 Rz 4.
119 Ebendort.
120 50 etwa VFGH 4.10.2018, G133/2018.

121 Khakzadeh in Kahl/Khakzadeh/Schmid, Kommentar zum Bundesverfassungsrecht B-VG und
Grundrechte Art 7 B-VG Rz 11.

122 Ependort.

123 Fessler/Fessler/Pfandner, Staatsburgerschaftsrecht. Kommentar § 10 3) mit Verweis auf VwGH
22.8.2007; 2007/01/0695 und VWGH 16.12.2009, 2008/01/0597.

124 Ependort.

125 Ependort.

126 § 10 Abs 1 Z 7 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 162/2021.
127 § 10 Abs 5 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 162/2021.

128 ErjzutRV 2303 XXIV. GP.

129 vig1 § 10 Abs 1 Z 7 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 37/2006.
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Der VfGH hob diese Fassung des § 10 Abs 1 Z 7 StbG13° und auch eine frihere Fas-
sung des § 10 Abs 5 StbG13! auf, weil er es fur mit ,dem aus dem BVG gegen alle
Formen rassischer Diskriminierung abzuleitenden Sachlichkeitsgebot [...] unverein-
bar“132 erachtete, ,wenn der Gesetzgeber die Erlangung der Staatsbirgerschaft — was
grundsatzlich unter Sachlichkeitsaspekten nicht zu beanstanden ist (siehe VfSIg
19516/2011, S 398 f) — von der Selbsterhaltungsfahigkeit der diese beantragenden
Personen abhangig macht, dann aber keine Vorsorge dafur trifft, dass besondere Aus-
nahmesituationen unverschuldeter Notlage berucksichtigt werden kdnnen.133

Der Gesetzgeber sah sich in Folge dieser Entscheidung dazu gezwungen, klarzustel-
len, dass die Voraussetzung des § 10 Abs 1 Z 7 StbG eben auch dann erfullt ist, wenn
der Lebensunterhalt aus tatsachlichen, nicht vom Fremden zu vertretenden Grinden
nicht oder nicht in ausreichendem Mal3e gesichert werden kann.34 In § 10 Abs 1b StbG
wird demonstrativ aufgezahlt, wann das der Fall ist.13> § 10 Abs 1b StbG hat folgenden
Wortlaut:

,Nicht zu vertreten hat der Fremde seinen nicht gesicherten Lebensunterhalt insbesondere dann, wenn
dieser auf einer Behinderung oder auf einer dauerhaften schwerwiegenden Krankheit beruht, wobei dies
durch ein &rztliches Gutachten nachzuweisen ist.”

Der Gesetzgeber verstand diese Bestimmung als ,spezifische Ausnahmeregelung fur
Personengruppen [...], denen aufgrund ihrer besonderen bericksichtigungswuirdigen
Situation der Erwerb der Staatsburgerschaft ebenfalls mdglich sein soll.“13¢ Klargestellt
wird, dass ,die angeflhrten Beispiele der Behinderung oder der schwerwiegenden
Krankheit nicht als erschépfende Aufzahlung anzusehen sind. Jedoch muissen alle
weiteren, nicht explizit genannten Griinde von vergleichbarem Gewicht sein. Dies be-
deutet, dass sowohl der Grund als auch die Nachweisbarkeit des Grundes den ange-
fuhrten Tatbestanden in ihrer Bedeutung vergleichbar sein missen.“137

Was mit einer vergleichbaren ,Nachweisbarkeit des Grundes“!38 gemeint ist, bleibt of-
fen. Wirde ,man die Materialien so verstehen, dass die Einschrankung der Erwerbs-
fahigkeit in allen denkbaren Fallen durch ein ,arztliches' Gutachten nachgewiesen wer-
den muss“139, wirde das § 10 Abs 1b StbG Uber die dort demonstrativ genannten Falle

130 Aufgehoben wurde § 10 Abs 1 Z 7 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 37/2006, vgl VfGH 1.3.2013,
G106/12 ua.

131 Aufgehoben wurde § 10 Abs 5 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 122/2009.
132 vfGH 1.3.2013, G106/12 ua.

133 Ependort.

134 ErlautRV 2303 XXIV. GP.

135 ErlautRV 2303 XXIV. GP.

136 Ependort.

137 Ependort.

138 Ependort.

139 Réssl, Ausnahmen vom Einblrgerungskriterium des gesicherten Lebensunterhalts. Kritische Be-
trachtungen zu § 10 Abs 1 Z 7 iVm § 10 Abs 1b StbG, juridikum 4/2022, 468.
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hinaus ,nahezu unanwendbar machen®140.141 \Was damit gemeint ist, dass der Lebens-
unterhalt ,dauerhaft“142 nicht oder nicht in ausreichendem Malde gesichert werden
kann, ist ebenso nicht vollig klar und lasst unterschiedliche Interpretationen zu. Da-
gegen, dass ,Dauerhaftigkeit® im Sinne von ,‘Unveranderlichkeit“!43 zu verstehen ist,
spricht die ,Zielsetzung der Regelung“#4, wonach ,jene Menschen, die sich in ,beson-
deren Ausnahmesituationen unverschuldeter Notlage' befinden, nicht nachhaltig vom
Erwerb der Staatsblrgerschaft“14> ausgeschlossen werden sollen.146

Aus den Gesetzesmaterialien ist ebenso wenig wie aus dem Wortlaut der Bestimmun-
gen mit volliger Klarheit ableitbar, ob Minderjahrige von § 10 Abs 1 Z 7 StbG bzw § 10
Abs 1b StbG mitumfasst sein kdnnten.

Der VWGH stellte schon in alterer Rsp, noch bevor § 10 Abs 1b StbG geschaffen
wurde, unmissverstandlich klar, dass Einkommensgdgrenzen grundséatzlich auch Kin-
der treffen:

,Die Verleihungsvoraussetzung des § 10 Abs. 1 Z. 7 StbG kommt auch bei minderjéhrigen Verleihungs-
werbern zur Asnwendung. Gemal § 10 Abs. 5 erster Satz StbG kénnen auch Einklinfte aus gesetzlichen
Unterhaltsanspriichen als Nachweis eines gesicherten Lebensunterhaltes dienen. Bei einem gemein-
samen Haushalt ist unter Berticksichtigung der zu versorgenden Personen zu priifen, ob das Haushalts-
einkommen den "Haushaltsrichtsatz" nach § 293 Abs. 1 ASVG erreicht (vgl. die hg. Erkenntnisse vom
28. Oktober 2009, ZI. 2007/01/0944, und vom 16. Dezember 2009, ZI. 2007/01/1276).“147

Ob die Verleihungsvoraussetzung des § 10 Abs 1 Z 7 StbG vorliegt, liegt jedenfalls
nicht im freien Ermessen der Behorde.*8 Die Frage, ob diese Voraussetzung gegeben
ist, ist einer ,Ermessensibung im Sinn des § 11 vorgelagert“14°,

In der Literatur werden § 10 Abs 1 Z 7 StbG, § 10 Abs 5 StbG und § 10 Abs 1b StbG
bzw ihre Auslegung durch die Rsp auf unterschiedliche Weise kritisch diskutiert. Lange
Zeit stand das Ziel, Gebietskorperschaften finanziell nicht belasten zu wollen, im Hin-
tergrund der Regelungen oder der Anwendung der Regelungen zur Verleihung der
Staatsbulrgerschaft.’>0 Noch vor Inkrafttreten des § 10 Abs 1b StbG wurde betont, dass

140 Ependort.

141 Ependort.

142 § 10 Abs 1 Z 7 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 162/2021.

143 Réssl, Ausnahmen S 468.

144 Réssl, Ausnahmen S 469.

145 Ependort.

146 Ependort, mit Verweis auf ViGH 1.3.2013, G 106/12 ua, Rz 20.
147 ywGH 21.1.2010, 2007/01/1136.

148 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 97 mit Verweis auf VWGH
30.8.2005, 2004/01/0578.

149 Ependort.

150 Stern, lus Pecuniae — Staatsbirgerschaft zwischen ausreichendem Lebensunterhalt, Mindestsiche-

rung und Menschenwirde, in: Dahlvik/Fassmann/Sievers (Hrsg.), Migration und Integration — wissen-
schaftliche Perspektiven aus Osterreich S 63ff.
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das Regelungsziel des § 10 Abs 1 Z 7 StbG und des § 10 Abs 1b StbG zur Notwen-
digkeit des Vorliegens eines hinreichend gesicherten Einkommens fur die Verleihung
der Staatsburgerschaft ,insgesamt nicht mehr erkennbar1s! ist, ,wodurch sich der Ver-
dacht der Unsachlichkeit geradezu aufdrangt.“'>2 Es sei ,die Verleihung“>3 der Staats-
bldrgerschaft ,heute in aller Regel“** namlich ,nicht mehr kausal fir eine finanzielle
Belastung von Gebietskorperschaften®>> — Sozialhilfeleistungen stehen seit langerem
namlich bereits Menschen zu, ,die zu dauerndem Aufenthalt im Inland berechtigt
sind“1%6,157 Dass sozialhilfebeziehende Menschen von der Staatsbirgerschaft ausge-
schlossen sind, lege die Vermutung ,nahe, dass Uber das Staatsburgerschaftsrecht
versucht wurde, einen Sanktionsmechanismus fur den nun europa- und menschen-
rechtlich gebotenen Sozialhilfebezug zu etablieren.“18 Es stelle ,sich die Frage, inwie-
fern hier nicht ein unzulassiger Eingriff in die europa- und menschenrechtlich gebote-
nen Gleichbehandlungspflichten vorgenommen wird, wenn an die Ausubung des
Rechts auf Sozialhilfe eine negative Rechtsfolge gekniipft wird.“15° Diese Uberlegun-
gen konnen auch auf die aktuelle Gesetzeslage Ubertragen werden, § 10 Abs 1 Z 7
StbG und § 10 Abs 5 StbG in der heutigen Form entsprechen ihnrem Wortlaut nach im
Kern den damaligen, zwischenzeitlich aufgehobenen Vorgangerbestimmungen.

Eine mdgliche ,mittelbare Diskriminierung“:¢® konnte durch das bestehende Rege-
lungsmodell auch dadurch gesehen werden, dass ,Frauen statistisch gesehen sub-
stanziell weniger leicht die Bedingungen®“t¢! der staatsbirgerschaftlichen Regelungen
zu hinreichend vorhandenem Einkommen ,erfullen kbnnen“162.

Was § 10 Abs 1b StbG betrifft, ,verengt“1e3 die Rsp ,den Anwendungsbereich der Be-
stimmung dermal3en [...], dass ihr demonstrativer Charakter weitgehend verloren geht,
wiewohl gute Grunde fur ein weiteres Verstandnis der Bestimmung sprechen.“1¢4 Ne-
ben jenen Fallen, die ohnehin demonstrativ in der Bestimmung selbst aufgezahlt sind,
ist § 10 Abs 1b StbG ,auch auf jene Falle anzuwenden [...], in denen ein:e Minderjah-
rige:r nicht ausreichend Mittel nachweisen kann, weil ein unterhaltspflichtiger Elternteil

151 Stern, lus S 66.
152 Ependort.
153 Stern, lus S 65.
154 Ependort.
155 Stern, lus S 65f.
156 Stern, lus S 67.

157 Vgl auch § 4 Abs 1 Bundesgesetz betreffend Grundsatze fur die Sozialhilfe (Sozialhilfe-Grundsatz-
gesetz, wonach ,Leistungen der Sozialhilfe [...] dauerhaft niedergelassenen Fremden zu gewahren*
sind, ,die sich seit mindestens finf Jahren tatsachlich und rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalten.”

158 Stern, lus S 67.

159 stern, lus S 68.

160 Stern, lus S 69.

161 Ependort.

162 Ependort.

163 R&ssl, Ausnahmen S 462.
164 Ependort.
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aufgrund von Behinderung oder schwerwiegender Erkrankung nicht erwerbsfahig
ist.“16> Die Bestimmung ist nach der Rsp aber weder auf Alleinerzieherinnen ohne Kin-
der ,mit Behinderung“®®, noch auf Pflegekinder, die von ,leiblichen Eltern keine Unter-
haltszahlungen“®’” bekommen, noch auf ,Studierende® in ,Teilzeitbeschaftigung“1¢s,
noch auf ,Transpersonen, die Diskriminierung am Arbeitsmarkt erfahren®1t® noch auf
.Personen, die altersbedingt nicht mehr in der Lage sind, am Erwerbsleben teilzuneh-
men“170, anzuwenden.!’!

Die Nichtanwendbarkeit des § 10 Abs 1b StbG wurde vom LVwG Salzburg im Fall einer
alleinerziehenden Mutter minderjahriger Kinder72 damit begrindet, dass dem ,Fall [...]
das Element der Dauerhaftigkeit fehle“173, die ,Familien- und Einkommenssituation174
konne sich auch wieder andern.?’> Was das LVwG dabei unter ,Dauerhaftigkeit“1’¢ ver-
steht, ,bleibt etwas unklar“l’’. Die Interpretation des Begriffs ,schwankt zwischen ,auf
nicht absehbare Zeit' und ,Unabanderlichkeit’, geht aber starker in Richtung ,Unaban-
derlichkeit*.“178

165 Réssl, Ausnahmen S 464, mit Verweis ,VwG Wien, 27.2.2015, VGW-151/080/34242/2014; VWG
Wien, 3.3.2015, VGW-151/080/33041/2014. Eine Behinderung/schwerwiegende Krankheit der Eltern ist
hingegen nicht relevant, wenn es um eine volljahrige nicht selbsterhaltungsfahige Einblrgerungswer-
berin geht, vgl VwGH 9.11.2020, Ra 2020/01/0289 ua.”

166 Ependort, mit Verweis ,LVWG Salzburg 3.2.2016, LVwG-11/177/4-2016 und VWGH 15.11.2016, Ra
2016/01/0034 (Zurlickweisung der Revision)*.

167 Ependort, mit Verweis auf VWGH 29.1.2021, Ra 2020/1/0243.
168 Ependort.

169 Réss/, Ausnahmen S 464f.

170 R&ssl, Ausnahmen S 465.

171 Rdssl, Ausnahmen S 464f mit Verweis auf LVwWG Salzburg 3.2.2016, LVwG-11/177/4-2016, VWGH
15.11.2016, Ra 2016/01/0034, VwG Wien 30.10.2018, VGW-152/019/6622/2018, VWGH 6.4.2022, Ra
2021/01/0028, VwGH 29.1.2021, Ra 2020/1/0243 und VwGH 11.10.2016, Ra 2016/01/0169, VwG Wien
20.7.2017, VGW-152/022/09523/2017, VwG Wien 26.11.2018, VGW-152/071/12681/2018, VfGH
26.6.2019, EB89/2019, VwGH 27.9.2021, Ra 2019/01/0356, VwG Wien 16.4.2019, VGW
152/058/786/2019, VwWGH 19.8.2019, Ra 2019/01/0240, VwWGH 4.5.2022, Ra 2020/01/0238.

172 Vgl LVwG Salzburg 3.2.2016, LVwG-11/177/4-2016: ,Obwohl zweifellos anzuerkennen ist, dass es
im Fall der Beschwerdefiihrerin besonderer Anstrengungen bedarf, um als Alleinerzieherin von drei Kin-
dern einen hinreichend gesicherten Lebensunterhalt nachzuweisen, ist festzustellen, dass die Situation
der Beschwerdeflhrerin nicht mit jenen in § 10 Abs 1b StbG angefuhrten Tatbestanden vergleichbar ist.
Anders als die explizit genannten Ausnahmen haftet dem Fall der Beschwerdefiihrerin das Element der
Unabanderlichkeit nicht an.*

173 Réssl, Ausnahmen S 465,

174 Ependort.

175 Ebendort.

176 RGssl, Ausnahmen S 466.

177 Ependort.

178 Ependort.
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Altersbedingte ,Arbeits- und Erwerbsunfahigkeit, die nicht auf Behinderung oder dau-
erhafte schwerwiegende Erkrankung zurtckzuflhren ist, ,sondern auf das normale Al-
ter’, falle“’® der Rsp zufolge ,nicht unter § 10 Abs 1 StbG, da keine ,spezifische Aus-
nahmesituation‘ vorliege.“18° Die Rsp nimmt in diesem Zusammenhang begrindend
auch auf den ,gesetzgeberischen Willen“181 Bezug, mit dem eine andere Interpretation
nicht vereinbar sei.'82 Es wiurde namlich bei anderer Interpretation ,ab Erreichen eines
Alters, in dem mit einer Erwerbstatigkeit auch bei vollig gesunden Personen nicht
mehr zu rechnen ist’, der Nachweis des gesicherten Lebensunterhalts ganz entfal-
len“183 kdnnen.184

In der Literatur kritisiert wird diese Rsp ahnlich wie die Bestimmungen des § 10 Abs
127 StbG und des § 10 Abs 5 StbG aus dem Grund, ,dass eine restriktive Auslegung
der Ausnahmebestimmung nicht mit der Vermeidung finanzieller Belastungen von Ge-
bietskorperschaften gerechtfertigt werden kann, da die Staatsburgerschaft nicht mehr
das zentrale Kriterium fUr den Zugang zu Sozialhilfeleistungen darstellt.“18>

Dass § 10 Abs 1b StbG bei altersbedingter ,Arbeits- und Erwerbsunfahigkeit“:s¢ nicht
zur Anwendung kommen soll, wirde ,(a)us dem Wortlaut der Bestimmung [...] nicht“187
hervorgehen.18 Auch das ,systematische Argument der Rsp, dass eine andere Sicht-
weise zum ganzlichen Entfall des Nachweises des gesicherten Lebensunterhalts im
Alter fuhren wirde“#® wird als ,zu pauschal“l®° bezeichnet, da ja trotz Erreichens eines
héheren Alters grundsatzlich zusatzlich zu einem etwaigen Pensionsbezug oder an-
stelle eines Pensionsbezugs gearbeitet und damit Einkommen erwirtschaftet werden
kann.191

In der Literatur wird die Meinung vertreten, § 10 Abs 1b StbG als eine ,,Schutzbestim-
mung in Reaktion auf den Arbeitsmarkt, der bestimmte physische, psychische und
geistige Fahigkeiten voraussetzt“°2, zu verstehen. Einem solchen Verstandnis nach

179 Ebendort.

180 Ependort, mit Verweis auf VWG Wien 16.4.2019, VGW-152/058/786/2019, 13f und VwWGH
19.8.2019, Ra 2019/01/0240.

181 Réssl, Ausnahmen S 466.

182 Ependort, mit Verweis auf VWG Wien, 26.11.2018, VGW-152/071/12681/2018, 10 und VWGH
4.5.2022, Ra 2020/01/0238.

183 Ependort.

184 Ependort.

185 R&ssl, Ausnahmen S 467 mwN.
186 R&ssl, Ausnahmen S 466.

187 R&ssl, Ausnahmen S 468.

188 Ependort.

189 Ependort.

190 Ependort.

191 Ependort.

192 R&ssl, Ausnahmen S 469.

24



soll sie ,jene Falle ausgleichen, in denen der Arbeitsmarkt auf eine zufallige korperli-
che/geistige Disposition oder auf eine legitime Lebensentscheidung (zB Anderung des
Geschlechtseintrags oder Elternschaft) mit Ausschluss reagiert.“1%3 So verstanden,
»,mussten Grunde, denen eine gewisse Dauerhaftigkeit und Nachweisbarkeit zukommt
und die mit den Anforderungsprofilen im Bereich der Arbeitswelt zusammenhangen,
grundsatzlich unter die Bestimmung des § 10 Ab 1b StbG zu subsumieren sein.“1%4 Ein
weiterer Zugang ware, die Norm auf intersektionale Art und Weise zu verstehen. Auf
diese Weise konnte ,Behinderung® in einem weiteren Sinn behinderungsbezogener
Grunde verstanden werden. So gesehen, waren davon ,Diskriminierungen, die aus
mangelnder gesellschaftlicher Akkommodation unterschiedlicher physischer, psychi-
scher und geistiger Fahigkeiten oder aus der Zuschreibung von (mangelnden) Fahig-
keiten resultieren“1°5, umfasst, womit ,(a)ltersbezogene Benachteiligungen°¢ eng zu-
sammenhangen wurden.17

Verschiedene Versuche, die ,Regelungen?¢ — im Kontext gemeint wohl § 10 Abs 1 Z
7 StbG und § 10 Abs 5 StbG — vor dem VfGH wegen ,Unsachlichkeit“1*® zu bekampfen,
scheiterten zunachst.2%° Der VfGH erklarte in dem Zusammenhang, es liege ,im rechts-
politischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers nur jenen Personen die Osterrei-
chische Staatsburgerschaft zu verleihen, die ohne Inanspruchnahme von Sozialleis-
tungen das Auslangen finden.“201

Erst 2013 kam es — wie bereits eingangs dieses Abschnitts dargelegt — zu einer Auf-
hebung der genannten Bestimmungen durch den VfGH, wobei diese mit Ausnahme
einer Hartefallregelung in Abs 1 Z 7 iVm Abs 1b im Wesentlichen unverandert wieder
in Geltung gesetzt wurden (vgl dazu schon ausfuhrlich weiter oben).

Der gesicherte Lebensunterhalt blieb daher auch nach der Beanstandung durch den
VfGH weiterhin eine allgemeine Erteilungsvoraussetzung fur die Verleihung der
Staatsblrgerschaft. Festzuhalten ist dabei: ,Die Einblrgerungsbedingungen des § 10
sind der Ermessensubung nach § 11 vorgelagert.“202

193 R&ssl, Ausnahmen S 470.
194 Ependort.

195 R&ssl, Ausnahmen S 471.
196 Ependort.

197 Ependort.

198 Stern, lus S 62.

199 Ependort.

200 Ependort.

201 stern, lus S 62 mit Verweis auf VfGH 5.12.2007, B 1103/07. Die Entscheidung selbst ist im RIS,
wie die meisten Beschwerdebehandlungsablehnungen, nicht abrufbar, kann aber tber einen Hinweis in
VwGH 26.4.2010, 2007/01/0864 nachvollzogen werden.

202 Fessler/Fessler/Pfandner, Staatsburgerschaftsrecht. Kommentar § 11 2) mit Verweis auf VwGH
22.8.2006, 2005/01/0026 u mwN.
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2.6 §11 StbG

§ 11 StbG in der geltenden Fassung (BGBI 311/1985, zuletzt geandert durch BGBI
122/2009) lautet:

,Bei Entscheidungen nach diesem Bundesgesetz ist das Gesamtverhalten des Fremden im Hinblick auf
das allgemeine Wohl, die 6ffentlichen Interessen und das Ausmal3 seiner Integration zu berticksichtigen.
Zu dieser zahlt insbesondere die Orientierung des Fremden am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und
kulturellen Leben in Osterreich sowie das Bekenntnis zu den Grundwerten eines européischen demo-
kratischen Staates und seiner Gesellschaft.”

Dem bloken Wortlaut nach kdnnte die Bestimmung so aufgefasst werden, dass bei der
Frage, inwieweit ein hinreichend gesicherter LebensunterhaltiSd § 10 Abs 1 Z 7 StbG
vorliegt, auf das Gesamtverhalten eines Fremden Rucksicht zu nehmen ist — so ver-
standen konnte etwa eine besonders gelungene Integration Einkommensdefizite aus-
gleichen.

Die Literatur und Rsp des VWGH lehnen eine derartige Interpretation aber ab. Eine
~,Ermessensubung nach § 11 [...] kommt gar nicht in Betracht“%3, wenn die Vorausset-
zung des § 10 Abs 1 Z 7 StbG nicht erfullt ist.24 Im Rahmen ,der Ermessensubung
nach § 11 kommt es“2% aber unter anderem auch ,auf die ausreichende Integration
des Einburgerungswerbers an.“206

277 §10Abs 1Z6 StbG, § 10 Abs 2 Z1 StbG und § 10 Abs 2 Z 2 StbG

§ 10 Abs 1 Z 6 StbG, § 10 Abs 2 Z 1 StbG und § 10 Abs 2 Z 2 StbG differenzieren
ihrem Wortlaut nach nicht zwischen Fehlverhalten Jugendlicher und volljahriger
Personen.

§ 10 Abs 1 Z 6 StbG lasst seinem Wortlaut nach ,einen weiten Interpretationsspiel-
raum®207 zu.208 Bei der Prufung, ob eine Gefahrdung iSd § 10 Abs 1 Z 6 StbG vorliegt,
,ist das Gesamtverhalten des Verleihungswerbers zu berticksichtigen2%,das umfasst

203 Kind in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 11 Rz 2.

204 Ependort, mit Verweis auf VWGH 11.10.2000, 98/01/0629. Vgl auch Plunger in Plunger/Es-
ztegar/Eberwein, StbG. Staatsbirgerschaftsgesetz sowie Artikel 20-25 AEUV. Kommentar § 11 Rz 1.

205 Fessler/Fessler/Pfandner, Staatsburgerschaftsrecht. Kommentar § 11 7) mwN.

206 Ependort. Anm: Auch aus VWGH 17.9.2022, 2001/01/0323 ergibt sich, dass im Rahmen des Er-
messens nach § 11 StbG Integration durchaus auch zu Gunsten eines Verleihungswerbers zu beriick-
sichtigen ist.

207 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 168.
208 Ependort.
209 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 170.
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,Charakterbild“21°, begangene ,Straftaten“?1? und die ,Personlichkeit des Verlei-
hungswerbers®212.213 Zunachst ist dabei auf das verponte ,Verhalten“214 abzustellen,
wobei ,Rechtfertigungsgriinden und SchuldausschlieBungsgriinden nahekom-
mende Sachverhaltsvarianten“2'> ebenso zu berlcksichtigen sind wie ,Fallkonstellati-
onen, die das zur Bestrafung fuhrende Fehlverhalten nicht als Ausfluss einer spezifi-
schen Personlichkeitsstruktur erscheinen lassen®216, In einem zweiten Schritt ist auf
das ,Charakterbild“2?” abzustellen, danach ist eine ,Prognose“!8 zum kunftigen Ver-
halten des Verleihungswerbers erforderlich.219

Die in § 10 Abs 2 StbG aufgezahlten Verleihungshindernisse stellen ,absolute Hinder-
nisse“220 dar, ,bei deren Vorliegen die Staatsburgerschaft keinesfalls verliehen werden
darf.“221

Die vom § 10 Abs 2 Z 1 StbG erfassten bestimmten Tatsachen sind in der gesetzlichen
Regelung ,taxativ“222 aufgezahlt.

Unterschiedliche Ansichten gibt es in der Literatur und Rsp dazu, ob schon das bloRe
Vorliegen einer solchen bestimmten Tatsache an sich dazu fuhrt, dass die Staatsbur-
gerschaft nicht verliehen werden darf.

In einem Kommentar zur Bestimmung wird die Ansicht vertreten, es ware zunachst
,das Vorliegen solcher ,bestimmten Tatsachen’ festzustellen und dann eine begriin-
dete Prognose zu erstellen, inwiefern daraus der Schluss gerechtfertigt ist, dass der
Antragsteller kunftig die offentliche Ordnung und Sicherheit gefahrden oder andere in
Art. 8 Abs. 2 EMRK genannte o6ffentliche Interessen verletzten (sic!) werde.“223 Der
VwGH teilt diese Rechtsansicht allerdings nicht.224 In einem weiteren Kommentar wird

210 Ependort.
211 Ependort.
212 Ependort.

213 Ependort. Vgl dazu, inwieweit auf die Personlichkeit abzustellen ist, auch Fessler/Fessler/Pfandner,
Staatsburgerschaftsrecht. Kommentar § 10 19) mwN.

214 Plunger in Plunger/Esztegar/Eberwein, StbG. Staatsburgerschaftsgesetz sowie Artikel 20-25 AEUV.
Kommentar § 10 Abs 1Z6 Rz 9.

215 Ependort.
216 Ependort.
217 Ependort.
218 Ependort.
219 Ependort.
220 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 213.
221 Ependort.

222 Plunger in Plunger/Esztegar/Eberwein, StbG. Staatsbirgerschaftsgesetz sowie Artikel 20-25 AEUV.
Kommentar § 10 Abs 2 Z 1 Rz 23.

223 Ebendort.
224 v/g) Kapitel 3.8 und VWGH 30.9.2019, Ra 2018/01/0227.
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die Ansicht vertreten, die ,Behorde” durfe sich ,bei der Beurteilung des Begriffs ,be-
stimmte Tatsachen’ nicht auf das blof3e Vorliegen eines Sachverhalts beschranken,
sondern muss aus dem Gesamtverhalten beurteilen, ob die Gefahrdung eines Schutz-
guts des Art 8 Abs. 2 EMRK ein Einreiseverbot rechtfertigen wirde“22> Im selben Kom-
mentar wird die Ansicht vertreten, dass § 10 Abs 2 Z 1 StbG ein ,Ermessen®?2¢ ein-
raume, ,die Staatsburgerschaft zu verleihen, obwohl im Einzelfall eine der angefuhrten
Ziffern des § 53 Abs 2 Z 1 FPG erfullt ist, dies aber etwa aufgrund einer sehr langen
Aufenthaltsdauer nicht unter den Terminus ,bestimmte Tatsachen’ fallt. Begrindet wird
das damit, dass ansonsten auch Sachverhalte, die die Verhangung eines Einreisever-
botes gar nicht zur Folge hatten, zur Versagung der Verleihung der Staatsbirgerschaft
fUhren kdnnten.227

Die Aufzahlung der in § 10 Abs 2 Z 2 StbG 1. Satzteil genannten Verwaltungsubertre-
tungen ist demonstrativer Natur.228 Bei anderen Strafen muss ,es sich um Strafen von
mindestens der gleichen Qualitat handeln22®, Jauch die beiden Kriterien ,besonderer
Unrechtsgehalt und ,schwerwiegende Ubertretung* hinsichtlich aller Ubertretungen‘23°
mussen vorliegen.?3!

»(T)axativ‘s32 ist jedoch ,im Gegensatz zur demonstrativen Aufzahlung des 1. Satz-
teils“233 die Aufzahlung des zweiten Satzteils des § 10 Abs 2 Z 2 StbG.234 Bei diesen
taxativ aufgezahlten Verwaltungstbertretungen sind, anders als bei den nur demonst-
rativ aufgezahlten Verwaltungsibertretungen, ,die Umstande der Rechtsverletzung
nicht“35 zu ,priufen“s,

2.8 §10Abs 1Z 2 StbG und § 10 Abs 1a StbG

In Zusammenhang mit den Fragestellungen des Gutachtens liegt nahe, auch die Ver-
fassungskonformitat des § 10 Abs 1 Z 2 StbG in der geltenden Fassung (BGBI

225 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 215 mit Verweis ,vgl Fess-
ler/Keller/Pommerening-Schober/Szymanski, Staatsburgerschaftsrecht’” (2006), § 10, 89“.

226 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 219.
227 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 215f.

228 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 226; Plunger in Plunger/Es-
ztegar/Eberwein, StbG. Staatsburgerschaftsgesetz sowie Artikel 20-25 AEUV. Kommentar § 10 Abs 2
Rz 24f.

229 Ependort.
230 Ependort.
231 Ependort.
232 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 228.
233 Ependort.
234 Ecker/Kvasina/Peyrl in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 10 Rz 227f.

235 pjyngerin Plunger/Esztegar/Eberwein, StbG. Staatsbiirgerschaftsgesetz sowie Artikel 20-25 AEUV.
Kommentar § 10 Abs 2 Rz 25.

236 Ependort.
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311/1985 idF BGBI | 162/2021) in Zusammenschau mit § 10 Abs 1a StbG in der gel-
tenden Fassung (BGBI 311/1985 idF BGBI | 162/2021) zu untersuchen.

Dass Jugendstraftaten im StbG auch erfasst sein sollen, wurde mit einer Novelle
des StbG aus dem Jahr 1998 gesetzlich festgelegt, mit 1.1.1999 ist die novellierte Be-
stimmung des § 10 StbG in Kraft getreten.?3’ Die Gesetzesmaterialien zur Gesetzes-
anderung im Jahr 1998 gehen auf die dahinterstehenden Uberlegungen nicht ein, die
Rede ist lediglich von einer ,fur Jugendstraftaten erforderliche(n) Klarstellung“238. In
etwas anderer Formulierung hatte der Gesetzgeber Jugendstraftaten schon zuvor er-
fasst.239

Nach deram 1.1.1999 geltenden Gesetzeslage war aber noch nicht jede rechtskraftige
gerichtliche Verurteilung wegen einer oder mehrerer Vorsatztaten zu einer Freiheits-
strafe jedenfalls ein Verleihungshindernis, sondern lediglich rechtskraftige Verurteilun-
gen wegen einer oder mehrerer Vorsatztaten zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei
Monaten.240 Erst seit 2006 steht jede rechtskraftige Verurteilung wegen einer oder
mehrerer Vorsatztaten zu einer Freiheitsstrafe, auch zu drei oder weniger Monaten
Freiheitsstrafe, einer Verleihung der Staatsbirgerschaft jedenfalls entgegen.241 Vor
1999 bedurfte es hierflr noch Verurteilungen von mehr als sechs Monaten. 242

In diesem Zusammenhang beachtlich erscheint, dass die Hohe einer durchschnittli-
chen Freiheitsstrafe schon aufgrund gesetzlicher Bestimmungen bei Jugendlichen
deutlich niedriger ausfallen muss als bei Erwachsenen; vgl hierzu § 5 Z 3 u. 4 JGG243:

,Flr die Ahndung von Jugendstraftaten gelten die allgemeinen Strafgesetze, soweit im folgenden nichts
anderes bestimmt ist: [...]

3. An die Stelle der Androhung einer Freiheitsstrafe von zehn bis zwanzig Jahren tritt die Androhung
einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren.

4. Das Héchstmal3 aller sonst angedrohten zeitlichen Freiheitsstrafen wird auf die Hélfte herabgesetzt;
ein Mindestmal3 entfallt.

Diese beiden Ziffern des § 5 JGG haben sich ihrem Wortlaut nach seit der 1989 in
Kraft getretenen Stammfassung des JGG nicht verandert.244

2.9 §5Z10 JGG

§ 5Z 10 JGG in der geltenden Fassung (BGBI 599/1988 idF BGBI | 20/2020) lautet:

237 BGBI | 124/1998.

238 ErlautRV zu BGBI | 124/1998.

239 vgl § 10 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI 505/1994.
240 vgl § 10 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 124/1998.
241 vgl § 10 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 311/1985.
242 § 10 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI 505/1994.

243 § 5 JGG BGBI 599/1988 idF BGBI | 20/2020.

244 vg1 § 5 JGG BGBI 599/1988.
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,Fur die Ahndung von Jugendstraftaten gelten die allgemeinen Strafgesetze, soweit im folgenden nichts
anderes bestimmt ist: [...]
10. In gesetzlichen Bestimmungen vorgesehene Rechtsfolgen treten nicht ein.“

In Hinblick auf § 10 Abs 1 Z 2 StbG hat § 5 Z 10 JGG keine Relevanz: ,Fur den Aus-
schluss der Erlangung der dsterreichischen Staatsburgerschaft nach § 10 Abs 1 Z 2
und Z 3 StbG steht § 10 Abs 1a StbG der Anwendung von § 5 Z 10 entgegen.“45

2.10 § 7 Abs 1 StbG

Die heute gultige Fassung des § 7 Abs 1 StbG ist auf eine Gesetzesdanderung im
Jahr 2013 zurtckzufuhren. Diese wurde vom Gesetzgeber damit begrindet, dass Un-
gleichbehandlungen zwischen ehelichen und unehelichen Kindern maéglichst beseitigt
werden sollen. Die Gesetzesanderung sollte somit der Herbeifiihrung einer verfas-
sungskonformen Rechtslage dienen.?*¢ Dass der Gesetzgeber in der heute noch
geltenden Fassung des § 7 Abs 1 StbG nunmehr lediglich solche ,Vaterschaftsaner-
kenntnisse [...] oder gerichtliche Feststellungen der Vaterschaft“24” erfasst, ,die inner-
halb von acht Wochen nach Geburt des Kindes vorgenommen wurden“48, wird wie
folgt begrundet:

,Die Praxis zeigt, dass die meisten Anerkenntnisse innerhalb von vier Wochen nach der Geburt eines
Kindes vorgenommen werden, so dass eine Frist von acht Wochen als ausreichend und sachgerecht
erscheint, um einerseits sehr schnell Rechtssicherheit fiir das Kind in der Frage der Staatsblrgerschaft
herbeizufiihren und andererseits einen praxisgerechten Vollzug des Staatsblirgerschaftsrechtes zu ga-
rantieren. Fiir jene Félle, in denen erst nach diesem Zeitpunkt das Anerkenntnis vorgenommen wird
oder die gerichtliche Feststellung der Vaterschaft erfolgt, kénnen die Kinder die Staatsbiirgerschaft unter
den erleichterten Bedingungen des § 12 Abs. 2 erwerben (Siehe dazu die Erlduternden Bemerkun-

gen) . «249

Der Literatur zufolge kann § 7 Abs 1 StbG in Hinblick auf gerichtliche Abstammungs-
verfahren als ,‘totes Recht“250 betrachtet werden, ,weil es praktisch ausgeschlossen
ist, dass innerhalb von acht Wochen nach der Geburt durch gerichtlichen Beschluss
das Verfahren beendet ist“2>1. Es kdnnte daher geboten sein, ,die im Gesetz verwen-
dete Formulierung ,vorgenommen“2°2 nicht so zu verstehen, dass ,die Feststellung der
Vaterschaft selbst (durch das Gericht)*2°3 fristgerecht gesetzt werden muss, sondern

245 schroll, in Hdépfel/Ratz, Wiener Kommentar zum Strafgesetzbuch? § 5 JGG Rz 54.

246 ErjzutRV 2303/XXIV. GP. Die Aufhebung der Vorgangerbestimmung erfolgte durch VfGH
29.11.2012, G66/67/12, wie auch in Fessler/Fessler/Pfandner, Staatsburgerschaftsrecht. Kommentar §
7 2) festgehalten wird.

247 7 Abs 1 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 136/2013.

248 Ependort.

249 ErlautRV 2303/XXIV. GP.

250 Kind in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 7 Rz 28.

251 Ependort. Ahnlich auch die Bedenken von Schmitt, Staatsbirgerschafts-Novelle 2013, migraLex
2013 S 39, der zu bedenken gibt, ,dass gerichtliche Verfahren zur Feststellung der Vaterschaft wohl idR
langer als acht Wochen dauern.*

252 gchmitt, Novelle S 39.
253 Ebendort.
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dass lediglich verfahrenseinleitende Schritte ,fristgerecht gesetzt werden®?25* mus-
sen.2°>> Ein anderes Verstandnis der Bestimmung wirde, so die Literatur, das ,Kindes-
wohl [...] schwerbeeintrachtigen (sic!)“2°6.257

Bedenken werden in der Literatur auch ,im Hinblick auf eine Vereinbarkeit des § 7 Abs
1 letzter Satz iVm Z 4 mit Art 6 EMRK und Art 7 B-VG“2°¢ gedul3ert.2>°

Konkret wird in der Literatur betont, dass sich der Gesetzgeber bei der Novellierung
des § 7 Abs 1 StbG ,offensichtlich doch nicht zu einer hundertprozentigen Gleichstel-
lung Uberwinden konnte, sondern, wie bereits erwahnt, eine achtwochige Frist fur ein
Anerkenntnis oder eine gerichtliche Feststellung nach Geburt vorsieht.“2¢0 Problema-
tisch erachtet wird dies etwa fur Kinder, ,die im Ausland geboren wurden und/oder
deren Vater und/oder Mutter sich nicht im Sinne des Kindes um eine rechtliche Klarung
der Vaterschaft kimmern.“261 Auch § 12 Abs 2 StbG konne hier nicht ganz als Aus-
gleich dienen: Zum einen gelte dieser ,nur fur unmundige Minderjahrige“262, zum an-
deren falle bei Verfahren nach § 12 Abs 2 StbG eine hohere Geblhr an, als das bei
Verfahren nach § 7 Abs 1 StbG der Fall ist.2¢3 Es liege somit ,eine Differenzierung“264
vor, ,die nicht sachlich begriindbar ist.“26>

Aus Sicht des Ausschusses fiir die Rechte des Kindes der Vereinten Nationen
ist eine rechtliche Anpassung des § 7 StbG erforderlich. Im Unterkapitel ,Staats-
angehorigkeit® des Kapitels ,Blrgerliche Rechte und Freiheiten“ seiner ,Abschlie-
Rende(n) Bemerkungen zum kombinierten funften und sechsten periodischen Bericht
Osterreichs* empfiehlt der Ausschuss eine Reform des § 7 StbG dahingehend, dass
unehelich geborene Kinder nach ,Feststellung der Vaterschaft“2¢¢ riickwirkend die
Staatsbiirgerschaft erwerben. Der Ausschuss spricht allgemein von ,Feststellung®,
nicht von ,gerichtlicher Feststellung®, weshalb davon auszugehen ist, dass vaterschaft-
liche Anerkenntnisse von der Empfehlung mitumfasst sind. Da von zeitlichen Fristen

254 Ependort.

255 Ependort.

256 Schmitt, Novelle S 40.
257 Schmitt, Novelle S 39.
258 Ependort.

259 Ependort, mit Verweis auf Schmitt, Novelle S 38.
260 schmitt, Novelle S 39.
261 Ependort.

262 schmitt, Novelle S 40.
263 Ependort.

264 Ependort.

265 Ependort.

266 v/greinte Nationen, Ausschuss fir die Rechte c_i_es Kindes, Abschliefende Bemerkung zum kombi-
nierten flinften und sechsten periodischen Bericht Osterreichs, 6. Marz 2020, S 5.
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dort nichts zu lesen ist, wird die Empfehlung so zu verstehen sein, dass dieser ruck-
wirkende Erwerb unabhangig vom Zeitpunkt des vaterschaftlichen Anerkenntnisses
bzw der gerichtlichen Feststellung der Vaterschaft zu erfolgen hat:

.Der Ausschuss empfiehlt, der Vertragsstaat mége [...] angesichts der Mitteilung der Delegation (ber
ein vereinfachtes Verfahren fiir den Erwerb der dsterreichischen Staatsblirgerschaft durch unehelich
geborene Kinder ésterreichischer Viéter § 7 des dsterreichischen Staatsbiirgerschaftsgesetzes dahin-
gehend abéndern, dass diese Kinder die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft riickwirkend mit Feststel-
lung der Vaterschaft erwerben.”

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch ein Blick Uber die Landesgrenzen hin-
aus: Ein Rechtsvergleich mit der Gesetzeslage in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Zusammenhang mit der Staatsburgerschaft weist dabei erhebliche Unter-
schiede auf. Bezuglich der Abstammung stellt § 4 Abs 1 Satz 2 StAG?¢7 (Staatsange-
horigkeitsgesetz Deutschland) eindeutig fest, dass zwar auch in Deutschland die An-
erkennung oder Feststellung der Vaterschaft erforderlich ist, sollte lediglich der Vater
deutscher Staatsburger sein und nicht mit der Mutter des Kindes verheiratet sein (vgl
§ 1592 BGB%8). Nach § 4 Abs 1 Satz 2 StAG ist es in Deutschland hierfur jedoch
ausreichend, wenn eben dieses Feststellungs- oder Anerkennungsverfahren eingelei-
tet wird, bevor das Kind das 23. Lebensjahr erreicht hat. Hieraus ergibt sich eine
wesentliche Abweichung zur Rechtslage in Osterreich und dem § 7 Abs 1 StbG, da
hier lediglich eine Frist von 8 Wochen ab Geburt fur das Feststellung- und Anerken-
nungsverfahren vorgesehen ist.

267 § 4 Abs 1 Satz 2 StAG (Staatsangehdrigkeitsgesetz - Deutschland), https://www.gesetze-im-inter-
net.de/stag/ 4.html.

268 § 1592 BGB (Blrgerliches Gesetzbuch — Deutschland), https://www.gesetze-im-inter-
net.de/bgb/__1592.html.
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3 (Weitere) ausgewahlte Rechtsprechung des VWGH

In Kapitel 2 wurde bereits teilweise auf Rsp der Hochstgerichte Bezug genommen,
soweit diese in der herangezogenen Literatur behandelt wurde. Naher auf diese Judi-
katur eingegangen wurde, soweit sie auch in der behandelten Literatur naher themati-
siert wurde. Nachfolgend wird darUber hinaus auf weitere, in Zusammenhang mit dem
Gutachten relevant erscheinende Entscheidungen des VwGH eingegangen, da diese
auch den praktischen Vollzug durch die Staatsburgerschaftsbehérden und Verwal-
tungsgerichte malfdgeblich pragen:

3.1 Rechtsprechung des VWGH zu Anwendbarkeit des Unionsrechts
in Staatsburgerschaftsfallen

Aus Rsp des VWGH lasst sich ableiten, dass er in Fallen, in denen die Verleihung der
Staatsburgerschaft Verfahrensgegenstand ist, nicht von einem Unionsrechtsbezug
auszugehen scheint, anders als bei Verfahren rund um den ,Verlust der Unionsburger-
schaft269,270

3.2 Rechtsprechung des VWGH zu Art 8 EMRK

Der VWGH leitet aus Rsp des EGMR ab, dass ,(d)as Recht auf Staatsblrgerschaft[...]
als solches kein Recht der Konvention“?7! ist, ,sodass die Verweigerung derselben
nicht zu einer Verletzung von Art. 8 EMRK fuhrt“272 273

3.3 Rechtsprechung des VWGH zum BVG-Kinderrechte

Das BVG-Kinderrechte spielte in der Rsp des VwWGH soweit erkennbar bisher keine
grofde Rolle. In den nur wenigen Entscheidungen, in denen er dieses explizit anflihrt,
bezieht er sich vor allem auf einschlagige Rsp des VfGH zum BVG-Kinderrechte zur
besonders sorgfaltigen Priufung der Ruckkehrsituation Minderjahriger im Asyl- oder
Aufenthaltsbeendigungsverfahren.274

269 \\wGH 6.4.2022, Ra 2021/01/0028.

270 Ependort. Vgl auch VwGH 23.9.2014, 2013/01/0153: ,Zum Vorbringen betreffend einen angebli-
chen Verstol3 gegen die GRC wegen Unterlassung der Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung
durch die belangte Behorde bzw. des Diskriminierungsverbotes ist darauf zu verweisen, dass weder der
nach der Rechtsprechung des EuGH fir die Anwendbarkeit der GRC erforderliche Unionsrechtsbezug
noch ein Sachverhalt, wie er dem Urteil des EuGH in der Rechtssache C 135/08, Rottmann, zugrunde
lag, vorliegt.”

271 ywGH 23.9.2014, 2013/01/0153.
272 Ebendort.

273 Ependort, mit Verweis ,vgl. insoweit das Urteil des EGMR vom 11. Oktober 2011, Fall Genovese,
Appl. 53124/09, Rz 29, 31 und 33*.

274 ywGH 12.10.2022, Ra 2022/18/0124 RS 3.
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3.4 Rechtsprechung des VWGH zu § 10 Abs 1 Z 7 StbG und § 10 Abs
5 StbG

Der VWGH halt ausdrucklich fest, dass § 10 Ab 1 Z 7 StbG ,auch bei minderjahrigen
Verleihungswerbern zur Anwendung“?’> kommt.2’¢ Bei Minderjahrigen, die selbst ein-
kommenslos sind und die gegenuber ihren Eltern unterhaltsberechtigt sind, ,ist fur die
Beurteilung des auch fur Minderjahrige geltenden Erfordernisses des gesicherten Le-
bensunterhaltes jener der unterhaltspflichtigen Eltern als Haushaltseinkommen heran-
zuziehen*277 278

§ 10 Abs 5 StbG hat Rsp des VwWGH folgend ,nicht blof3 ,demonstrativen Charakter’,
sondern“?’® mit dieser Bestimmung ,ist [...] eine ,Definition‘ der in § 10 Abs 1 Z 7 StbG
aufgestellten zwingenden Verleihungsvoraussetzung eines hinreichend gesicherten
Lebensunterhalts des Verleihungswerbers vorgenommen worden 280, 281

3.5 Rechtsprechung des VWGH zu § 10 Abs 1b SthG

Aus Sicht des VWGH zahlen Minderjahrige, die mangels ausreichenden Haushalts-
einkommens der Eltern die Grenzen des § 293 ASVG nicht erfullen, nicht zu den von
§ 10 Abs 1b StbG erfassten Personengruppen.zs2 Eine ,(a)llein [...] auf Grund des
Alters bedingte eingeschrankte Erwerbsfahigkeit“223 reicht nicht aus, um sich auf § 10
Abs 1b StbG stutzen zu kdnnen.284 Ebenso stellt ,(d)er Umstand, dass“8> eine ,un-
mundige Minderjahrige weder faktisch noch rechtlich wie eine volljahrige Person am
Erwerbsleben teilnehmen kann“2¢, keine besonders berlcksichtigungswirdige Situ-
ation dar, welche in ihrer Bedeutung sowohl dem Grunde als auch der Nachweisbarkeit
nach den Tatbestanden des § 10 Abs. 1b StbG [...] vergleichbar ist.“287

275 \\wGH 29.1.2021, Ra 2020/01/0243; VWGH 21.1.2010, 2007/01/1136.
276 Ebendort.
277 \ywGH 31.5.2021, Ra 2019/01/0138 Rs 8.

278 Ependort, mit Verweis ,vgl. etwa VWGH 28.10.2009, 2007/01/0944, mwN, oder auch 21.1.2010,
2007/01/1136".

279 ywGH 6.4.2022, Ra 2021/01/0028.
280 Ebendort.

281 Ependort, mit Verweis ,vgl. VWGH 10.4.2008, 2007/01/1394; zuletzt 30.4.2018, Ro 2017/01/0003,
Ra 2017/01/0065, Rn. 23“. Vgl auch mit fast demselben Wortlaut VwGH 28.10.2009, 2007/01/0944.

282 \\wGH 29.1.2021, Ra 2020/01/0243; VWGH 9.11.2020, Ra 2020/01/0372, mit Verweis »vgl. zum
Fehlen diesbezlglicher verfassungsrechtlicher Bedenken VfGH 8.6.2020, E 3890/2019-5.

283 ywGH 4.5.2022, Ra 2020/01/0238.

284 Ependort unter Verweis auf unter anderem VfGH 8.6.2020, E3890/2019.
285 ywGH 9.11.2020, Ra 2020/01/0372 Rs 3.

286 Ependort.

287 Ependort. Sehr ahnlich hierzu VWGH 11.10.2016, Ra 2016/01/0169 u. VWGH 29.1.2021, Ra
2020/01/0243.
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Es stellt nach Ansicht des VwWGH ,keinen mit einer Behinderung oder einer dauerhaften
schwerwiegenden Krankheit gemal § 10 Abs. 1b StbG vergleichbaren Grund“28 dar,
,wenn das Haushaltseinkommen der Eltern eines minderjahrigen Antragstellers im
malfdgeblichen Berechnungszeitraum nach § 10 Abs. 5 StbG nicht den mal3geblichen
,Haushaltsrichtsatz’ nach § 293 Abs. 1 ASVG erreicht“289,290

Ganz grundsatzlich halt der VWGH in seiner Rsp fest, dass die Anwendbarkeit des §
10 Abs 1b StbG ,nicht mit einer mit den ,Lebensumstanden’ wie etwa Alter, fehlende
Deutschkenntnisse oder langere Erwerbslosigkeit begrindeten Einschrankung der Er-
werbsfahigkeit der Mitbeteiligten begrindet werden“! kann.2°2 Das Erkenntnis VfGH
1.3.2013, G106/2, das grundlegend dafur war, dass § 10 Abs 1b StbG Uberhaupt als
Gesetz beschlossen wurde, 293 legt der VWGH nicht in dem Sinn aus, dass sich daraus
eine Pflicht zur Ausnahme einer alleinerziehenden Frau mit drei Kindern ,vom Verlei-
hungserfordernis des § 10 Abs. 1 Z 7 iVm § 10 Abs. 5 StbG“2°4 ergabe.2°°

3.6 Rechtsprechung des VWGH zu § 10 Abs 1 Z 6 StbG und Jugend-
straftaten

§ 10 Abs 1 Z 6 StbG ,umschreibt ein eigenstandiges Verleihungshindernis ohne Be-
dachtnahme auf andere Verleihungshindernisse“2%. Zu berucksichtigen ist das ,Ge-
samtverhalten des Einburgerungswerbers“2%7, das sich nicht nur, aber auch?%¢ jwesent-
lich [...] durch das sich aus der Art, Schwere und Haufigkeit der von ihm begangenen
Straftaten ergebende Charakterbild bestimmt“2%°. Dabei dirfen auch ,Jugendstraftaten
[...] herangezogen werden“3®, Anders als bei § 10 Abs 2 Z 1 StbG30! ist bei § 10 Abs
1 Z 6 StbG ,eine Prognose Uber das zukunftige Wohlverhalten des Verleihungswerbers
zu treffen.“302

288 \ywGH 29.1.2021, Ra 2020/01/0243 Rs 7.

289 Ependort.

290 Ependort, mit Verweis ,vgl. VWGH 9.11.2020, Ra 2020/01/0372, mwN*,
291 ywGH 4.5.2022, Ra 2020/01/0238 Rs 6.

292 Ependort. Vgl auch VWGH 27.9.2021, Ra 2019/01/0356 zur Nichtanwendbarkeit von § 10 Abs 1b
StbG bei Personen mit Erwerbsunfahigkeit aufgrund fortgeschrittenen Alters.

293 /gl hierzu Kapitel 2.5 und 4.4.1.
294 \ywGH 15.11.2016, Ra 2016/01/0034 Rs 3.
295 Ependort.
296 \ywGH 6.12.2007, 2005/01/0460, mit Verweis auf VWGH 21.4.1999, 98/01/0341.
297 ywGH 16.7.2003, 2002/01/0245.
298 \/\wGH 17.9.2002, 2001/01/0032 Rs 1.
299 Ependort.
300 vwGH 23.1.2018, Ra 2017/18/02486.
301 Siehe dazu Kapitel 3.8.
302 \ywGH 30.9.2019, Ra 2018/01/0227.
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Auch Jugendstraftaten konnen zu einer negativen Prognose fiihren, sofern sie
nicht ,ausreichend lange“®3 zurlckliegen.3** Wenn die ,Tatzeitpunkte*3°> von Jugend-
straftaten allerdings schon lange zuruckliegen, bieten diese ,keine ausreichende
Grundlage dafur, das Vorliegen eines Verleihungshindernisses nach § 10 Abs. 1 Z 6
StbG 1985 anzunehmen®39.307 Der VwWGH verweist in diesem Zusammenhang auf ei-
nen ,Bericht des Justizausschusses zur Novelle des Jugendgerichtsgesetzes mit
BGBI. | Nr. 19/2001308, wonach ,Jugendkriminalitat - wie allgemein anerkannt sei -
uberwiegend kein Anzeichen fur den Beginn ,krimineller Karrieren® darstelle, sondern
vielmehr Ausdruck voribergehender Probleme bei der Anpassung an die Erwachse-
nenwelt sei, die in aller Regel bald Uberwunden werden kdnnen“® und gibt zu beden-
ken, dass ,sich [...] aus derartigen Delikten nur bedingt Ruckschlisse auf den Charak-
ter einer Person ziehen10 lassen.3!! Aus der Begehung von , Taten*12 eines zum Zeit-
punkt der Begehung der Tat ,strafunmundigen®13 Verleihungswerbers durfen jedoch
keine Schlusse in Hinblick auf § 10 Abs 1 Z 6 StbG gezogen werden.314

Dass ein Verleihungswerbers strafrechtlich unbescholten ist, muss aber nicht ,zu einer
fur ihn positiven Prognose zukunftigen Wohlverhaltens fuhrens.316 Die Gefahrlich-
keit eines Verleihungswerbers im Sinn des § 10 Abs. 1 Z 6 StbG kann sich namlich
auch aus besonderen Umstanden in seiner Person ergeben, die bislang noch zu kei-
nem Konflikt mit dem Strafgesetz gefuhrt haben.“” Der VwWGH betont in seiner Rsp,
dass ,bei der Prifung nach § 10 Abs. 1 Z 6 StbG 1985 ein strenger Mal3stab anzule-
gen“318 iSt_319

303 vwGH 20.11.2007, 2005/01/0449 Rs 2.

304 Ependort, mit Verweis ,vgl. insofern das hg. E vom 8. Marz 2005, ZI. 2004/01/0421°.
305 vwGH 8.3.2005, 2004/01/0421.

306 Ependort.

307 Ependort.

308 Ependort.

309 Ependort. Verwiesen wird in Zusammenhang damit auf ,404 BIgNR 21. GP 1%
310 Ependort.

311 Ependort.

312 ywGH 25.3.2003, 2001/01/0601.

313 Ebendort.

314 Ependort.

315 vwGH 25.9.2018, Ra 2018/01/0325.

316 Ependort.

317 Epbendort.

318 ywGH 18.3.2022, Ra 2022/01/0056.

319 Ebendort, mit Verweis ,vgl. zu diesem Ziel bzw. die allgemeine Wertung des Gesetzgebers nach
der Staatsbirgerschaftsrechts-Novelle 2005, BGBI. | Nr. 37/2006, bereits VwGH 10.4.2008,
2007/01/1394, und 20.9.2011, 2009/01/0024, mwN*.
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Aus Sicht des VwGH stand § 10 Abs 1 Z 6 StbG der Verleihung der Staatsburgerschaft
an einen Minderjahrigen, der im Alter von 14 Jahren ,ein Fahrzeug ohne einen Flhrer-
schein gelenkt und wahrend dieser Fahrt zweimal den Fahrstreifen gewechselt*320 hat,
,ohne dabei den Blinker zu benlitzen?!, entgegen.322 Das Verleihungshindernis des §
10 Abs 1 Z 6 StbG war aus Sicht des VWGH etwa auch im Falle eines Mannes erfllt,
der eine Zweitehe eingegangen war.323 ,(G)rundsatzlich von Bedeutung“?4 kann in Zu-
sammenhang mit § 10 Abs 1 Z 6 StbG beispielsweise auch ,(d)as Verschweigen von
frher verwendeten Alias-ldentitaten“?> sein.326

3.7 Rechtsprechung des VWGH zu § 10 Abs 2 StbG allgemein

Der VWGH hat in seiner Rsp klargestellt, dass ,(j)edem der in § 10 Abs. 1 bis 3 StbG
umschriebenen Verleihungshindernisse [...] jeweils eine eigenstandige Bedeutung“3?’
zukommt, und zwar ,ohne Bedachtnahme auf andere Verleihungshindernisse2s.32°

3.8 Rechtsprechung des VWGH zu § 10 Abs 2 Z 1 StbG

Der VWGH vertritt gestutzt auf den Wortlaut des § 10 Abs 2 Z 1 StbG die Rechtsansicht,
dass schon allein bei Vorliegen einer entsprechenden bestimmten Tatsache ein Ver-
leihungshindernis vorliegt.33° Aus Sicht des VWGH ,verbleibt*31 (f)ar eine am Malystab
des Art. 8 Abs. 2 EMRK vorzunehmende Interessenabwagung durch die Staatsblrger-
schaftsbehdrde [...] kein Raum®332, Die auf einen Kommentar zum StbG gestitzte
Rechtsansicht eines Verwaltungsgerichts,?33 es sei ,das Verleihungshindernis“334 des
§ 10 Abs 2 Z 1 StbG ,,nur dann anzunehmen, wenn aufgrund der bestimmten Tatsache
die Annahme gerechtfertigt sei, dass der durch die Verleihung der Staatsbirgerschaft
perpetuierte kinftige Aufenthalt des Antragstellers die 6ffentliche Ordnung und Sicher-
heit gefahrden oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten o6ffentlichen Interessen

320 \wGH 22.7.2019, Ra 2019/01/0258.
321 Ependort.

322 Ependort.

323 \ywGH 14.12.2018, Ra 2018/01/0406.
324 \/wGH 19.10.2011, 2008/01/0778.

325 Ependort.

326 Ependort.

327 \ywGH 2.9.2020, Ra 2020/01/0237 Rs 2.
328 Ependort.

329 Ependort, mit Verweis ,vgl. etwa VWGH 10.4.2008, 2005/01/0013, mwN, sowie 28.2.2019, Ra
2019/01/0059, zum Verhéltnis des § 10 Abs. 1 Z 6 zu § 10 Abs. 1 Z 2 und 3 bzw. zu § 10 Abs. 2 Z 7
SthG*.

330 vwGH 30.9.2019, Ra 2018/01/0227.
331 Ebendort.
332 Ebendort.

333 Ebendort, demnach habe das Landesverwaltungsgericht Oberdsterreich sich auf ,,Plunger in Plun-
ger/Esztegar/Eberwein (Hrsg.), StbG (2017) § 10, Rn 23“ gestitzt.

334 Ependort.
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zuwider laufen wirde“33s5, lehnte der VwWGH unter Hinweis auf den Wortlaut der Bestim-
mung und auf die Gesetzesmaterialien ab.33¢

Auch eine ,‘Prognoseentscheidung“337 ist in Zusammenhang mit § 10 Abs 2 Z 1 StbG
nicht zu treffen.338

3.9 Rechtsprechung des VWGH zu § 10 Abs 2 Z 2 StbG

§ 10 Abs 2 Z 2 StbG ,normiert mit dem ersten und zweiten Satzteil zwei Verleihungs-
hindernisse. Bei Vorliegen eines der beiden genannten Hindernisse (schwerwiegende
Verwaltungsubertretung mit besonderem Unrechtsgehalt einerseits, schwerwiegende
Ubertretung bestimmter Gesetze andererseits) darf die Staatsbirgerschaft nicht ver-
liehen werden.“339

Das Vorliegen einer schwerwiegenden Verwaltungsiubertretung allein reicht beim ers-
ten in der Bestimmung aufgezahlten Verleihungshindernis allerdings nicht aus, es
braucht zusatzlich ,einen besonderen Unrechtsgehalt“34°. Davon ist ,auszugehen [...],
wenn die Tat nicht nur das verbotene Tun verwirklicht, sondern erheblich Uberschrei-
tet“341 oder ,die Tat unter besonders gefahrlichen Umstanden - etwa mit einer abstrak-
ten Gefahrdung mehrerer Personen einhergehend — erfolgt.“342 Ein solcher besonderer
Unrechtsgehalt liegt bei ,Verwaltungsubertretungen mit einer Bestrafung im unteren
Drittel des Strafrahmens [...] in der Regel nicht“343 vor, ,soweit im Einzelfall nicht be-
sondere Umstande flr das Vorliegen eines besonderen Unrechtsgehaltes festgestellt
werden kdnnen.“344

Beim zweiten in § 10 Abs 2 Z 2 aufgezahlten Verleihungshindernis braucht es keinen
besonderen Unrechtsgehalt der Verwaltungstbertretung.34> ,Im § 10 Abs. 2 Z 2 zweiter
Satzteil StbG sind die Gesetze taxativ aufgezahlt, bei deren schwerwiegender Uber-
tretung und rechtskraftiger Bestrafung daflir das Verleihungshindernis vorliegt.“34¢ Da-

335 Ependort.
336 Ependort.
337 Ependort.
338 Ependort.
339 vwGH 19.9.2012, 2010/01/0041 Rs 1.
340 ywGH 19.9.2012, 2010/01/0041 Rs 2.
341 Ependort.
342 Ependort.
343 Ebendort.
344 Ependort.
345 vgl VWGH 26.1.2012, 2011/01/0153 Rs 2.
346 \y\wGH 19.9.2017, Ra 2017/01/0277.
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bei stellt der VWGH klar, dass schon eine einzige Bestrafung nach einem solchen Ge-
setz ausreichen kann, wenn sie ,wegen einer schwerwiegenden Ubertretung“347 er-
folgt.348

3.10 Rechtsprechung des VWGH zu § 11 StbG

§ 11 StbG ist ,auch auf Verfahren ohne Ermessensspielraum anwendbar und dient als
Interpretationsmaxime fur § 10 Abs. 1 und 2 Stbh(G*349,3%0

Bei Verfahren zur Verleihung der Staatsburgerschaft muss zunachst immer gepruft
werden, ob die Voraussetzungen des § 10 Abs 1 StbG erfullt sind bzw Verleihungshin-
dernisse bestehen. ,Nur, wenn dies nicht der Fall ist, ist vom Ermessen®*!iSd § 11
StbG ,Gebrauch zu machen®3:2.353 Die Klarung der Frage, ob ein Verleihungshindernis
des § 10 Abs 1 Z 2 StbG vorliegt, ist ,einer Ermessungsubung nach § 11 StbG vorge-
lagert und liegt nicht im (freien) Ermessen der Behorde3>4. Liegt ein Verleihungshin-
dernis des § 10 Abs 1 Z 6 StbG vor, ist ein ,Ruckgriff auf § 11 StbG [...] verfehlt*3>s.
Auch bei Fehlen der Voraussetzungen des § 10 Abs 1 Z 7 StbG iVm § 10 Abs 5 StbG
L,bleibt“3%¢ fur eine positive Ermessensibung im Sinne des § 11 StbG ,kein Raum®357.358

»(D)ie Integration3*® eines Verleihungswerbers ist bei einer Ermessensubung nach §
11 StbG ,ein malgebliches Kriterium“®o, (V)on den in § 11 StbG 1985 angesproche-
nen oOffentlichen Interessen kdnnen fremdenpolizeiliche Interessen in bezug auf die in
§ 11a und § 17 StbG 1985 angeflihrten Angehdrigen eines Antragstellers nicht umfaldt
sein, weil der Gesetzgeber im StbG bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen dem
Angehdrigen des Antragstellers einen Rechtsanspruch auf Verleihung der Staatsbir-
gerschaft einrdumt.“¢! Dass eine Prufung der Voraussetzungen des § 10 StbG ei-

347 Ebendort.
348 Ebendort.
349 ywGH 10.12.2021, Ra 2021/01/0291 Rs 5.

350 Ependort, mit Verweis ,vgl. auch Fessler/Fessler/Pfandner, Staatsburgerschaftsrecht (2018), 68,
Anm. 1 zu § 11 StbG*.

351 ywGH 23.4.2009, 2006/01/0694.
352 Ebendort.

353 Ependort, mit Verweis ,val. Fessler/Keller/Pommerenig-Schober/Szymanski, Staatsburgerschafts-
recht, 7. Aufl. (2006) S. 121

354 VwGH 26.1 .2012, 2012/01/0001, mit Verweis ,vgl. das hg. Erkenntnis vom 25. November 2009, ZI.
2009/01/0057, mwN*.

355 vwGH 18.3.2022, Ra 2022/01/0056.
356 ywGH 16.12.2009, 2006/01/0888.
357 Ependort.
358 Ependort, mit Verweis ,vgl. dazu etwa das hg. Erkenntnis vom 30. August 2005, ZI. 2004/01/0578".
359 vwGH 23.9.2009, 2006/01/0057.
360 Ependort.
361 vwGH 22.2.1995, 93/01/0967 Rs 1.
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ner Ermessensausubung nach § 11 StbG vorgelagert ist, bedeutet nicht, dass Um-
stande, die im Rahmen des § 10 StbG zu beachten waren, im Rahmen des § 11 StbG
nicht mehr zu beachten waren.352 So kann im Rahmen der Ermessensausibung nach
§ 11 StbG etwa auch ein in der Vergangenheit liegendes strafrechtliches Fehlverhalten
mitzuberucksichtigen sein, auch wenn die Voraussetzungen des § 10 Abs 1 Z 6 StbG
fallbezogen nicht vorliegen.3¢3 Dass ein Verleihungswerber ,mit dem Gesetz in Konflikt
geraten ist“%4, bedeutet aber nicht, dass eine gelungene ,Integration [...] zu vernei-
nenes jst.366

3.11 Rechtsprechung des VWGH zu § 7 StbG

Konkret zur Frage der VerfassungsmaRigkeit der aktuell geltenden Fassung des § 7
StbG lasst sich aus Rsp des VwWGH nichts flr das Gutachten unmittelbar Wesentliches
ableiten.

362 /gl VWGH 4.9.2008, 2005/01/0129 u. VWGH 10.4.2008, 2005/01/0777.
363 vgl VWGH 13.12.2005, 2003/01/0570.
364 \/\wGH 27.2.2007, 2004/01/0580.
365 Ependort.
366 Ependort.
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4 Rechtsprechung zum verfassungsrechtlichen Rahmen

4.1 BVG-Kinderrechte und Kindeswohl

In seiner Rsp der letzten Jahre hat sich der VfGH mehrfach explizit zum BVG-
Kinderrechte geaul3ert. In den bisherigen Gesetzesprufungsverfahren bzw Einzelfal-
len, in denen der VfGH sich damit auseinandersetzte, ging es ua um Sozialhilfeleis-
tungen3®’, hauslichen Unterricht3¢8, Obsorge3%® und sonstige Fragestellungen des Fa-
milienrechts3’°, um den Familienangehdrigenbegriff im Asylverfahren3’! sowie Einzel-
fallentscheidungen im Asylbereich, dort vornehmlich um die mangelhafte Bertcksich-
tigung der Situation von Kindern.372

Einen in Hinblick auf das Gutachten interessanten Ansatz verfolgte der VfGH in einem
Erkenntnis, das sich mit der Zulassigkeit von Sozialhilfe-Hochstsatzen auseinander-
setzte. Der VfGH sah Regelungen mit Sozialhilfe-Hochstsatzen fur Familien mit meh-
reren Kindern als unvereinbar mit Art 1 BVG-Kinderrechte und erkannte in der Bestim-
mung eine Verletzung dieser verfassungsrechtlichen Bestimmung. Begrindend flhrte
der VfGH aus, die Verfassungswidrigkeit liege vor, ,da der Grundsatzgesetzgeber bei
der Ausgestaltung der Hochstsatze Kinder in Mehrkindfamilien in unsachlicher Weise
benachteiligt.“373 In der Literatur wurde daraus ,die Pflicht des Staates, sein Handeln
daran zu messen, ob eine unsachliche Benachteiligung der betroffenen Kinder in ihrem
Recht auf bestmdgliche Entwicklung und Entfaltung gegeben ist“374, abgeleitet.37>

In einigen Entscheidungen zum BVG-Kinderrechte stellte der VfGH vor allem auf Art
1, zweiter Satz BVG-Kinderrechte ab.

367 VfGH 12.12.2019, G164/2019 ua zum SozialhilfegrundsatzG ua; VfGH 1.12.2018, G308/2018 zum
Bgld MindestsicherungsG; VfGH 7.3.2018, G136/2017 ua zum NO MindestsicherungsG.

368 VfGH 10.3.2015, E1993/2014 zu Schulpflicht und Unterrichtsfreiheit.

369 viGH 9.10.2015, G152/2015 zu Kindschaftsrecht und Sorgerecht bei Auflésung der Ehe; VfGH
28.6.2012, G114/11 zur alleinigen Obsorge der Mutter fir das uneheliche Kind.

370 vfGH 30.6.2012, G230/2021 zur Elternschaft bei gleichgeschlechtlichen Paaren; VfGH 13.12.2016,
G494/2015 zum personlichen Kontakt des mj Kind mit einem hierzu bereiten Dritten; VIGH 11.12.2014,
G18/2014 zum Mindestaltersabstand bei Adoptionen; VfGH 11.12.2014, G119/2014 zur gemeinsamen
Adoption eingetragener Partnerschaft; VIGH 18.6.2022, G30/2022 zur Nicht-Anwendung des auslandi-
schen Rechts bei Adoptionen auf Grund der ordre public-Klausel des IPR-G.

371 ViGH 26.6.2020, G298/2019 zur Unsachlichkeit der Legaldefinition des Familienangehdrigen im
AsylG 2005 mangels Moglichkeit der Ableitung des Schutzstatus des gesetzlichen Vertreters auf ein
minderjahriges Kind trotz einem — bereits vor der Einreise bestehenden — Eltern-Kind-ahnlichen Ver-
haltnis.

372 30 zB VfGH 10.3.2021, E345/2021 ua zur mangelhaften Auseinandersetzung mit der Situation ira-
kischer Kinder; VfGH 11.10.2017, E1803/2017 ua zur fehlenden Berticksichtigung der Minderjahrigkeit
afghanischer Kinder; VfGH 29.4.2021, E15/2021 ua zur mangelhaften Auseinandersetzung mit den Lan-
derberichten betreffend Minderjahrige.

373 VfGH 12.12.2019, G164/2019 ua Rz IV.2.3.1.3.3.
374 Ghner, Armut S 190.
375 Ependort.
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Eine Berucksichtigung des Kindeswohls abgesehen vom BVG-Kinderrechte findet
sich in der Rsp des VfGH auch in zahlreichen Aufenthaltsbeendigungsverfahren von
Elternteilen3’¢ und freilich auch in Verfahren zu den im vorigen Absatz genannten The-
menbereichen, in denen das BVG-Kinderrechte noch nicht in Kraft war.3””

Schon mehrfach wurde bisher im Bereich des StbG vom VfGH explizit auf das Kindes-
wohl Bezug genommen. Es handelte sich dabei zumeist um Falle im Kontext Eltern-
schaft und Fortpflanzungsmedizin,37¢ aber auch um Erstreckung des Verlusts der
Staatsburgerschaft auf eheliche Kinder37® und den Ausschluss unehelicher Kinder ei-
nes oOsterreichischen Vaters und einer Mutter mit fremder Staatsangehorigkeit vom Er-
werb der Staatsburgerschaft durch Abstammung.38°

Thematisch finden sich daher, soweit festgestellt werden konnte, bisher durchaus Ent-
scheidungen des VfGH zum Kindeswohl im Bereich des im Gutachten untersuchten §
7 StbG381, noch nicht jedoch im Bereich der anderen zu untersuchenden Regelungen.
Besonders relevant erscheint prima facie das Erkenntnis des VIGH vom 29.11.2012,
G66/12 ua, in welchem der VfGH das Wort "Eheliche" in § 7 Abs 1 StbG 1985 idF BGBI
311/1985 sowie § 7 Abs 3 StbG idF BGBI 311 per 31.12.2013 als verfassungswidrig
aufgehoben hat. Es handelte sich dabei um Bestimmungen des StbG 1985 Uber den
Ausschluss unehelicher Kinder eines osterreichischen Vaters und einer Mutter

376 S0 zB VFGH 14.6.2022 , E 2681/2021 zu Auswirkungen der Aufenthaltsbeendigung des irakischen
Vaters auf seine 6sterreichischen Kinder; VfGH 13.6.2022, E979/2021 zur Trennung von Mutter und
Sohn.

377 30 zB VfGH 28.6.2003, G78/00 zu den Bestimmungen des burgerlichen Rechts ber die Legitima-
tion zur Bestreitung der Ehelichkeit eines Kindes gegen das Recht auf Privat- und Familienleben auf
Grund der rechtlichen Unmadglichkeit fiir das Kind als Hauptbetroffenen, seine Abstammung vom Ehe-
mann der Mutter zu bestreiten.

378 viGH 30.6.2022, G230/2021 zur Diskriminierung der ,anderen Elternschaft“ bei weiblichen gleich-
geschlechtlichen Paaren; VfGH 11.10.2012, B99/12 ua zur Annahme eines Widerspruchs der Leihmut-
terschaft zum ordre public und daher Nichtanerkennung der ukrainischen Geburtsurkunden denkun-
moglich im Hinblick auf das Kindeswohl; VfGH 14.11.2012, B13/11 zur gleichheitswidrigen Feststellung
des Nichterwerbs der dsterreichischen Staatsblrgerschaft durch Abstammung bei Geburt durch eine
US-amerikanische Leihmutter sowie verbindlichen Festlegung des Status der Abstammung durch die
US-amerikanischen Regelungen Uber medizinisch unterstiitzte Fortpflanzung (kein Widerspruch zum
Osterreichischen ordre-public).

379 ViGH 27.6.2013, G68/2012 zur Aufhebung einer Bestimmung des StbG 1985 (iber die Erstreckung
des Verlusts der Staatsburgerschaft auf eheliche Kinder (und Wahlkinder) wegen VerstolRes gegen den
Gleichheitsgrundsatz. VfGH 27.06.2013, G64/2012 zur Gleichheitswidrigkeit einer Bestimmung des
StbG 1965 uber die Erstreckung des Verlusts der Staatsburgerschaft des Vaters auf seine ehelichen
Kinder wegen VerstolRes gegen den Gleichheitsgrundsatz. Es besteht demnach keine sachliche Recht-
fertigung fur die Ungleichbehandlung ehelicher und unehelicher Kinder; VfGH 14.3.2013, G63/12, VfSlg
19.745: Keine Verfassungswidrigkeit einer Bestimmung des Staatsbirgerschaftsgesetzes 1949 betref-
fend die Differenzierung zwischen ehelicher und unehelicher Geburt bei Erwerb der Staatsbirgerschaft
durch Abstammung angesichts der in den Staatsburgerschaftsgesetz-Novellen 1983 und 1986 vorge-
sehenen Ubergangsbestimmungen; zeitliche Begrenzung der Mdglichkeit einer Gleichstellung von unter
die alte Rechtslage fallenden Tatbestanden mit der neuen Rechtslage aus Griinden der Rechtssicher-
heit gerechtfertigt.

380 VfGH 29.11.2012, G66/12 ua zur Aufhebung von Bestimmungen des StbG 1985 tber den Aus-
schluss unehelicher Kinder eines dsterreichischen Vaters und einer Mutter mit fremder Staatsangeho-
rigkeit vom Erwerb der Staatsbiirgerschaft durch Abstammung wegen VerstolRes gegen die EMRK.

381 vgl dazu Kapitel 4.5.4.
42



mit fremder Staatsangehorigkeit vom Erwerb der Staatsbiurgerschaft durch Abstam-
mung. Der VfGH erkannte darin einen Verstol3 gegen die EMRK im Hinblick auf den
Schutz des Familienlebens. Der VfGH konnte keine sachliche Rechtfertigung der Be-
nachteiligung dieser Kinder durch den Verweis auf ein Verfahren zur Verleihung der
Staatsburgerschaft unter bestimmten Voraussetzungen feststellen.382

Auch das Erkenntnis des VFGH vom 26.2.2014, G88/2013, bestatigte einen Verstol}
von Bestimmungen des StbG 1985 (in der Fassung vor der Novelle 2013) Uber die
Rechtsvermutung des Staatsburgerschaftserwerbs kraft Abstammung gegen die
EMRK wegen Ungleichbehandlung von ehelich und unehelich geborenen Kin-
dern. Es lag eine Unsachlichkeit der Vorschriften fur vor dem 1.9.1983 im Gebiet der
Republik geborene Kinder mangels bestehender Ubergangsregelungen vor.383

4.2 Art24 GRC

Der VfGH hat grundsatzlich auch Art 24 GRC schon als verfassungsgesetzlich gewahr-
leistetes Recht herangezogen.3#* Bisher betraf dies noch nicht viele Falle, im RIS kon-
nen verschlagwortet zur genannten Norm aktuell sechs Entscheidungen38> gefunden
werden, wovon funf Asylverfahren betrafen und eine Entscheidung das Kindschafts-
recht.38 Haufig hat der VfGH dabei jedoch gleichzeitig das BVG-Kinderrechte heran-
gezogen.

In der Rsp des VfGH zum StbG findet sich, wohl aus den im Folgenden dargelegten
Grlnde, keine Bezugnahme auf Art 24 GRC.

Art 24 GRC stellt insgesamt eindeutig klar, dass der Schutz und das Wohl eines Kindes
bei allen das Kind betreffenden Malkinahmen eine vorrangige Erwagung ist und immer
Berucksichtigung finden muss, unabhangig davon, ob solche Malihahmen von 6ffent-
lichen Stellen oder privater Einrichtungen vollzogen werden.38” Dabei sind stets samt-
liche Umstande des Einzelfalls im Interesse des Kindeswohls zu beachten, weswegen
hierbei unter anderem das Alter des Kindes, seine korperliche und emotionale Ent-
wicklung, der Grad seiner affektiven Bindung zu seinen Elternteilen und auch die Aus-
wirkungen einer Trennung von einem Elternteil zu bertcksichtigen sind.38 Daruber
hinaus gilt es auch Aspekten ,wie dem Wohlergehen und der sozialen Entwicklung“s°

382 \/fGH 29.11.2012, G66/12 ua.

383 /fGH 26.2.2014, G88/2013.

384 \/gl Holoubek/Lienbacher, 51 Rz 48, Fn 201: VfSlg 19.778/2013, 20.129/2016.
385 veroffentlicht bis 9.3.2023.

386 \/fGH 13.12.2016, G494/2015.

387 Schlussantrage vom 26.2.2019 zu EuGH 26.2.2019, C-129/18 (SM/Entry Clearance Officer, UK
Visa Section) Rz 98.

388 EuGH 10.5.2017, C-133/15 (H. C. Chavez-Vilchez u. a./Raad von bestuur van de Sociale verze-
keringsbank u. a.) Rz 70 und 71.

389 EuGH 12.11.2019, C-233/18 (Zubair Hagbin/ Federaal Agentschap voor de opvang van asielzoe-
kers) Rz 54.
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eines Kindes ausreichend ,Rechnung“° zu ,tragen?°1, ,unter besonderer Bertcksich-
tigung seines Hintergrundes oder Erwagungen der Sicherheit und der Gefahrenab-
Wehr“392_393

Hinsichtlich der Staatsburgerschaft zeigt der EuGH allerdings auf, dass die Frage, ob
eine Person die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaats besitzt, einzig und allein
auf der Grundlage des innerstaatlichen Rechts des betreffenden Mitgliedstaats
zu regeln ist. Dementsprechend fallen Vorschriften bezuglich des Erwerbs und Ver-
lusts der Staatsangehorigkeit in die Zustandigkeit der Mitgliedsstaaten, da dies auch
volkerrechtlich so geregelt ist.39* So fuhrt der EUGH explizit aus:

»In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass nach sténdiger Rechtsprechung die Festlegung
der Voraussetzungen fiir den Erwerb und den Verlust der Staatsangehérigkeit nach dem Vélkerrecht in
die Zustéandigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten fallt (Urteile Micheletti u. a., Randnr. 10, vom 11. No-
vember 1999, Mesbah, C-179/98, Slg. 1999, 1-7955, Randnr. 29, und vom 19. Oktober 2004, Zhu und
Chen, C-200/02, Slg. 2004, 1-9925, Randnr. 37).3%>

Der EuGH betont aber im Fall Rottmann, dass die Zustandigkeit der Mitgliedsstaaten
fur ein Rechtsgebiet nicht ausschliel3t, ,dass die betreffenden nationalen Vorschriften
in Situationen, die unter das Unionsrecht fallen, dieses Recht beachten missen®3°¢:

Gleichzeitig wird auch festgehalten, dass Mitgliedstaaten ,bei der Austbung ihrer Zu-
standigkeit im Bereich der Staatsangehdrigkeit das Unionsrecht zu beachten® 397 ha-
ben;398 dies allerdings im Kontext des Verlusts der Unionsstaatsburgerschaft, die in der
folgenden Randziffer des Urteils Rottmann angesprochen wird, ndhere Konkretisierun-
gen fehlen.3%°

390 Ependort.

391 Ependort.

392 Ependort.

393 Ebendort.

394 EuGH 2.3.2010, C-135/08 (Janko Rottmann/Freistaat Bayern) Rz 3 u 37ff.
395 EuGH 2.3.2010, C-135/08 (Janko Rottmann/Freistaat Bayern) Rz 39.

396 EyuGH 2.3.2010, C-135/08 (Janko Rottmann/Freistaat Bayern) Rz 41 unter Hinweis auf die ,Urteile
vom 24. November 1998, Bickel und Franz, C-274/96, Slg. 1998, I-7637, Randnr. 17 [betreffend eine
nationale Regelung im Bereich des Straf- und Strafverfahrensrechts], vom 2. Oktober 2003, Garcia A-
vello, C-148/02, Slg. 2003, I-11613, Randnr. 25 [betreffend nationale Vorschriften iiber den Namen von
Personen], vom 12. Juli 2005, Schempp, C-403/03, Slg. 2005, I-6421, Randnr. 19 [betreffend nationale
Vorschriften lber direkte Steuern], und vom 12. September 2006, Spanien/Vereinigtes Kdnigreich,
C-145/04, Slg. 2006, I-7917, Randnr. 78 [betreffend nationale Vorschriften (ber die Bestimmung der
aktiv und passiv Wahlberechtigten flir die Wahlen zum Européischen Parlament]).“

397 EuGH 2.3.2010, C-135/08 (Janko Rottmann/Freistaat Bayern) Rz 45.
398 EuGH 2.3.2010, C-135/08 (Janko Rottmann/Freistaat Bayern) Rz 45.
399 EuGH 2.3.2010, C-135/08 (Janko Rottmann/Freistaat Bayern) Rz 45f.
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Insbesondere aus dem Urteil in der Rs Micheletti 1asst sich ableiten, dass von dieser
nationalstaatlichen Zustandigkeit freilich unter Beachtung des Unionsrechts (fru-
her Gemeinschaftsrechts) Gebrauch zu machen ist.*® Dieser Apell ist aber eher an
die Legistik gerichtet, ohne dadurch etwa den Anwendungsbereich der GRC generell
auf Staatsburgerschaftsfalle zu eréffnen:

»,10 Die Festlegung der Voraussetzungen fir den Erwerb und den Verlust der Staatsangehérigkeit un-
terliegt nach dem internationalen Recht der Zusténdigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten; von dieser Zu-
standigkeit ist unter Beachtung des Gemeinschaftsrechts Gebrauch zu machen. Es ist jedoch nicht Sa-
che der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats, die Wirkungen der Verleihung der Staatsangehérigkeit
eines anderen Mitgliedstaats dadurch zu beschrénken, dal3 eine zusétzliche Voraussetzung fiir die An-
erkennung dieser Staatsangehdérigkeit im Hinblick auf die Ausiibung der im Vertrag vorgesehenen
Grundfreiheiten verlangt wird. /01

In der Konsequenz lasst sich hieraus aber fur die hier zu untersuchenden Bestimmun-
gen des StbG nichts gewinnen.

Nach derzeitigem Stand des Unionsrechts fallt auch das ,Personenstandsrecht, zu
dem die Regelungen uber die Ehe und die Abstammung gehoren, in die Zustandigkeit
der Mitgliedstaaten®42, (D)as Unionsrecht lasst diese Zustandigkeit“403 damit also
Lunberihrt.“404

Im Kontext des Verlusts der Osterreichischen Staatsbirgerschaft, mit dem auch der
Verlust der Unionsburgerschaft einherginge, kann eine Beschwerde zwar insofern ver-
fassungsrechtliche Fragen, insb auch des Art 24 oder Art 7 GRC berlhren, als ,im
Hinblick auf Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europaischen Union (EuGH
12.3.2019, Rs. C-221/17, Tjebbes ua) zu einer gebotenen Einzelfallprifung der Folgen
eines mit dem Verlust der Staatsangehdrigkeit einhergehenden Verlusts der Unions-
blrgerschaft ein Verstol3 der die angefochtene Entscheidung tragenden Rechtsvor-
schrift des § 27 Abs 1 StbG gegen Art 8 EMRK behauptet wird“05, allerdings stuft der
VfGH solche Beschwerden in Hinblick auf die mdgliche Beantragung der Beibehaltung
der Osterreichischen Staatsburgerschaft im Vorfeld als aussichtslos ein.406

4.3 Art 8 EMRK und Art 14 EMRK

Mafdgebliche Erwagungen zu Art 8 EMRK und Art 14 EMRK im Kontext des StbG fin-
den sich ebenfalls in der bereits genannten Entscheidung des VfGH vom 29.11.2012,
G66/12 betreffend Verfassungswidrigkeit einer friheren Fassung des § 7 StbG. Der

400 EyGH 7.7.1992, C-369/90 (Mario Vicente Micheletti u. a./Delegacion del Gobierno en Cantabria)
Rz 10.

401 Ependort.
402 EyGH 14.12.2021, C-490/20 (V.M.A./Stolichna obshtina, rayon ,Pancharevo®) Rz 52.
403 Ependort.
404 Ependort.
405 vfGH 17.6.2019, E1302/2019.
406 \/fGH 17.6.2019, E1302/2019, ViGH 10.3.2020, E634/2020.
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VfGH hat sich in diesem Erkenntnis — wie schon der VwWGH in seinem Normprifungs-
antrag — malfigeblich auf das Urteil des EGMR vom 11.10.2011 im Fall Genovese*®’
gestutzt, das wesentliche Rsp des EGMR zur Art 8 und 14 zusammenfasst. In diesem
Urteil hat der EGMR ausgesprochen, dass die Verweigerung der Zuerkennung der (im
Beschwerdefall vor dem EGMR maltesischen) Staatsblrgerschaft an ein uneheliches
Kind, weil die Mutter des unehelichen Kindes nicht Malteserin und (nur) der Vater Mal-
teser ist, eine Verletzung von Art 14 in Verbindung mit Art 8 EMRK darstellt.#03

43.1 Art 8 EMRK

Wiewohl der EGMR sich in seiner Rsp vielfach zum Kindeswohl gedufRert hat,*%° schei-
nen in seiner Rsp zum Themenbereich Staatsburgerschaft, soweit erkennbar, kaum
fur die Fragestellungen des Gutachtens relevante Urteile und Entscheidungen auf.
Jene Urteile und Entscheidungen, die sich in irgendeiner Weise mit Staatsburgerschaft
befassen, betreffen Uberwiegend einen Sachverhalt oder rechtliche Fragestellungen,
die keine fur das Gutachten erhebliche Schllisse zulassen.*10

Wie der EGMR jedoch im Fall Genovese ausgefihrt hat, ist der Begriff des Familien-
lebens in Art 8 EMRK nicht ausschlieRlich auf eheliche Beziehungen beschrankt, son-
dern kann auch andere De-Facto-Familienbande umfassen. Es ist anerkannt, dass
sich die Anwendbarkeit dieses Grundsatzes auch auf die Beziehung zwischen Va-
tern und ihren unehelichen Kindern erstreckt.1!

407 Anm: Das Urteil des EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) ist auf der Seite des
EGMR nicht in deutscher Sprache abrufbar. Der VWGH hat jedoch aus Anlass verfassungsrechtlicher
Bedenken gegen Bestimmungen des StbG eine eigene Ubersetzung der wesentlichen Passagen des
Urteils angefertigt, die vom VfGH in seinem Erkenntnis vom 29.11.2012, G66/12 wortlich zitiert wird.
Sofern im Folgenden in Befund und Gutachten auf Rz des EGMR-Urteils Bezug genommen wird, erfolgt
dies auch gestitzt auf die genannte Arbeitsiibersetzung des VwWGH. Zur besseren Nachvollziehbarkeit
wird aber jeweils auf die Rz in der EGMR-Entscheidung verwiesen.

408 \/fGH 29.11.2012, G66/12 ua, 1.3.

409 Vgl bsp EGMR 14.9.2022, Appl. 24384/19 u 44234/20 (H. F. u. a./Frankreich), EGMR 10.12.2021,
Appl. 15379/16 (Abdi Ibrahim/Norwegen), EGMR 18.11.2021, Appl. 15670/18 u 43115/18 (M.H. u.
a./Kroatien), EGMR 2.4.2015, Appl. 27945/10 (Sark6zi u Mahran/Osterreich), EGMR 21.7.2022, Appl.
5797/17 (Darboe/ltalien).

410 vg| hierzu EGMR 9.6.2022, Appl. 49270/11 (Savickis u. a./Lettland), EGMR 26.6.2012, Appl.
26828/06 (Kuri¢ u. a./Slowenien), EGMR 21.6.2016, Appl. 76136/12 (Ramadan/Malta), EGMR
20.7.2010, Appl. 38816/07 (Dadouch/Malta), EGMR 23.5.2006, Appl. 46343/99 (Riener/Bulgarien),
EGMR 12.6.2018, Appl. 7549/09 u. 33330/11 (Alpeyeva u Dzhalagoniya/Russische Foderation), EGMR
22.12.2020, Appl. 43936/18 (Usmanov/Russische Foéderation), EGMR 6.1.2011, Appl. 34932/04
(Paksas/Litauen), EGMR 9.10.2003, Appl. 48321/99 (Slivenko/Lettland), EGMR 18.2.2009, Appl.
55707/00 (AndrejevallLettland), EGMR 15.1.2007, Appl. 60654700 (Sisojeva u. a./Lettland), EGMR
7.6.2007, Appl. 38411/02 (Garabayev/Russische Fdderation), EGMR 22.6.2006, Appl. 59643/00 (Kaf-
tailova/Lettland), EGMR 5.12.2017, Appl. 57101/10 (Ribaé/Slowenien), EGMR 3.10.2017, Appl.
21267/14 (Vilenchik/Ukraine).

411 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 29.
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Art 8 EMRK kann weiters nicht so verstanden werden, dass er nur ein bereits begrin-
detes Familienleben schutzen wirde, sondern dass sich Art 8 EMRK, wenn die Um-
stande es verlangen, auch auf eine potenzielle Beziehung, welche zwischen dem
Vater und seinem unehelichen Kind entstehen kdnnte, erstrecken muss. Mal3gebliche
Faktoren in dieser Hinsicht umfassen das Wesen der Beziehung zwischen den Eltern-
teilen und das nachweisliche Interesse und das Engagement des unehelichen Vaters
fur das Kind und zwar sowohl vor als auch nach der Geburt.*12

Auch das Konzept des Privatlebens ist ein weiter Begriff, der nach Interpretation
durch den EGMR keiner abschliefenden Definition zuganglich ist. Er erfasst die phy-
sische und psychische Integritat einer Person. Er kann daher verschiedene Aspekte
der physischen und sozialen Identitat einer Person umfassen.*13

Die Bestimmungen des Art 8 EMRK garantieren zwar nicht das Recht, eine be-
stimmte Nationalitat oder Staatsbiirgerschaft zu erlangen, doch der EGMR hat
festgehalten, dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass eine willkurliche Verwei-
gerung der Staatsbiirgerschaft unter bestimmten Umstanden infolge der Auswirkun-
gen einer solchen Verweigerung auf das Privatleben des Einzelnen einen unter Art 8
EMRK fallenden Sachverhalt begriinden kdnnte.44

Selbst bei Fehlen eines Familienlebens zwischen dem unehelichen Kind und seinem
Vater kann die Verweigerung der Staatsburgerschaft infolge ihrer Auswirkungen auf
das Privatleben eines Einzelnen einen Sachverhalt begrinden, der unter die Bestim-
mung des Art 8 EMRK fallt, dessen Begriff weit genug ist, um auch Aspekte der sozi-
alen Identitat einer Person zu umfassen. Wahrend das Recht auf Staatsbiirger-
schaft als solches kein Recht der Konvention ist und die Verweigerung derselben
etwa im Fall Genovese nicht zu einer Verletzung des Art 8 EMRK flhrte, ist der EGMR
aber sehr wohl der Meinung, dass sich die Verweigerung der Staatsbiirgerschaft
auf die soziale Identitat des Beschwerdeflhrers dergestalt auswirkte, dass sie in den
Geltungs- und Anwendungsbereich dieses Artikels fallt.41>

Der VfGH geht in Einklang mit der einschlagigen Rsp des EGMR im Fall Genovese
davon aus, dass die Frage der Erlangung der Staatsbiirgerschaft, soweit sich diese
auf die Abstammung von den Eltern griindet, in den Schutzbereich des Art 8 Abs
1 EMRK fallt.41¢ Staatliche Regelungen, die die Erlangung (Erwerb oder Verleihung)
der Staatsblrgerschaft in solchen Fallen von bestimmten Voraussetzungen abhangig

412 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 29 unter Hinweis auf EGMR 29.6.1999,
Appl. 27.110/95 (Nylynd/Finnland).

413 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 30 unter Hinweis auf EGMR 20.7.2010,
Appl. 38816/07 (Dadouch/Malta) Rz 47.

414 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 30 unter Hinweis auf EGMR 12.1.1999,
Appl. 31414/96 (Karassev/Finnland) und EGMR 9.10.2003, Appl. 48321/99 (Slivenko gg. Lettland) Rz
77.

415 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 34.
416 fGH 29.11.2012, G66/12 ua. unter Hinweis auf VGH 11.10.2012, B99/12, B100/12.
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machen, mussen daher den Anforderungen des Art 8 Abs 2 EMRK entsprechen und
mussen gemal Art 14 EMRK so ausgestaltet sein, dass sie zu keiner Benachteili-
qung fuhren, die insbesondere im Geschlecht, in der Rasse, Hautfarbe, Sprache, Re-
ligion, in den politischen oder sonstigen Anschauungen, in nationaler oder sozialer
Herkunft, in der Zugehorigkeit zu einer nationalen Minderheit, im Vermdgen, in der
Geburt oder im sonstigen Status begrundet ist.4”

43.2 Art 14 EMRK

Art 14 erganzt als akzessorisches Recht lediglich andere inhaltliche Bestimmungen
der EMRK und ihrer Protokolle. Es kommt ihm keine unabhangige Existenz zu, da er
nur in Verbindung mit dem durch diese Bestimmungen geschutzten ,Genuss der [...]
Rechte und Freiheiten“4® zum Tragen kommt.4?° Die Anwendung des Art 14 setzt
aber nicht notwendigerweise die Verletzung eines der materiellen durch die Kon-
vention geschutzten Rechte voraus. Es ist notwendig, aber auch ausreichend, dass
die Rechtssache ,in den Anwendungsbereich® eines oder mehrerer der Artikel der Kon-
vention fallt.420

Das in Art 14 verankerte Diskriminierungsverbot geht also nach stRsp Uber den Ge-
nuss der Rechte und Freiheiten, die der Staat nach der Konvention und den Protokol-
len zu dieser zu gewabhrleisten hat, hinaus. Es ist auch auf jene zusatzlichen Rechte
anwendbar, die unter den generellen Anwendungsbereich irgendeines Konventionsar-
tikels fallen und die der Staat freiwillig beschlossen hat, zu gewahrleisten. Dieser
Grundsatz ist in der Rsp des Gerichtshofs fest etabliert.42!

Anerkennt eine Rechtsordnung ausdricklich das Recht auf Erwerb der Staatsbirger-
schaft durch Abstammung und richtet zu diesem Zweck ein Verfahren ein, muss der
Staat, der durch das Vorsehen eines solchen Rechts Uber seine Verpflichtungen ge-
malf Art 8 EMRK hinaus gegangen ist, auch eine Mdglichkeit sicherstellen, dass das
Recht ohne Diskriminierung im Sinn von Art 14 gewahrleistet wird.422 Der Umstand, in

417 ViGH 29.11.2012, G66/12 ua. unter Hinweis auf EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Geno-
vese/Malta) Rz 31ff.

418 Art 14 EMRK - Verbot der Benachteiligung.

419 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 31 unter Verweis auf EGMR 8.7.2003,
Appl. 30943/96, (Sahin/Deutschland) Rz 85.

420 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 31 unter Verweis auf EGMR 28.5.1985,
Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81 (Abdulaziz, Cabales und Balkandali/Vereinigtes Konigreich) Rz 71;
EGMR 18.7.1994, Appl. 13580/88 (Karlheinz Schmidt/Deutschland) Rz 22; 27.3.1998, Appl. 20458/92
(Petrovic/Osterreich) Rz 22.

421 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 32 unter Verweis EGMR 28.5.1985, Appl.
9214/80, 9473/81, 9474/81 (Abdulaziz, Cabales und Balkandali/Vereinigtes Konigreich) Rz 78; Appl.
65731/01 und 12.4.2006, Appl. 65900/01 (Stec u. a./Vereinigtes Konigreich) Rz 40 und EGMR
22.1.2008, Appl. 43546/02 (E.B./Frankreich) Rz 48.

422 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 34 unter Hinweis auf EGMR 22.1.2008,
Appl. 43546/02 (E.B./Frankreich) Rz 49.
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Ausubung eines Rechts unter anderem wegen seiner Stellung als uneheliches Kind
diskriminiert zu werden, fallt unter Art 14 EMRK.423

Im Sinne des Art 14 EMRK ist eine unterschiedliche Behandlung dann diskriminierend,
wenn fur diese keine objektive und angemessene Rechtfertigung besteht, dh, wenn
diese kein legitimes Ziel verfolgt oder wenn kein angemessenes Verhaltnis zwischen
den eingesetzten Mitteln und dem verfolgten Ziel besteht. Die Vertragsstaaten verfu-
gen Uber einen gewissen Ermessensspielraum bei der Beurteilung, ob und in welchem
Ausmald Unterschiede zwischen sonst gleichartigen Situationen eine unterschiedliche
rechtliche Behandlung rechtfertigen; die Reichweite dieses Spielraums wird entspre-
chend den Umstanden, dem Gegenstand des jeweiligen Falls und seinem Hintergrund
variieren.424

Die EMRK ist dabei zeitgemaR auszulegen.*?> Der Frage der Gleichstellung zwischen
ehelich und unehelich geborenen Kindern wird schon seit Jahrzehnten Bedeutung in
den Mitgliedstaaten des Europarates beigemessen, wobei unabhangig von der Ratifi-
kation einzelner Abkommen durch einzelne Staaten generell erhebliche Weiterentwick-
lungen zu konstatieren sind. Es mussten daher sehr schwerwiegende Griinde vor-
getragen werden, ehe eine unterschiedliche Behandlung wegen nichtehelicher Geburt
als mit der Konvention vereinbar angesehen werden kdnnte.426

4.4 Gleichheitssatz und Willkirverbot
44.1 Art7 B-VG

Der VfGH geht davon aus, dass der in Art 7 Abs 1 B-VG 0Osterreichischen Staatsbur-
gern gewahrleistete Gleichheitsgrundsatz auch auf Fallkonstellationen, in denen es
um die rechtliche Klarung des Status der Osterreichischen Staatsburgerschaft
fur bestimmte Personen geht, anwendbar ist.42

423 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 35 unter Hinweis auf EGMR 13.6.1979,
Appl. 6833/74 (Marckx/Belgien) und EGMR 28.10.1987, (Inze/Osterreich) Rz 41.

424 EGMR 11 .10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 43 unter Hinweis auf EGMR 28.10.1987,
Appl. 8.695/79 (Inze/Osterreich) Rz 41.

425 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 44 unter Hinweis auf EGMR E.B. gg.
Frankreich, a. a.0., Rz 92).

426 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 44 unter Hinweis auf EGMR 28.10.1987,
Appl. 8695/79 (Inze/Osterreich) insb Rz 41, das Europaische Ubereinkommen von 1975 (ber die
Rechtsstellung nichtehelicher Kinder, sowie EGMR 12.11.2008, Appl. 34503/97 (Demir und
Baykara/Turkei) Rz 78; EGMR 13.6.1979, Appl. 6833/74 (Marckx/Belgien) Rz 20 und 4.

427 VfGH 29.11.2012, G66/12 unter Verweis auf VfSlg 7.161/1973, 8.006/1977, 19.596/2011.
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Nach der Rsp des EGMR mussen schwerwiegende Grinde vorgetragen werden, ehe
eine unterschiedliche Behandlung wegen nichtehelicher Geburt als mit der EMRK ver-
einbar angesehen werden kann.*28 Dem folgend geht auch der VfGH davon aus, dass
sehr gewichtige Griinde vorliegen mussen, damit eine unterschiedliche Behandlung
allein aus dem Umstand der ehelichen oder der unehelichen Geburt als mit Art 7 B-VG
vereinbar angesehen werden kann:

,Eheliche/uneheliche Kinder: Eine Ungleichbehandlung zwischen ehelichen und unehelichen Kindern
bedarf einer besonderen Rechtfertigung. Nach Rsp des VfGH miissten »sehr gewichtige Griinde vorlie-
gen, damit eine unterschiedliche Behandlung allein aus dem Umstand der ehelichen oder der uneheli-
chen Geburt als mit Art 7 B-VG vereinbar angesehen werden kénnte« (VfSlg 12.735/1991, 19.704/2012,
19.765/2013, 19.766/2013). Tatséchlich wird eine derartige Rechtfertigung — auch vor dem Hintergrund
der EGMR-Rsp — kaum zu erbringen sein. Gleichheitswidrig war etwa die unterschiedliche passrechtli-
che Behandlung unehelicher und ehelicher Kinder (VfSlg 12.735/1991); die Differenzierung beim Er-
werb (VfSlg 19.704/2012, 19.842/2014) und beim Verlust der Staatsbiirgerschaft (VfSlg 19.765/2013,
19.766/2013); die Regelung der Angehérigeneigenschaft im StGB, wonach Eltern unehelicher Kinder
Angehdrige blieben, Eltern ehelicher Kinder hingegen diese Eigenschaft nach Auflésung der Ehe verlo-
ren (VfSlg 19.703/2012).42?

4.4.2 BVG-Rassendiskriminierung

Nach der standigen Rsp des VfGH430 enthalt Art | Abs 1 des Bundesverfassungsgeset-
zes zur Durchfliihrung des internationalen Ubereinkommens ber die Beseitigung aller
Formen rassischer Diskriminierung, BGBI 390/1973, das allgemeine, sowohl an die
Gesetzgebung als auch an die Vollziehung gerichtete Verbot, sachlich nicht begrind-
bare Unterscheidungen zwischen Fremden vorzunehmen. Diese Verfassungsnorm
enthalt ein — auch das Sachlichkeitsgebot einschlielendes — Gebot der Gleichbe-
handlung von Fremden untereinander; deren Ungleichbehandlung ist also nur dann
und insoweit zulassig, als hieflr ein vernlnftiger Grund erkennbar und die Ungleich-
behandlung nicht unverhaltnismafig ist.431

4.5 Rechtsprechung des VfGH zum StbG

Der VfGH hat sich in den vergangenen Jahrzehnten haufig mit der Verfassungskon-
formitat einzelner Bestimmungen des StbG, aber auch mit der Frage der verfassungs-
konformen Anwendung des StbG befasst. Insgesamt finden sich bei einer Suche nach
dem StbG in Entscheidungen des VfGH rund sechzig im RIS veroffentlichte Erkennt-
nisse oder Beschllisse, sieht man von einigen Fehltreffern bei der Recherche ab.

428 VfGH 29.11.2012, G66/12 unter Verweis auf EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta)
Rz 44 unter Verweis auf EGMR 28.10.1987, Appl. 8695/79 (Inze/Osterreich) Rz 41.

429 Khakzadeh in Kahl/Khakzadeh/Schmid, Kommentar zum Bundesverfassungsrecht B-VG und
Grundrechte Art 7 B-VG Rz 61.

430 siehe etwa VfSlg 14.650/1996 und die dort angefiihrte Vorjudikatur; weiters ViSlg 16.080/2001 und
17.026/2003.

431 Vgl dazu die Ausflihrungen in VfGH 1.3.2013, G106/12, stellvertretend fur viele weitere Entschei-
dungen zum BVG-Rassendiskriminierung.
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Dabei ging es unter anderem um Falle des Verlusts*32 oder Entzugs*3? der Staatsbur-
gerschaft, die fur die zu untersuchenden Bestimmungen nur wenig Relevanz zu haben
scheinen. Auch die Regelungen zum Erwerb der Staatsburgerschaft durch Anzeige
von Kindern 6sterreichischer Matter bei ehelicher Geburt vor 1983 wurden vom VfGH
untersucht und beanstandet.*3 Es finden sich zudem Entscheidungen im Kontext des
Erwerbs durch Abstammung von 6sterreichischen Ahnen“3> und Entscheidungen Uber
den Widerruf einer Zusicherung der Staatsburgerschaft.43¢ In einem Gesetzespri-
fungsverfahren beanstandete der VfGH auch die Gleichheitswidrigkeit des Erforder-
nisses der rechtmaligen Niederlassung gemal Niederlassungs- und Aufenthaltsge-
setz im Falle des Antrages auf Verleihung der Staatsburgerschaft an ein mit einem
Auslandsosterreicher im gemeinsamen Haushalt lebendes minderjahriges Wahl-
kind.437

Auch mit der verfassungswidrigen Gesetzesauslegung bei der Abweisung eines An-
trags auf Verleihung der Osterreichischen Staatsburgerschaft wegen Unterbrechung
der damals nur vierjahrigen Wohnsitzfrist durch ein rechtskraftiges Aufenthaltsverbot
musste sich der VfGH bereits auseinandersetzen.*3¢ Mit den Kosten fur die Fuhrung
der Staatsburgerschaftsevidenz wurde der VfGH ebenfalls schon einmal befasst.43°

Zu den konkret im Rahmen dieses Gutachtens in Prufung gezogenen Bestimmungen
konnten insbesondere folgende Entscheidungen gefunden werden:

4.5.1 Rechtsprechung des VfGH zu § 10 Abs 1 Z7 iVm Abs 5 StbG

In mehreren Entscheidungen hat sich der VfGH bisher schon mit § 10 Abs 1 Z 7 bzw
Abs 5 StbG 1985 befasst. Zwei davon betrafen Gesetzesprifungen.

In seinem Erkenntnis vom 1.3.2013, G106/12 gelangte der VfGH zum Ergebnis der
Aufhebung (unter Setzung einer Reparaturfrist) von § 10 Abs 1 Z 7 und § 10 Abs 5

432 fGH 11.12.2018, E3717/2018; VIGH 17.6.2019, E1302/2019; VfGH 25.2.2019, E3726/2018; ViGH
12.12.2018, E3728/2018; VfGH 12.12.2018, E3753/2018; VfGH 11.12.2018, E3717/2018.

433 vtsig 7161/1973.

434 VfGH 8.3.2017, G399/2016, VfSlg 20.145/2017; VfGH 8.3.2017, E160/2016.

435 VfGH 11.6.2019, E576/2019, Erwerb der Staatsburgerschaft durch den UrgroRRvater durch Abgabe
seiner Optionserklarung entsprechend dem StV St Germain 1919.

436 VfGH 13.3.2019, E4081/2018: Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden unterei-
nander durch Widerruf der Zusicherung der Staatsbirgerschaft mangels Vorliegens schwerwiegender
Grinde.

437 ViGH 16.6.2008, G16/08, VfSlg 18.465; Anlassfall dazu VfGH 25.6.2008, B1098/07.

438 ViGH 13.12.1995, B434/94: verfassungskonforme Auslegung bei Vorliegen gleichwertiger Griinde

wie bei einer Aufhebung eines Aufenthaltsverbotes fur die Unbeachtlichkeit der Fristunterbrechung ge-
boten.

439 VfGH 30.11.1985, B258/82.
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wegen VerstoRes gegen das Sachlichkeitsgebot.**° Auf diese Entscheidung geht,
wie oben bereits ausgefuhrt,*4? auch die EinfiUhrung von § 10 Abs 1b StbG zuruck.

In seiner Entscheidung, welche behinderte Personen, die die Einblrgerung beantragt
hatten, betraf und sich daher auch intensiv mit dem — nicht nur flr Staatsburger:innen
geltenden — Diskriminierungsverbot behinderter Menschen in Art 7 Abs 2 Satz 3 B-VG
auseinandersetzte, fuhrte der VIGH zunachst aus:44?

2.1. [...] Das Erfordernis der Selbsterhaltungsféahigkeit fir die Erlangung der Staatsblirgerschaft be-
nachteiligt behinderte gegeniiber nichtbehinderten Menschen bei der Erlangung dieses Rechts. Denn
in einer Reihe von Féllen (und jedenfalls nicht nur in atypischen Hérteféllen) fiihrt die Behinderung von
Menschen dazu, dass diese wegen des Grades ihrer Behinderung nur erschwerten oder gar keinen
Zugang zum Arbeitsmarkt haben. In diesen Féllen sind Menschen mit einer entsprechenden Behinde-
rung aber nach § 10 Abs 1 Z 7 iVm Abs 5 StbG 1985 anders als Menschen ohne Behinderung von
vornherein von der Verleihung der Staatsblrgerschaft ausgeschlossen, ohne Riicksicht darauf, ob sie
die sonstigen Voraussetzungen zur Verleihung der Staatsbiirgerschaft erfiillen, und ohne dass diese
Menschen mit Behinderung eine Mdglichkeit hatten, diese Benachteiligung gegenliber anderen Men-
schen aus Eigenem auszugleichen.

§ 10Abs 1Z7iVm Abs 5 StbG 1985 normiert ausnahmslos die Voraussetzung der Selbsterhaltungsfa-
higkeit fiir die Erlangung der Staatsbiirgerschaft und behandelt damit Menschen mit Behinderung und
nichtbehinderte Menschen gleich. Dies versté3t gegen Art 7 Abs 1 Satz 3 B-VG, weil damit Menschen
mit Behinderung, deren Behinderung gerade wesentlich daflir sein kann, dass diese Menschen diese
Voraussetzung von vornherein nicht erfiillen kbnnen, benachteiligt und damit diskriminiert werden (siehe
auch U.Davy, Der Gleichheitssatz des &sterreichischen Rechts und Menschen mit Behinderung, FS
Funk, 2003, 63 [82 f.]).

Damit treffen die vom Verfassungsgerichtshof gedul3erten Bedenken in Bezug auf das Diskriminierungs-
verbot behinderter Menschen gemé&f Art 7 Abs 1 Satz 3 B-VG zu.“443

Der VfGH prufte aber auch die Kompatibilitat der in Priifung gezogenen Bestimmungen
mit dem BVG-Rassendiskriminierung, was insbesondere fur nicht behinderte Perso-
nen von grofRer Relevanz ist (Anm: keine Hervorhebungen im Originaltext):

2.2. Auch die Bedenken des Verfassungsgerichtshofes ob der VerfassungsmaBligkeit der in Priifung
gezogenen Bestimmungen des § 10 Abs 1 Z 7 und Abs 5 StbG 1985 im Hinblick auf das aus dem BVG
gegen alle Formen rassischer Diskriminierung abzuleitende Sachlichkeitsgebot erweisen sich als
zutreffend: [...]

Mit diesem aus dem genannten BVG gegen alle Formen rassischer Diskriminierung abzuleiten-
den Sachlichkeitsgebot ist es aber unvereinbar, wenn der Gesetzgeber die Erlanqungq der Staats-
biirgerschaft — was grundsétzlich unter Sachlichkeitsaspekten nicht zu beanstanden ist (siehe
VISig 19.516/2011, S 398 f.) — von der Selbsterhaltungsfdhigkeit der diese beantragenden Perso-
nen abhédngig macht, dann aber keine Vorsorge dafiir trifft, dass besondere Ausnahmesituatio-
nen _unverschuldeter Notlage beriicksichtigt werden kénnen (vgl. auch dazu schon VfSlg
19.516/2011, S 399). Wie allein schon der Fall dauernd aufenthaltsberechtigter Menschen mit Behinde-
rung zeigt, erweist sich ein_ausnahmslos zur Anwendung gelangendes Erfordernis der Selbster-
haltungsfédhigkeit als Voraussetzung fiir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft als unverhéltnis-
méBig. Auch sonst ist kein Grund ersichtlich, der die generelle Festlegung rechtfertigen kénnte, den
Anspruch auf Verleihung der Staatsblirgerschaft bei mangelnder Selbsterhaltungsfahigkeit in jedem Fall
zu verwehren und damit besondere Ausnahmesituationen unverschuldeter Notlage grundsétzlich unbe-
riicksichtigt zu lassen. Solche Griinde, die jedenfalls so schwer wiegen, dass auch unverschuldet in

440 pas fiihrte auch zur Aufhebung der Entscheidung im Anlassfall VIGH 13.3.2013, B1325/12 und
VIGH 1.3.2013, B1474/11.

441 vgl Kapitel 2.5.
442 \/fGH 1.3.2013, G106/12.
443 VfGH 1.3.2013, G106/12.
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Notlage geratene Menschen, die alle sonstigen Voraussetzungen flir die Verleihung der Staatsbiirger-
schaft erfiillen wiirden, es hinnehmen miissten, von dieser wegen ihrer Notlage ausgeschlossen zu
sein, sind dem Verfassungsgerichtshof nicht erkennbar.

Dem Gesetzgeber kommt ohne Zweifel ein weiter Gestaltungsspielraum zu festzulegen, wem er den
Status eines dauerhaft in Osterreich Aufenthaltsberechtigten zuerkennt. Soweit dies aber der Fall ist,
haben diese Personen in der Regel unabhéngig von der Verleihung der Staatsbiirgerschaft gesetzlich
geregelten Zugang zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung. Daher kann die in Priifung gezogene Re-
gelung auch nicht, selbst wenn man auf eine solche Zielsetzung abstellt, mit Hinweis auf die Vermeidung
finanzieller Belastungen von Gebietskérperschaften gerechtfertigt werden. Auch sonst ist kein Grund
ersichtlich, der eine Rechtfertigung zu begriinden vermag.

Die in Priifung gezogenen Bestimmungen verstol3en daher auch gegen das Sachlichkeitsgebot des
BVG gegen alle Formen rassischer Diskriminierung. “*4

In einem weiteren Gesetzesprufungsverfahren betreffend Sozialhilfebezug im
Staatsbiirgerschaftsverfahren, kam der VfGH zum Ergebnis der Verfassungswidrig-
keit des § 20 Abs 2 StbG, weil die Bestimmung den Widerruf der Zusicherung auch bei
Wegfall des gesicherten Lebensunterhalts ermdglicht hat.*4> In einem Erkenntnis be-
treffend Beurteilung des gesicherten Lebensunterhalts stellte der VfGH klar, dass die
Ausgleichszulage keine Sozialhilfe darstellt und demnach zum Einkommen zahlt.446

In gleich zwei Verfahren*4” behob der VfGH abschlagige Entscheidungen im Einburge-
rungsverfahren von Ordensbridern und fuhrte aus, dass eine Prufung der funktionalen
Aquivalenz innerkirchlicher unterhaltsrechtlicher Rechtsbeziehungen mit einem ge-
setzlichen Unterhaltsanspruch erforderlich ist, dies ua. aufgrund der Besonderheiten
des so genannten Professverhaltnisses.*48

Der VfGH lehnte mit einem — nicht im RIS veréffentlichen — Beschluss vom 8.6.2020,
E3890/2019-5, so lasst sich einer Entscheidung des VwWGH entnehmen, die Behand-
lung einer Beschwerde mit der nachstehend auszugsweise wiedergegebenen Begrin-
dung ab (Anm: Keine Hervorhebungen im Originaltext):44°

,ES liegt im rechtspolitischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, die dsterreichische Staatsbiir-
gerschaft nur jenen Fremden zu verleihen, die ihren Lebensunterhalt in Osterreich durch entsprechen-
des Einkommen oder durch gleichzusetzende Leistungen ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfeleis-
tungen der Gebietskérperschaft hinreichend gesichert haben (zB VfSlg. 19.516/2011), sofern er Vor-
sorge dafiir trifft, dass besondere Ausnahmesituationen unverschuldeter Notlagen beriicksich-
tigt werden kénnen (VfSlg. 19.732/2013). Dass diese Regelung auch auf minderjéhrige Verlei-
hungswerber ohne eigenes Einkommen anzuwenden und bei der Einkommensberechnung auf
das Haushaltseinkommen der unterhaltspflichtigen Eltern abzustellen ist, begegnet keinen ver-
fassungsrechtlichen Bedenken (siehe auch VwGH 3.9.2018, Ro 2017/01/0004, mwN). Es liegt aus
dem Blickwinkel des vorliegenden Falles auch keine unsachliche Differenzierung gegentiber jenen Fél-
len vor, in denen vom Erfordernis des hinreichend gesicherten Lebensunterhaltes gemal3 § 12 Abs. 2
StbG dann abgesehen wird, wenn der Vater des Verleihungswerbers zum Zeitpunkt der Geburt éster-
reichischer Staatsblirger ist, steht dieser Verleihungstatbestand doch den Abstammungstatbesténden

444 V/fGH 1.3.2013, G106/12.

445 ViGH 29.9.2011, G154/10 und Anlassfall VIGH 26.11.2012, B984/11 sowie VfGH 6.10.2011,
B1090/09.

446 \/fGH 24.2.2010, B101/09.
447 \/fGH 27.2.2020, E2273/2019 und VFGH 23.2.2021, E4333/2020.
448 \/fGH 27.2.2020, E2273/2019.
449 ywGH 9.11.2020, Ra 2020/01/0372.
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des § 7 StbG nahe (vgl. Erldut. Zur RV 2303 BIgNR 24. GP, 11). Nichts anderes ergibt sich mit Blick auf
den Verleihungstatbestand des § 11b StbG (VfSlg. 18.465/2008) bzw. das Absehen vom Nachweis der
Erfiillung des § 10 Abs. 1 Z 7 StbG im Verleihungszeitpunkt durch § 20 Abs. 2 (VfSlg. 19.516/2011).“4>0

Eine Behandlung der Beschwerde und eine explizite Prufung der Regelungen uber
den gesicherten Lebensunterhalt bei Kindern gerade in Hinblick auf das BVG-
Kinderrechte erfolgte dabei nicht in erkennbarer Weise.

Eine Ablehnung der Beschwerdebehandlung erfolgte weiters in einem Verfahren be-
treffend die Verfassungskonformitat der Bestimmungen uUber die Unterhaltserforder-
nisse in Bezug auf betagte Personen, die zu alt sind, um die ASVG-Richtsatze noch
zu erflllen.*st Wortlich hat der Gerichtshof fur diese Konstellation ausgefuhrt (Anm:
keine Hervorhebungen im Originaltext):

LAus Anlass der Beschwerde sind auch keine Bedenken gegen die die angefochtene Entscheidung
tragenden Rechtsvorschriften entstanden, weshalb sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat: Die
Bestimmungen des § 10 Abs 1 Z 7, Abs 1b und Abs 5 StbG stellen in Konstellationen, in denen eine
Erwerbstétigkeit des Fremden zur Sicherung seiner Selbsterhaltungsféhigkeit altersbedingt nicht mehr
erwartet werden kann, darauf ab, dass der Fremde im erwerbsféhigen Alter — insbesondere durch den
Erwerb entsprechender Pensionsanspriiche — fiir seinen Erhalt im Alter vorgesorgt hat (siehe fiir
entsprechende Pensionsversicherungsleistungen und dazu, dass Notstandshilfe, Arbeitslosengeld und
die vom Bestehen eines Pensionsanspruches abhéngige Ausgleichszulage zur Pension als Versiche-
rungsleistungen gemédl3 § 10 Abs 5 StbG zu berlicksichtigen sind, mwN VwGH 28.10.2009,
2007/01/0295). Im Lichte der Entscheidung VfSlg 19.732/2013 ist dabei gegebenenfalls auch zu prii-
fen, ob dem Fremden eine solche Vorsorge aus den in § 10 Abs 1Z7 iVm Abs 1b StbG genannten
Griinden nicht méglich war. Es stellt keine Benachteiligung auf Grund des Alters dar, wenn in diesem
Sinn fiir die Selbsterhaltungsfahigkeit im Alter auf eine entsprechende Vorsorge in Zeiten altersbedingt
zumutbarer Erwerbstétigkeit abgestellt wird. Fragen einer Diskriminierung auf Grund des Alters stellen
sich aus dem Blickwinkel des vorliegenden Falles hinsichtlich der das angefochtene Erkenntnis tragen-
den Rechtsgrundlagen daher von vornherein nicht (vgl Péschl, Altersdiskriminierung und Verfassung,
in: Studiengesellschaft fiir Wirtschaft und Recht [Hrsg.], Alter und Recht, 2012, 47 [60f.]).”

4.5.2 Rechtsprechung des VfGH zu ,,6ffentlichen Interessen* — insbesondere §
10 Abs 1 Z 6 StbG und § 10 Abs 2 Z 2 StbG

Im Bereich der Berlcksichtigung offentlicher Interessen im StbG-Verfahren konnte im
Rahmen der Befundaufnahme eine Gesetzesprufung des VIGH zu § 10 Abs 2 Z 1
StbG gefunden werden. Es ging dabei um geringfligige Ubertretungen des NAG.452

Der VfGH hob die Nennung der Z ,3“ (im Verweis auf diverse Ziffern des § 53 Abs 2
FPG) in § 10 Abs 2 Z 1 StbG als verfassungswidrig auf, weil das unterschiedslose
Abstellen auf Ubertretungen nach dem NAG generell das Sachlichkeitsgebot des
Rechts auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander verletzt und somit auch ver-
gleichsweise geringe Ubertretungen jedenfalls ein Hindernis fur die Verleihung der
Staatsblrgerschaft darstellen, wobei keine Interessenabwaqung bei bestimmten

450 \ywGH 9.11.2020, Ra 2020/01/0372.
451 VfGH 26.6.2019, E89/2019.
452 VfGH 9.3.2021, G355/2020.
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Verwaltungsstrafen vorgesehen war. Durch den Verweis hatte jede noch so kleine Ver-
waltungsstrafe nach dem NAG zu einem Verleihungshindernis gefuhrt. 453

Nach der Rsp des VfGH ist es verfassungsrechtlich unbedenklich, wenn der Gesetz-
geber bei Vorliegen schwerwiegender Grunde einen Widerruf der Zusicherung der
Staatsbirgerschaft anordnet.*>* In einem Verfahren betreffend den Widerruf der Zusi-
cherung der Staatsburgerschaft hielt der VfGH jungst auch fest, dass es im rechtspo-
litischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers liegt, den gemall § 28 Abs 1 Z 1 lit
a AusIBG sanktionierten Verstold gegen § 3 Abs 1 AusiBG als entsprechend schwer-
wiegend anzusehen und lehnte die Behandlung einer Beschwerde ab.*>>

Es ist mit verfassungsrechtlichen Vorgaben auch vereinbar, wenn das Verwaltungsge-
richt Wien in mehreren, wenn auch jeweils nicht gravierenden Verstol3en gegen das
Suchtmittelgesetz einen gemal’ § 20 Abs 2iVm § 10 Abs 1 Z 6 StbG schwerwiegenden
Grund erblickt, die Zusicherung der Verleihung der Staatsburgerschaft zu widerrufen.
Auch in dem dieser Beschwerde zugrundeliegenden Verfahren lehnte der VfGH die
Behandlung der Beschwerde betreffend den Widerruf der Zusicherung der Staatsbuir-
gerschaft ab, da besonders gewichtige, neue Umstande (Gefahr fir das Grundinte-
resse der Gesellschaft) hinzugetreten waren.4>¢

Der VfGH stellte hingegen eine Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Frem-
den untereinander betreffend die Verleihung der Staatsbirgerschaft in einem Fall fest,
in dem keine hinreichende Prifung der vom Beschwerdeflhrer — durch besonders ge-
wichtige, neu hinzutretende Umstande — ausgehenden Gefahr fur das Grundinteresse
der Gesellschaft in der Begriindung des Widerrufs der Zusicherung der Staatsburger-
schaft erfolgt war und beanstandete die Verkennung der verfassungsgesetzlichen Be-
deutung der Voraussetzungen des Widerrufs wegen Verletzungen der StVO 1960 und
des COVID-19-MalRnahmenG.>7

Derartige Entscheidungen Uber den Widerruf der Zusicherung der Staatsblrgerschaft
sind jedoch nur begrenzt von Aussagekraft fur die Beurteilung der Erteilungsvoraus-
setzungen nach dem StbG, da der Zusicherung gemaf § 20 Abs 1 StbG ,verfassungs-
rechtlich maflgebliche Bedeutung“4>¢ zukommt. Der VfGH hat in VfSlg 19516/2011
ausgesprochen, dass es dem Gesetzgeber freistehe, ,bei Vorliegen schwerwiegender
Grinde einen Widerruf des Zusicherungsbescheides vorzusehen“°. Das Erfordernis

453 VfGH 9.3.2021, G355/2020.
454 \/fGH 22.9.2022, E1245/2022.
455 VfGH 22.9.2022, E4583/2021.
456 \/fGH 22.9.2022, E1969/2022.
457 \/fGH 22.9.2022, E1245/2022.
458 \/fGH 13.3.2019, E4081/2018.
459 VfiGH 29.9.2011, G154/10.
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schwerwiegender Grunde fur einen Widerruf ist nicht mit dem blof3 fehlenden Vorliegen
einer Erteilungsvoraussetzung iSd § 10 Abs 1 Z 6 StbG gleichzusetzen. 460

4.5.3 Rechtsprechung des VfGH zu § 11 StbG

Demgegenuber fanden sich gleich mehrere Entscheidungen des VfGH zum Themen-
kreis des § 11 StbG. In diesen Fallen beschaftigte sich der VfGH (gleich zweimal) mit
vermeintlichen ,erheblichen Integrationsdefiziten® bei einem islamischen Religionsleh-
rer*6l und konstatierte eine Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden
untereinander wegen unterlassener Gesamtbetrachtung uiber das AusmaR der In-
tegration des Antragstellers (zuletzt) durch alleiniges Abstellen auf das Verhalten beim
Handereichen bei der Beurteilung der personlichen Integration.#¢2 Der VfGH beanstan-
dete, dass keine ausreichende Interessenabwagung bei Ausibung des im StbG ein-
geraumten Ermessens erfolgte und dass keine ausreichende und nachvollziehbare
Begrundung des Ergebnisses der Ermessensaustbung erfolgt war.463

In einem alteren Verfahren aus den 90er-Jahren des vorigen Jahrhunderts stellte der
VfGH ebenfalls eine Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung vom Fremden unter-
einander durch willkirliche Abweisung eines Antrags auf Verleihung der Osterreichi-
schen Staatsburgerschaft wegen unterbliebener Interessenabwagung fest und fuhrte
aus:+64

LAus § 11 erster Satz StbG 1985 ist nicht - wie sie meint - abzuleiten, dal3 die Einblirgerung im &ffentli-
chen Interesse liegen miisse, sondern nur, dal3 die Interessen des Einblirgerungswerbers an einer po-
sitiven Erledigung seines Antrages gegen die dagegen sprechenden 6éffentlichen Interessen abzuwégen
sind.

Das Gesetz rdumt der Behérde bei Beurteilung dieser Frage zwar einen weiten Spielraum ein. Die von
der Wiener Landesregierung hier gewéhlte Begriindung ist aber génzlich ungeeignet, eine derartige
Interessenabwédgung nachvollziehbar darzutun. Die Behérde hat sich ndmlich damit begnligt, darauf
hinzuweisen, dal3 gegen den Beschwerdefiihrer Strafverfahren anhédngig waren und dal3 diese fiir den
Beschwerdefiihrer positiv ausgingen. Sie hat es unterlassen, aus den Strafakten oder aus anderen dem
Verwaltungsakt entnehmbaren Verfahrensergebnissen konkrete Feststellungen zu treffen und Schlul3-
folgerungen zu ziehen, die - ungeachtet der erfolgten Verfahrenseinstellungen und Freispriiche - aus
Offentlichen Interessen gegen eine Einblirgerung sprechen wiirden.

Die der Behérde unterlaufenen Fehler sind derart gravierend, dal83 sie als (objektive) Willkiir beurteilt
werden miissen. “*6>

In einem Fall, in dem bereits ein Zusicherungsbescheid vorlag und sich Rechtsfragen
in Zusammenhang mit Ubergangsbestimmungen zur neuen Rechtslage stellten,
lehnte der VfGH die Behandlung der Beschwerde gegen die Abweisung des Antrags

460 v/fGH 13.3.2019, E4081/2018.

461 \/fGH 11.12.2007, B863/07 und VfGH 13.10.2006, B329/06.
462 \/fGH 11.12.2007, B863/07

463 V/fGH 13.10.2006, B329/06.

464 \/fGH 19.6.1996, B3047/95.

465 Ependort.
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auf Verleihung der dsterreichischen Staatsburgerschaft ab, da keine verfassungsrecht-
lichen Bedenken gegen Regelungen, die auch Hartefalle mit sich bringen, bestan-
den.466

Ein Verfahrenshilfeantrag wurde mangels Bescheidcharakters einer unter Bekannt-
gabe des Ergebnisses des Ermittlungsverfahrens erfolgten Mitteilung Uber die in Aus-
Ubung des freien Ermessens nach dem StbG nicht beabsichtigten Verleihung der
Staatsburgerschaft abgewiesen.*6”

In einem Gesetzesprufungsverfahren erkannte der VfGH letztlich keinen Verstold der
Regelung des Absehens vom Erfordernis des zehnjahrigen Aufenthalts im Inland fur
die Verleihung der Staatsburgerschaft aus besonders berlcksichtigungswuirdigen
Grinden gegen das Legalitatsprinzip. Die Ermittlung der Bedeutung dieses unbe-
stimmten Gesetzesbegriffs sei aus dem Regelungszusammenhang des ganzen Ge-
setzes mdglich.468

4.5.4 Rechtsprechung des VfGH zu § 7 Abs 1 StbG (und § 12 Abs 2 StbG)

Wie bereits dargelegt betrafen immerhin funf Entscheidungen des VIGH § 7 StbG
1985, dabei jedoch teils im Kontext der modernen Fortpflanzungsmedizin. Aus einer
Vielzahl von Entscheidungen des VfGH im Bereich des Staatsburgerschaftsrechts
lasst sich ableiten, dass fur eine Ungleichbehandlung ehelicher und unehelicher Kinder
sehr gewichtige Griinde vorliegen missen.46°

Nicht unmittelbar zu § 7 StbG, wohl aber zum Themenbereich der Feststellung bzw
Bestreitung einer Vaterschaft hat der VfGH ebenfalls bereits umfassende Erwagungen
angestellt.

In seinem Erkenntnis VfGH 28.6.2003, G78/00, stellte der Gerichtshof einen Verstol}
von Bestimmungen des burgerlichen Rechts Uber die Legitimation zur Bestreitung der
Ehelichkeit eines Kindes gegen das Recht auf Privat- und Familienleben auf Grund
der rechtlichen Unmaoglichkeit des Kindes als Hauptbetroffenen zur Bestreitung seiner
Abstammung vom Ehemann der Mutter fest.47°

466 \/fGH 30.11.2006, B1096/06.

467 \/fGH 17.9.2001, B1269/01.

468 \/fGH 4.12.1995, G68/95; G69/95; G70/95; G71/95; G1247/95; G1287/95; G1358/95.
469 vgl dazu bereits Kapitel 4.1.

470 1m Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuch vom 1. Juni 1811 JGS 946 (ABGB) wurden § 156 in der
Fassung dRGBI. 1943 | 80, § 157 in der Fassung BGBI 136/1983, § 158 in der Fassung dRGBI. 1943 |
80 und in § 159 Abs 1 in der Fassung dRGBI. 1943 | 80 dessen zweiter Satz ,Die Klage ist gegen das
Kind zu richten.“ als verfassungswidrig aufgehoben.
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In seiner Entscheidung fuhrte der VfGH insbesondere aus, dass durch das Bestrei-
tungsrecht des Staatsanwaltes jedenfalls die Interessen des Kindes an der Feststel-
lung seiner Abstammung nicht ausreichend gewahrt werden und dass ein solches ein
personliches Bestreitungsrecht des Kindes nicht zu ersetzen vermag.*’!

LAUf welche Weise und unter welchen Voraussetzungen der Gesetzgeber etwa den Beteiligten an einer
durch Art 8 EMRK geschltzten Familiengemeinschaft, in jedem Fall aber dem Kind als dem Hauptbe-
troffenen aus dem Statusverhéltnis, einen durchsetzbaren Rechtsanspruch einrdumt, liegt in seinem
rechtspolitischen Ermessen. “472

»~Schon allein durch die rechtliche Unméglichkeit des Kindes als Hauptbetroffenen aus dem Statusver-
héltnis, seine Abstammung vom Ehemann der Mutter zu bestreiten, erweisen sich die angefochtenen
Bestimmungen als verfassungswidrig. Sie waren daher wegen Versto3es gegen das verfassungsge-
setzlich gewéhrleistete Recht auf Achtung des Familienlebens geméal3 Art 8 EMRK antragsgemal3 auf-
zuheben.“*73

Zu § 7 StbG gab es weiters den Versuch eines Individualantrags zur Aufhebung einer
Bestimmung des Staatsblrgerschaftsgesetzes infolge Zumutbarkeit der Erwirkung ei-
nes Feststellungsbescheides. Der diesbezlgliche Verfahrenshilfeantrag wurde wegen
Aussichtslosigkeit abgelehnt.47

In Bezug auf die Situation nachtraglich durch EheschlieRung der Eltern legitimierter
Kinder erkannte der VfGH keine sachliche Rechtfertigung daflr, bei der Legitimation
eines Minderjahrigen zwingend den Erwerb der Staatsburgerschaft des Vaters vorzu-
schreiben.4’>

Ebenso stellte der VfGH in Bezug auf § 12 Abs 1 Z 3 StbG, eine Sondernorm uber die
nachtragliche Erstreckung der Verleihung auf Kinder, deren Eltern die Staatsblrger-
schaft durch Verleihung erworben haben, eine Verletzung im Gleichheitsrecht durch
Versagung der — an die Minderjahrigkeit des Fremden geknlpften — Verleihung der
Osterreichischen Staatsburgerschaft wegen Erreichens der Volljahrigkeit nach Antrag-
stellung fest und nahm eine verfassungskonforme Auslegung des staatsburgerschafts-
rechtlichen Erfordernisses der Minderjahrigkeit zur Vermeidung von Zufalligkeiten oder
manipulativen Umstanden der Verfahren vor4’¢ (Anm: keine Hervorhebungen im Origi-
naltext des Rechtssatzes):

,§ 12 Abs 1 StbG ist eine lex specialis zu den allgemeinen Verleihungsbestimmungen des § 10 StbG.
Durch § 12 Abs 1 Z 3 StbG soll ein Anspruch auf selbsténdige Verleihung der Staatsbiirgerschaft in
jenen Féllen eingerdumt werden, in denen ein durch § 17 StbG eingerdumter Rechtsanspruch auf Er-
streckung der Verleihung auf die Kinder nur daran scheitert, dass dem Elternteil die Staatsbiirgerschaft
schon verliehen wurde. § 12 Abs 1 Z 3 StbG dient der Herstellung einer einheitlichen Staatsbiirger-

471 VfGH 28.6.2003, G78/00 Rz 2.2.2.
472 \/fGH 28.6.2003, G78/00 Rz 2.2.3.
473 \/iGH 28.6.2003, G78/00 Rz 2.4.
474 \/fGH 11.6.2012, G35/12.
475 ViGH 12.6.1984, G54/82 und der dazu gehorige Anlassfall VfGH 3.10.1984, B367/81.
476 \/fGH 1.7.2022, E3398/2021.
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schaft innerhalb der Familie. Inhaltlich wirkt die Verleihung nach § 12 Abs 1 Z 3 StbG wie eine "nach-
trégliche" Erstreckung der Verleihung von einem Elternteil auf dessen Kinder. Fiir eine solche sind die
Voraussetzungen nach § 17 Abs 1 StbG zu priifen, damit ua die Minderjahrigkeit des Kindes.

Der VfGH hat bereits in unterschiedlichen Konstellationen ausgesprochen, dass es bei sonstigem Ver-
stol3 gegen den Gleichheitsgrundsatz nicht von verschiedensten Zufélligkeiten oder manipulativen
Umsténden abhédngen darf, ob ein gesetzlicher Rechtsanspruch entweder eintritt oder wegfallt
oder ob einem entsprechenden Antrag stattgegeben wird. Insbesondere gilt dies in Féllen, in denen
zwar rechtzeitig vor einem bestimmten Zeitpunkt ein Antrag gestellt wird, es aber von manipulativen und
vom Antragsteller nicht beeinflussbaren Umsténden abhéngen kann, ob in der Folge auch rechtzeitig
eine entsprechende Entscheidung liber diesen Antrag erfolgen kann oder nicht. Im Zusammenhang mit
einer (Ubergangs-)Vorschrift betreffend die Méglichkeit des Staatsbiirgerschaftserwerbes nach der Mut-
ter durch Anzeige ist der VIGH dementsprechend auch davon ausgegangen, dass die konkrete Rege-
lung nicht zu auf Zufélligkeiten beruhenden Ergebnissen fiihren darf (VfSlg 20145/2017).

Beriicksichtigt man, dass fir einen Antrag gemal3 § 12 Abs 1 Z 3 StbG Voraussetzungen bestehen,
deren Realisierung einige Zeit in Anspruch nehmen kann (etwa der Nachweis, dass der Lebensunterhalt
nach § 10 Abs 1 Z 7 StbG hinreichend gesichert ist), so dass der Zeitpunkt einer Antragstellung (recht-
zeitig) vor Erreichen der Volljéhrigkeit nicht allein in der Hand der Antragstellenden liegt, ist vor dem
Hintergrund der Rsp des VfGH nicht ersichtlich, warum der Rechtsanspruch nach § 12 Abs 1 Z 3 StbG
davon abhéngig gemacht werden darf, wie lange ein entsprechendes staatsblirgerschaftsbehérdliches
und gegebenenfalls in der Folge verwaltungsgerichtliches Verfahren dauert. Der verwaltungsrechtliche
Sdumnisschutz bietet hier keine ausreichende Abhilfe, weil er unangemessene Sdumnis hintanhalten
und nicht eine Entscheidung zu einem bestimmten Zeitpunkt garantieren soll. Hatte § 12 Abs 1 Z 3 StbG
daher einen solchen Inhalt, wére er verfassungswidrig.

Ein derartiges Ergebnis lasst sich aber vermeiden, indem davon ausgegangen wird, dass nach § 12
Abs 1Z 3iVm § 17 Abs 1 StbG fiir die spezifische Voraussetzung der Minderjéhrigkeit auf den Zeitpunkt
der Antragstellung bei der Staatsbiirgerschaftsbehérde abzustellen ist (s zu § 46 Abs 1 Z 2 NAG VwGH
09.09.2020, Ra 2017/22/0021). § 12 Abs 1 Z 3 StbG ist auch einer solchen verfassungskonformen
Interpretation zugénglich.“

Bemerkenswert ist jedenfalls, dass bei Kindern iZm § 12 Abs 1 Z 3 StbG auf die Min-
derjahrigkeit abgestellt wird, wohingegen in Abs 2 leg cit auf die Altersgrenze fur den
Erwerb der Staatsblrgerschaft mit der Mindigkeit festgesetzt wird.
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5 Gutachten

Auf Basis des obigen Befundes werden nun die einleitend aufgeworfenen Fragen zur
Verfassungskonformitat einzelner Bestimmungen des StbG einer Beantwortung zuge-
flhrt.

5.1 Bedenken hinsichtlich der Verfassungskonformitat des § 10
Abs 1 Z7 iVm Abs 5 StbG und § 10 Abs 1b StbG, insbesondere
im Hinblick auf das BVG-Kinderrechte

5.1.1 Ausgangslage

§ 10 Abs 1 Z 7 StbG normiert, dass ,einem Fremden™’7 — soweit im StbG nichts ande-
res bestimmt ist — die Osterreichische Staatsblrgerschaft nur verliehen werden darf,
wenn ,sein Lebensunterhalt hinreichend gesichert ist oder der Fremde seinen Lebens-
unterhalt aus tatsédchlichen, von ihm nicht zu vertretenden Griinden dauerhaft nicht
oder nicht in ausreichendem Mal3e sichern kann [...]*75.

Malfgeblich sind hierbei gemaf § 10 Abs 5 StbG Einkunfte, geschmalert durch regel-
mafige Aufwendungen, die der HOhe nach dem Durchschnitt der jahrlich angepassten
Richtsatze des § 293 ASVG*“7 der letzten drei Jahre entsprechen. Einer volljahrigen
Einzelperson mussen demnach im Jahr 2023 € 1.110,26 4¢° und Ehepaaren €
1.751,56481 im Monat verbleiben, wobei bei der Berlcksichtigung der Aufwendungen €
327,91 im Sinne einer freien Station gemak § 292 ASVG abgezogen werden. Auch
fiir Minderjahrige muss ein gesicherter Lebensunterhalt nachgewiesen werden,
wobei dies idR so berechnet wird, dass zum nachzuweisenden Einkommen des im
selben Haushalt lebenden Elternteils bzw der Eltern pro Kind ein monatlicher Betrag
in Héhe von € 171,31482 zusatzlich nachzuweisen ist. Fur Kinder, die nicht mit ihren
Eltern im gemeinsamen Haushalt leben, sind die Halbwaisenrichtsatze des ASVG her-
anzuziehen, die monatlich € 408,36423 betragen.

Die konkreten Erfordernisse hinsichtlich der verlangten Einklnfte sind demnach relativ
hoch angesetzt, woran Verleihungen der dsterreichischen Staatsbirgerschaft in der

477 § 10 StbG (BGBI 311/1985 zuletzt geandert durch BGBI | 162/2021).
478 Ependort.
479 BGBI 189/1955 zuletzt geandert durch BGBI | 175/2022
480 § 293 Abs 1 a) bb) ASVG.
481 § 293 Abs 1 a) aa) ASVG.
482 § 293 Abs 1 letzter Satz ASVG.
483 § 293 Abs 1 letzter Satz iVm Abs 1 c) aa) ASVG.
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Praxis leider sehr haufig scheitern. So sind beispielsweise rund 15% der in Wien le-
benden Drittstaatsangehorigen mit einer Aufenthaltsdauer von mehr als zehn Jahren
in diesem Kontext von der Einblrgerung ausgeschlossen.*84

FUr Minderjahrige, die in Haushaltsgemeinschaft mit den Eltern bzw einem Elternteil
leben, wird der notwendige Lebensunterhalt gemal} Abs 5 nach dem Einkommen der
Eltern berechnet. Auch Kinder und Jugendliche, die beispielsweise in Osterreich ge-
boren sind und keinen Bezug zu dem Land haben, dessen Staatsangehdrigkeit sie
besitzen, unterliegen der genannten Regelung des § 10 Abs 1 Z7 iVm Abs 5 StbG und
sind somit hinsichtlich der Mdglichkeit, die dsterreichische Staatsblrgerschaft zu er-
halten, unweigerlich vom Einkommen der Eltern abhangig. Dies scheint dem verfas-
sungsrechtlich verankerten Auftrag an den Gesetzgeber, das Wohl des Kindes als
vorrangige Erwagung zu berlcksichtigen, zu widersprechen.

Kinder und Jugendliche missen von staatlicher Seite gefordert werden, und es muss
ihr in Art 1 BVG- Kinderrechte gesichertes Recht auf bestmégliche Entfaltung und
Entwicklung gesichert werden. Der Staat hat hierfur die notwendigen Voraussetzun-
gen zu schaffen. Kinder und Jugendliche aus finanziell schlecht gestellten Familien
sind besonders gefahrdet, dass dieses Recht verletzt wird. Die Unmdglichkeit, die
Staatsburgerschaft aufgrund eines zu geringen Einkommens der Eltern zu erhalten, ist
geeignet, die bestmogliche Entfaltung und Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen zu hindern, weswegen die Bestimmungen des § 10 Abs 1 Z 7 iVm Abs 5 StbG
in Bezug auf Art 1 BVG-Kinderrechte verfassungswidrig erscheinen.

Zur bestmoglichen Entfaltung und Entwicklung von Kindern und Jugendlichen ist fest-
zuhalten, dass der Erwerb der Staatsburgerschaft den Prozess der Integration fordern
bzw die Einblrgerung als Katalysator fir Integration wirken kann,*8> sodass sich der
Erwerb der Staatsbirgerschaft positiv auf das Kindeswohl auswirken kann. Unbestreit-
bar ist aulRerdem, dass sich in der Lebensrealitat von Minderjahrigen — insbesondere,
wenn diese in Osterreich geboren oder hier aufgewachsen sind — massive negative
Auswirkungen ergeben kénnen, wenn sie nicht die dsterreichische Staatsbirgerschaft
besitzen. So kann sich das Fehlen der Staatsbirgerschaft beispielsweise auf das Zu-
gehorigkeitsgeflhl, die Identitatsfindung und -festigung bzw die eigene Identifikation
und Identifikation mit Osterreich, die Zukunftsperspektiven (zB im Hinblick auf den Zu-
gang zu Erwerbstatigkeit, zu bestimmten Berufsfeldern und dem o6ffentlichen Sektor)
und auf weitere soziale Faktoren (wie zB die unbegrenzte Aufenthaltsberechtigung und
Aufenthaltssicherheit, die Freizlgigkeit und Mobilitat sowie Nachteile bei Einreisebe-
stimmungen zB auch bei Klassenfahrten, Diskriminierungen und gesellschaftlicher

484 stadt Wien — Integration und Diversitat, Integrations- & Diversitatsmonitor 2020, https://www.digi-
tal.wienbibliothek.at/wbrup/download/pdf/3658833?originalFilename=true S 54.

485 Haller/Stadlmair, Wunsch nach Erwerb der 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft, Eine empirische
Untersuchung in Wien, August 2021 S 8.
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Teilhabe sowie die Moglichkeiten zur politischen Mitbestimmung auswirken. — In Wien
ist rund ein Drittel der Minderjahrigen im wahlfahigen Alter nicht wahlberechtigt.+&

Die Situation von Minderjahrigen, gerade auch von unbegleiteten Minderjahrigen, ist
eine besondere — ein Umstand, dem zwar bei gesetzgeberischen Erwagungen im Be-
reich des Staatsblrgerschaftsrechts Rechnung getragen wurde,*¢” der aber letztlich
keinerlei Niederschlag im einfachen Gesetz fand, wiewohl eine nachhaltige personli-
che Verankerung insb durch einen Schulbesuch von Kindern“s angenommen werden
kann und bei Minderjahrigen ein besonders integrationsgeneigter Status“s® verortet
wird.

Es erscheint in Hinblick auf die besondere Situation von Minderjahrigen daher auch
nicht im Einklang mit dem BVG-Kinderrechte, dass die Priifung des Kindeswohls im
Staatsburgerschaftsverfahren in entscheidenden Punkten uberhaupt keine Berick-

sichtigung findet.

5.1.2 Relevante Rechtsprechung zu Einkommensgrenzen bei Kindern

Der VWGH stellte in seiner Rsp bedauerlicherweise schon vor mehr als einem Jahr-
zehnt klar, dass die starren Einkommensqgrenzen des ASVG auch Kinder treffen:4°

,Die Verleihungsvoraussetzung des § 10 Abs. 1 Z. 7 StbG kommt auch bei minderjéhrigen Verleihungs-
werbern zur Asnwendung. Gemal § 10 Abs. 5 erster Satz StbG kénnen auch Einklinfte aus gesetzlichen
Unterhaltsanspriichen als Nachweis eines gesicherten Lebensunterhaltes dienen. Bei einem gemein-
samen Haushalt ist unter Berticksichtigung der zu versorgenden Personen zu priifen, ob das Haushalts-
einkommen den "Haushaltsrichtsatz" nach § 293 Abs. 1 ASVG erreicht (vgl. die hg. Erkenntnisse vom
28. Oktober 2009, ZI. 2007/01/0944, und vom 16. Dezember 2009, ZI. 2007/01/1276).“°1

Fir eine Beriuicksichtigung naherer Lebensumstiande eines Verleihungswerbers
besteht nach dem Wortlaut des Gesetzes keine Grundlage und aus verfassungs-
rechtlicher Sicht kein Anlass, fuhrt der VWGH in seinem Rechtssatz zur Entschei-
dung vom 15.3.2010, 2007/01/0791, aus:

,FUr eine Beriicksichtigung der ,ndheren Lebensumsténde‘ eines Verleihungswerbers besteht nach dem
Wortlaut des Gesetzes keine Grundlage und aus verfassungsrechtlicher Sicht auch kein Anlass (vgl.
die hg. Erkenntnisse vom 16. Mai 2007, ZI. 2007/01/0019, und vom 28. Oktober 2009, ZI. 2007/01/0295,
mit Hinweisen auf die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes zum rechtspolitischen Gestal-
tungsspielraum des Gesetzgebers bzw. zur verfassungsrechtlich zuldssigen Durchschnittsbetrach-
tung).”

486 Vgl hierzu etwa Stadt Wien — Integration und Diversitét (Hrsg.), Integrations- & Diversitatsmonitor.
Wien 2020 S 33.

487 ErlautRV BGBI | 124/1998 — Vorschlag war eine verkiirzte Wartefrist von vier Jahren fiir unbeglei-
tete Minderjahrige aus besonders bericksichtigungswiirdigenden Griinden.

488 Ependort.
489 Ependort.
490 ywGH 21.1.2010, 2007/01/1136.
491 ywGH 21.1.2010, 2007/01/1136, RS 2.
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Eine nahere Auseinandersetzung mit den dort zitierten hochstgerichtlichen Entschei-
dungen fuhrt konkret fur die Frage der Zulassigkeit und Verfassungskonformitat des
unbedingten Erfordernisses eines gesicherten Lebensunterhalts bei Kindern dazu, die
Tragfahigkeit der Argumente fur die herrschende Praxis in Zweifel zu ziehen. Vgl
dazu VwWGH 16.5.2007, 2007/01/0019 (Anm: keine Hervorhebungen im Original):

,Der Beschwerdefiihrer erhob gegen diesen Bescheid zundchst Beschwerde an den Verfassungsge-
richtshof, in der er zusammengefasst vorbrachte, § 11a Abs. 4 it 4 StbG verstoBe gegen den
Gleichheitsqgrundsatz, da der Beschwerdefiihrer schlechter gestellt werde als Staatsbiirger-
schaftswerber, welche in dieser Bestimmung angefiihrte auBerordentliche Leistungen erbracht
hétten oder vielleicht erbringen wiirden; zudem stelle § 10 Abs. 1 Z 1 StbG einen Eingriff in wohler-
worbene Anwartschaftsrechte dar. Der Verfassungsgerichtshof lehnte die Behandlung der Beschwerde
mit Beschluss vom 30. November 2006, B 1169/06-7, ab und trat sie geméal3 Art. 144 Abs. 3 B-VG dem
Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung ab. Begriindend fiihrte der Verfassungsgerichtshof unter an-
derem aus:

,Soweit die Beschwerde aber insofern verfassungsrechtliche Fragen beriihrt, als die Verfassungswid-
rigkeit der den angefochtenen Bescheid tragenden Rechtsvorschriften behauptet wird, lasst ihr Vorbrin-
gen vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (vgl. zum rechtspolitischen
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers etwa VfSlg.14.301/1995, 15.980/2000, 16.176/2001,
16.504/2002 und 16.814/2003; zur verfassungsrechtlichen Zuldssigkeit von Regelungen, die auch Hér-
tefélle mit sich bringen, s. zB VfSlg.11.616/1988, 14.694/1996, 16.361/2001 und 16.641/2002) die be-
hauptete Rechtsverletzung, die Verletzung eines anderen verfassungsgesetzlich gewéhrleisteten Rech-
tes oder die Verletzung in einem sonstigen Recht wegen Anwendung eines verfassungswidrigen Ge-
setzes als so wenig wahrscheinlich erkennen, dass sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg haben,
da die Anknipfung in § 64a Abs. 4 Staatsblirgerschaftsgesetz 1985 an das Vorliegen eines Zusiche-
rungsbescheides gemal3 § 20 Abs. 1 leg. cit. nicht unsachlich ist und auch im Lichte des Art. 18 B-VG
beim Verfassungsgerichtshof keine Bedenken erweckt (vgl. in diesem Zusammenhang auch VwGH 27.
Februar 2004, ZI. 2003/11/0253 mwH, *

Ganz offenkundig hatte sich der VfGH hier also nicht konkret mit Minderjahrigen, son-
dern mit der — durchaus gewagten These — der Verfassungswidrigkeit einer Ungleich-
behandlung zwischen einer regularen Einburgerung im Wege der Verleihung bei Er-
wachsenen einerseits und den Sonderfallen einer privilegierten Einblrgerung im Falle
aulRerordentlicher Leistungen im Interesse der Republik andererseits auseinanderzu-
setzen.

Die weitere im Kontext der Bestatigung der Unterhaltserfordernisse auch flr Minder-
jahrige herangezogene Entscheidung des VWGH bestatigte, dass ein Nachweis des
hinreichend gesicherten Lebensunterhalts zwingend erforderlich ist und dass ein feh-
lendes Verschulden an der Unterschreitung des Lebensunterhalts irrelevant ist. Vgl
VwGH 28.10.2009, 2007/01/0295, RS 1 (Anm: keine Hervorhebungen im Original):

,Mit der zwingenden Verleihungsvoraussetzung eines hinreichend gesicherten Lebensunterhaltes gab
der Gesetzgeber zu verstehen, dass er die Staatsbiirgerschaft nur an Fremde verliehen wissen will, die
ihren Lebensunterhalt in Osterreich durch entsprechendes Einkommen (oder gleichzusetzende Leistun-
gen) ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen der Gebietskdrperschaften hinreichend gesi-
chert haben. Diese gesetzlichen Voraussetzungen miissen objektiv erfiillt sein; dass den Verleihungs-
werber am Fehlen eines hinreichend gesicherten Lebensunterhalts im Sinne des Art 10 Abs. 1 Z.
7 und des § 10 Abs. 5 StbG kein Verschulden trifft, ist nicht von Belang (vgl. das hg. E vom 10.
April 2008, ZI. 2007/01/1394, mwN).“
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Die Frage, ob Betroffene am Fehlen des gesicherten Lebensunterhalts ein Verschul-
den trifft, wurde dabei von der alteren Rsp zur frGheren Rechtslage ubrigens noch ganz
anders gesehen, sieche VWGH 3.5.2000, 99/01/0466 (Anm: keine Hervorhebungen im
Original):

»,Nur eine selbstverschuldete Notlage kann ein Verleihungshindernis im Sinne des § 10 Abs. 1Z. 7 StBG
bilden. Eine Notlage liegt dann vor, wenn der Lebensunterhalt des Fremden nicht hinreichend gesichert
ist (vgl. bereits das hg. Erkenntnis vom 29. Mérz 1977, ZI. 2563/76 = VwSIg 9287 A/1977, und darauf
aufbauend zahlreiche Folgejudikate). Kommt die Behérde daher auf Grund ihrer Ermittlungen in recht-
lich einwandfreier Weise zur Auffassung, das Einkommen des Fremden reiche fiir die Sicherung des
Lebensunterhaltes des Fremden und seiner Familie nicht aus, so ist vor Anwendung des § 10 Abs. 1
Z. 7 StBG amtswegiqg zu priifen, ob die Notlage auf ein Verschulden des Fremden zuriickzufiihren
ist (vgl. das hg. Erkenntnis vom 29. Jdnner 1997, ZI. 95/01/0493).“

In seiner Rsp betreffend den gesicherten Lebensunterhalt fur Minderjahrige beruft sich
der VWGH also auf die bereits oben wiedergegebene Beschwerdebehandlungsableh-
nung durch den VfGH*°2 in einem vollig anderen Kontext und die generelle Zulassigkeit
von Hartefallen, dies aber ohne spezielle Berucksichtiqung des Kindeswohls, das
bei Begriindung der Judikaturlinie noch gar nicht explizit in Verfassungsrang
stand.

Der VwWGH bezieht sich in Hinblick auf die Anwendung der ASVG-Richtsatze und ins-
besondere den Umstand, dass fur deren einzelfallbezogene Unterschreitung keine
Grundlage besteht, erneut auf den bereits oben zitierten Beschwerdebehandlungsab-
lehnungsbeschluss und sehr allgemeine verfassungsrechtliche Erwagungen. Siehe
VwGH 28.10.2009, 2007/01/0295, RS 2:

»§ 293 ASVG legt die Héhe der Richtsétze derart fest, dass davon ausgegangen wird, dass bei Errei-
chen eines Einkommens im Sinne des § 293 ASVG der notwendige Lebensunterhalt, also auch die
Bestreitung der Kosten einer Unterkunft, gesichert sind. Daher sind daraus resultierende weitere Belas-
tungen nicht von den Einkiinften abzuziehen. Andererseits sind auch diverse weitere Betrédge, wie etwa
die (bewertete) Méglichkeit, bei einem Unterhaltspflichtigen wohnen zu diirfen und von ihm in Naturalien
versorgt zu werden, nicht den Einkiinften hinzuzurechnen (Hinweis E 3. April 2009, ZI. 2008/22/0711,
ergangen zu § 11 Abs. 5 NAG - ist nahezu gleichlautend zu § 10 Abs. 5 StbG). Auch fiir eine Unter-
schreitung dieser vom Gesetzgeber herangezogenen Richtsétze besteht nach dem Wortlaut des Ge-
setzes keine Grundlage (arg.: "der H6he nach den Richtsétzen ... entsprechen"”) und aus verfassungs-
rechtlicher Sicht auch kein Anlass (vgl. zur verfassungsrechtlich zuldssigen Durchschnittsbetrachtung
allgemein die bei Mayer, B-VG4 (2007), 572, zu Art. 2 StGG wiedergegebene Rechtsprechung des Ver-
fassungsgerichtshofes (VIGH) sowie speziell zur Staatsbiirgerschaftsrechts-Novelle 2005 etwa den im
hg. Erkenntnis vom 16. Mai 2007, ZI. 2007/01/0019, zitierten Beschluss des VfGH vom 30. November
2006, B 1169/06, und die dort zusammengefasst wiedergegebene Rechtsprechung des VfGH).“

Zu betonen ist, dass das Kindeswohl dabei in keinster Weise beriicksichtigt wurde
und auch nicht zu berticksichtigen war. Zum einen betraf die Rechtssache tUberhaupt
keine Kinder,*?3 zum anderen stand das BVG-Kinderrechte im Oktober 2009 noch
gar nicht in Geltung — es wurde erst 2011 erlassen.

492 Beschluss des VIGH vom 30.11.2006, B 1169/06-7, zitiert in VWGH 16.5.2007, 2007/01/0019.

493 Zum Sachverhalt in VWGH 28.10.2009, 2007/01/0295: ,Der Beschwerdefiihrer wurde am 1. April
1940 in Bosnien und Herzegowina geboren. Er ist seit 17. Marz 1989 ununterbrochen mit Hauptwohnsitz
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Die damit entstandene Frage einer Vereinbarkeit des § 10 Abs 1 Z 7 iVm Abs 5 StbG
mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben des BVG-Kinderrechte sowie Art | Abs 1
BVG-Rassendiskriminierung in Hinblick auf Kinder, die die Einkommenserfordernisse
nicht erfullen und damit von der Verleihung der Staatsburgerschaft ausgeschlossen zu

sein scheinen, ist aber auch mit der Frage der Interpretation und Anwendbarkeit des §
10 Abs 1b StbG verbunden.

Wie im Befund in Kapitel 2.5 und 3.5 aufgezeigt wurde, ist § 10 Abs 1b StbG Folge des
VfGH-Erkenntnisses vom 1.3.2013, G106/12. Der VfGH kam in diesem Erkenntnis
zum Schluss, dass die nach damaligem geltendem Recht vorgesehene Normierung
der Voraussetzung der Selbsterhaltungsfahigkeit ohne jegliche Ausnahmen gegen das
Diskriminierungsverbot des Art 7 Abs 1 Satz 3 B-VG sowie des BVG-
Rassendiskriminierung verstield und hob die damals geltende Fassung des § 10 Abs 1
Z 7iVm Abs 5 StbG auf.4%4

In seiner Entscheidung, welche konkret die Verleihung der Staatsburgerschaft an be-
hinderte Personen betraf und sich daher auch intensiv mit dem Diskriminierungsverbot
behinderter Menschen in Art 7 Abs 2 Satz 3 B-VG auseinandersetzte, prufte der VfGH
aber auch die Kompatibilitat der in Prifung gezogenen Bestimmungen mit dem BVG-
Rassendiskriminierung, was insbesondere fur nicht behinderte Personen von grol3er
Relevanz ist (Anm: keine Hervorhebungen im Originaltext):

2.2. Auch die Bedenken des Verfassungsgerichtshofes ob der VerfassungsméaRigkeit der in Priifung
gezogenen Bestimmungen des § 10 Abs 1 Z 7 und Abs 5 StbG 1985 im Hinblick auf das aus dem BVG
gegen alle Formen rassischer Diskriminierung abzuleitende Sachlichkeitsgebot erweisen sich als zu-
treffend: [...]

Mit diesem aus dem genannten BVG gegen alle Formen rassischer Diskriminierung abzuleitenden
Sachlichkeitsgebot ist es aber unvereinbar, wenn der Gesetzgeber die Erlangung der Staatsblirger-
schaft — was grundsétzlich unter Sachlichkeitsaspekten nicht zu beanstanden ist (siehe ViSlg
19.516/2011, S 398 f.) — von der Selbsterhaltungsféhigkeit der diese beantragenden Personen abhén-
gig macht, dann aber keine Vorsorqge dafiir trifft, dass besondere Ausnahmesituationen unver-
schuldeter Notlage beriicksichtigt werden kbénnen (vgl. auch dazu schon VfSlg 19.516/2011, S 399).
Wie allein schon der Fall dauernd aufenthaltsberechtigter Menschen mit Behinderung zeigt, er-
weist sich ein_ ausnahmslos zur Anwendung gelangendes Erfordernis der Selbsterhaltungsfé-
higkeit als Voraussetzung fiir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft als unverhéltnisméaBiq. Auch
sonst ist kein Grund ersichtlich, der die generelle Festlequng rechtfertigen kénnte, den Anspruch auf
Verleihung der Staatsbliirgerschaft bei mangelnder Selbsterhaltungsfahigkeit in jedem Fall zu verwehren
und damit besondere Ausnahmesituationen unverschuldeter Notlage grundsétzlich unberiick-
sichtigt zu lassen. Solche Griinde, die jedenfalls so schwer wiegen, dass auch unverschuldet in Not-
lage geratene Menschen, die alle sonstigen Voraussetzungen fiir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft
erfiillen wiirden, es hinnehmen miissten, von dieser wegen ihrer Notlage ausgeschlossen zu sein, sind
dem Verfassungsgerichtshof nicht erkennbar.

Dem Gesetzgeber kommt ohne Zweifel ein weiter Gestaltungsspielraum zu festzulegen, wem er den
Status eines dauerhaft in Osterreich Aufenthaltsberechtigten zuerkennt. Soweit dies aber der Fall ist,
haben diese Personen in_der Regel unabhéngig von der Verleihung der Staatsbiirgerschaft ge-
setzlich geregelten Zugang zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung. Daher kann die in Priifung
gezogene Regelung auch nicht, selbst wenn man auf eine solche Zielsetzung abstellt, mit Hinweis

in Osterreich gemeldet und beantragte am 9. Mai 2005 bei der belangten Behérde die dsterreichische
Staatsburgerschaft.”

494 pgs filhrte auch zur Aufhebung der Entscheidung im Anlassfall VIGH 13.3.2013, B1325/12 und
VIGH 1.3.2013, B1474/11.
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auf die Vermeidung finanzieller Belastungen von Gebietskbérperschaften gerechtfertigt werden. Auch
sonst ist kein Grund ersichtlich, der eine Rechtfertigung zu begriinden vermag.

Die in Priifung gezogenen Bestimmungen verstoBen daher auch gegen das Sachlichkeitsgebot des
BVG gegen alle Formen rassischer Diskriminierung. “*9>

Gleich mehrere Aspekte dieser Entscheidung zum Regelungsgefige des § 10 Abs 1
Z 7 und Abs 5 StbG sind aul3erst bemerkenswert. Zum einen hat sich der VfGH explizit
auch zum BVG-Rassendiskriminierung geaul3ert. Dies hatte er nicht tun mussen, ist
doch aus der Rsp des VfGH allgemein ableitbar, dass bereits eine festgestellte Ver-
fassungswidrigkeit reicht, sodass der VfIGH dementsprechend haufig auf andere ver-
fassungsrechtliche Bedenken gar nicht mehr eingeht bzw einzugehen hat.

Der VfGH gibt auch in seinen Ausfuhrungen klar zu erkennen, dass er seine grundle-
genden Erwagungen zum BVG-Rassendiskriminierung nicht ausschlieBlich auf be-
hinderte Menschen bezogen wissen wollte, siehe insb den Passus (ohne Hervorhe-
bungen im Original):

,Wie allein schon der Fall dauernd aufenthaltsberechtigter Menschen mit Behinderung zeigt, erweist
sich ein ausnahmslos zur Anwendung gelangendes Erfordernis der Selbsterhaltungsfahigkeit als Vo-
raussetzung fiir die Verleihung der Staatsbiirgerschaft als unverhéltnismaRig.“+9®

Der VfGH stellte auf die besondere Ausnahmesituation unverschuldeter Notlagen ab.
Solche mussen, um zu einem verfassungskonformen Ergebnis im Staatsbirger-
schaftsverfahren zu gelangen, berlcksichtigt werden.

Fur den VfGH war, wie oben zitiert, ,kein Grund ersichtlich, der die generelle Festle-
gung rechtfertigen kénnte, den Anspruch auf Verleihung der Staatsblirgerschaft bei
mangelnder Selbsterhaltungsféhigkeit in jedem Fall zu verwehren und damit beson-
dere Ausnahmesituationen unverschuldeter Notlage grundsétzlich unberiicksichtigt zu
lassen.“97 Fur den VfGH waren dabei also auch keine Grinde erkennbar, die so
schwer wiegen, dass auch unverschuldet in Notlage geratene Menschen, die alle
sonstigen Voraussetzungen fur die Verleihung der Staatsblrgerschaft erflllen wirden,
es hinnehmen mussten, von dieser wegen ihrer Notlage ausgeschlossen zu sein.

Dies ist also der MaRstab und die Erheblichkeitsschwelle, an welcher es sich zu
orientieren gilt, um § 10 Abs 1 Z 7 und Abs 5 StbG verfassungskonform anzuwenden.

Anzumerken ist dabei, dass der VfGH, freilich in anderem Kontext, namlich hinsichtlich
des Aufenthaltsrechts von Minderjahrigen, bereits klargestellt hat, dass Minderjahri-

495 VfGH 1.3.2013, G106/12.
496 Ebendort.
497 Ebendort.
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gen etwa der unrechtmaflige Aufenthalt oder asyl- und aufenthaltsrechtliche Folgean-
tragstellungen nicht im gleichen AusmaR wie Eltern zugerechnet werden kon-
nen.+%

Der VfGH betonte in der oben zitierten Entscheidung zwar den gesetzgeberischen Ge-
staltungsspielraum darin, festzulegen, wer in Osterreich ein dauerhaftes Aufenthalts-
recht erhalten kann, halt aber fest, dass mit einem solchen in aller Regel ohnehin be-
reits der Zugang zu bedarfsorientierter Mindestsicherung gegeben ist, sodass eine
Vermeidung finanzieller Belastungen von Gebietskorperschaften keine Rechtfertigung
fur die Einschrankung des Zugangs zur Staatsburgerschaft darstellen kann. 4%

5.1.3 Regelungsziel und Grenzen des § 10 Abs 1b StbG

Der in Folge dieses VfGH-Erkenntnisses erlassene § 10 Abs 1b StbG sollte also dazu
dienen, die Regelungen der § 10 Abs 1 Z 7 iVm Abs 5 StbG einer Verfassungskonfor-
mitat zuzufuhren, indem Ausnahmen fir bestimmte Hartefdlle gesetzlich normiert
wurden.

Dem Wortlaut nach bezieht sich § 10 Abs 1b StbG explizit auf Menschen mit einer
Behinderung und Menschen mit einer dauerhaften schwerwiegenden Krankheit.
Normiert ist weiters, dass ,dies durch ein arztliches Gutachten nachzuweisen ist, wo-
bei aus der Formulierung nicht vollig klar ist, ob sich ,dies” lediglich auf dauerhaft
schwerwiegende Krankheiten oder auch auf Behinderungen bezieht. Die Wortwahl
.insbesondere® verdeutlicht, dass die in der Bestimmung explizit genannten Falle le-
diglich demonstrativ aufgezahlt sind, es sich also dabei um Beispiele handelt.

Den Gesetzesmaterialien ist zu enthehmen, dass diese Wortwahl der bewussten In-
tention des Gesetzgebers entspricht: Die in der gesetzlichen Regelung genannten
Falle sollten lediglich als ,Beispiele“>°° dienen. Der Gesetzgeber versteht die Regelung
des § 10 Abs 1b StbG als ,spezifische Ausnahmeregelung flr Personengruppen [...],
denen aufgrund ihrer besonderen berlcksichtigungswurdigen Situation der Erwerb der
Staatsblrgerschaft ebenfalls moglich sein soll.“>°* Nach der Vorstellung des Gesetz-
gebers miussen andere Beispiele aber ,von vergleichbarem Gewicht sein“>92, auch hin-
sichtlich ihrer ,Nachweisbarkeit“>s.

In der Rsp wurde § 10 Abs 1b StbG Uber die im Gesetz ohnehin genannten Personen-
gruppen hinaus bislang auf Falle von Minderjahrigen angewandt, die deshalb nicht

498 \/fGH 7.10.2014, U2459/2021.
499 VfGH 1.3.2013, G106/12.

500 ErjautRV 2303 XXIV. GP,

501 Ependort.

502 Ependort.

503 Ependort.

67



ausreichend Unterhalt nachweisen konnen, weil ein Elternteil wegen einer Behinde-
rung oder einer schweren Erkrankung nicht erwerbsfahig ist. Auf viele weitere Per-
sonengruppen wie etwa Pflegekinder, die von ,leiblichen Eltern keine Unterhaltszah-
lungen“%4 bekommen, erachtet die Rsp § 10 Abs 1b StbG flr nicht anwendbar. Be-
grundet wird in der Rsp hierzu ausgefuhrt, dass der Umstand, dass eine ,unmundige
Minderjahrige weder faktisch noch rechtlich wie eine volljahrige Person am Erwerbs-
leben teilnehmen kann“%, keine ,besonders berucksichtigungswurdige Situation®>06
darstelle und es keinen mit den in § 10 Abs 1b StbG genannten Fallen ,vergleichbaren
Grund darstellt, wenn das Haushaltseinkommen der Eltern eines minderjahrigen An-
tragstellers im maf3geblichen Berechnungszeitraum nach § 10 Abs. 5 StbG nicht den
malfdgeblichen ,Haushaltsrichtsatz' nach § 293 Abs. 1 ASVG erreicht“%7. Freiwillige fi-
nanzielle Leistungen, wozu der VwGH fallbezogen auch ,Unterhaltsleistungen des
Pflegevaters®08 zahlte, waren nicht als Einkunfte zu bertcksichtigen.>0®

Wie bereits dargelegt, wollte der Gesetzgeber eine Regelung mit demonstrativer Auf-
zahlung schaffen, die ua Menschen mit Behinderung oder dauerhafter schwerer
Krankheit umfasst. De facto wird die Regelung aber in der Praxis wie eine taxative
Aufzahlung ausgelegt. Nimmt man, den Gesetzesmaterialien folgend, als Regelungs-
interesse des § 10 Abs 1b StbG an, den Nachteil von Personengruppen auszuglei-
chen, die ,tatsachlich nicht oder nur eingeschrankt am Erwerbsleben teilnehmen kon-
nen“10, erschliefl3t sich dieser Zugang der Rsp nicht ohne Weiteres — vgl hierzu auch
die im Befund schon naher dargelegte Kritik von Réssl.°1! Der spezifische Schutz der
Rechte von Menschen mit Behinderung ist durchaus mit allgemeinen kinderrechtlichen
Schutz- und Flrsorgegedanken vergleichbar.

5.1.4 Weitere relevante Rechtsprechung zu § 10 Abs 1b StbG

Der VfGH wurde 2019 zur Frage der Unterhaltserfordernisse in Bezug auf betagte Per-
sonen, die zu alt sind, um die ASVG-Richtsatze noch zu erfillen, angerufen.>2 Wort-
lich hat der Gerichtshof fur diese Konstellation ausgefiihrt (Hervorhebung nicht im Ori-
ginal):

LAus Anlass der Beschwerde sind auch keine Bedenken gegen die die angefochtene Entscheidung
tragenden Rechtsvorschriften entstanden, weshalb sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat: Die
Bestimmungen des § 10 Abs 1 Z 7, Abs 1b und Abs 5 StbG stellen in Konstellationen, in denen eine

504 Réssl, Ausnahmen 464 mit Verweis auf ,VWGH 29.1.2021, Ra 2020/1/0243¢, gemeint offensichtlich
Ra 2020/01/0243.

505 vwGH 29.1.2021, Ra 2020/01/0243.
506 Ependort.
507 Ependort.
508 Ependort.
509 Ependort.
510 ErautRV 2303 XXIV. GP,
511 Vgl hierzu Unterkapitel 2.5.
512 VfGH 26.6.2009, E89/2019.
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Erwerbstétigkeit des Fremden zur Sicherung seiner Selbsterhaltungsfahigkeit altersbedingt nicht mehr
erwartet werden kann, darauf ab, dass der Fremde im erwerbsfahigen Alter — insbesondere durch den
Erwerb entsprechender Pensionsanspriiche — fiir seinen Erhalt im Alter vorgesorgt hat (siehe fiir
entsprechende Pensionsversicherungsleistungen und dazu, dass Notstandshilfe, Arbeitslosengeld und
die vom Bestehen eines Pensionsanspruches abhéngige Ausgleichszulage zur Pension als Versiche-
rungsleistungen gemédl3 § 10 Abs 5 StbG zu berticksichtigen sind, mwN VwGH 28.10.2009,
2007/01/0295). Im Lichte der Entscheidung VfSlg 19.732/2013 ist dabei gegebenenfalls auch zu prii-
fen, ob dem Fremden eine solche Vorsorge aus den in § 10 Abs 1 Z7 iVm Abs 1b StbG genannten
Griinden nicht méglich war. Es stellt keine Benachteiligung auf Grund des Alters dar, wenn in diesem
Sinn fiir die Selbsterhaltungsfahigkeit im Alter auf eine entsprechende Vorsorge in Zeiten altersbedingt
zumutbarer Erwerbstétigkeit abgestellt wird. Fragen einer Diskriminierung auf Grund des Alters stellen
sich aus dem Blickwinkel des vorliegenden Falles hinsichtlich der das angefochtene Erkenntnis tragen-
den Rechtsgrundlagen daher von vornherein nicht (vgl P6éschl, Altersdiskriminierung und Verfassung,
in: Studiengesellschaft flir Wirtschaft und Recht [Hrsg.], Alter und Recht, 2012, 47 [60 f.]).“

Daraus konnte man e contrario durchaus ableiten, dass Kinder umgekehrt naturlich
nicht in die Pflicht genommen werden kdnnen, da sie sich in keinem erwerbsfahigen
Alter befinden. Altersbedingt ist ihnen eine Erwerbstatigkeit vor allem Uber den langen,
vom StbG geforderten Zeitraum nicht zumutbar.

Ganz unabhangig davon, wird auch bei Kindern jedenfalls im Einzelfall iSd § 10 Abs
1b StbG gepruft werden mussen, ob eine wie oben dargelegte Notlage vorliegt.

Mit der Frage, ob die Unterhaltserfordernisse in Bezug auf Einblrgerungsantrage von
Kindern dem BVG-Kinderrechte entsprechen, hat sich der VfGH, soweit in 6ffentlich
abrufbaren Entscheidungen im Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) nachvoll-
ziehbar, bisher noch nicht explizit auseinandergesetzt.

Der VfGH lehnte jedoch, so lasst sich einer Entscheidung des VwGH>13 entnehmen,
mit — nicht im RIS veroéffentlichen — Beschluss vom 8.6.2020, E3890/2019-5, die Be-
handlung einer Beschwerde mit der nachstehend auszugsweise wiedergegebenen
Begrindung ab (Hervorhebung nicht im Original):>14

,ES liegt im rechtspolitischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, die dsterreichische Staatsblir-
gerschaft nur jenen Fremden zu verleihen, die ihren Lebensunterhalt in Osterreich durch entsprechen-
des Einkommen oder durch gleichzusetzende Leistungen ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfeleis-
tungen der Gebietskérperschaft hinreichend gesichert haben (zB VfSlg. 19.516/2011), sofern er Vor-
sorge dafiir trifft, dass besondere Ausnahmesituationen unverschuldeter Notlagen beriicksich-
tigt werden kénnen (VfSlg. 19.732/2013). Dass diese Regelung auch auf minderjéhrige Verlei-
hungswerber ohne eigenes Einkommen anzuwenden und bei der Einkommensberechnung auf
das Haushaltseinkommen der unterhaltspflichtigen Eltern abzustellen ist, begegnet keinen ver-
fassungsrechtlichen Bedenken (siehe auch VwGH 3.9.2018, Ro 2017/01/0004, mwN). Es liegt aus
dem Blickwinkel des vorliegenden Falles auch keine unsachliche Differenzierung gegentiber jenen Fél-
len vor, in denen vom Erfordernis des hinreichend gesicherten Lebensunterhaltes geméal3 § 12 Abs. 2
StbG dann abgesehen wird, wenn der Vater des Verleihungswerbers zum Zeitpunkt der Geburt Gster-
reichischer Staatsbiirger ist, steht dieser Verleihungstatbestand doch den Abstammungstatbestdnden
des § 7 StbG nahe (vgl. Erldut. Zur RV 2303 BIgNR 24. GP, 11). Nichts anderes ergibt sich mit Blick auf
den Verleihungstatbestand des § 11b StbG (VfSlg. 18.465/2008) bzw. das Absehen vom Nachweis der
Erfiillung des § 10 Abs. 1 Z 7 StbG im Verleihungszeitpunkt durch § 20 Abs. 2 (VfSlg. 19.516/2011).“>15

513 vwGH 9.11.2020, Ra 2020/01/0372.
514 Ependort.
515 Ependort.
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Eine Auseinandersetzung mit diesen, wie fur Behandlungsablehnungen ublich knapp
gehaltenen Ausfuhrungen ergibt Folgendes:

Grundsatzlich steht es dem Gesetzgeber frei, die Staatsbirgerschaft nur jenen Perso-
nen zu verleihen, die ihren Lebensunterhalt in Osterreich ohne Inanspruchnahme von
Sozialhilfeleistungen hinreichend sichern kénnen, wobei der VfGH hierzu auf die Er-
wagungen im Erkenntnis vom 29.9.2011, G154/10 (VfSIg 19516) zur Aufhebung von §
20 Abs 2 StbG verweist:

"2.4. Obwohl es grundsétzlich im rechtspolitischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers liegt, die
Verleihung der 6sterreichischen Staatsbiirgerschaft nur an Fremde vorzusehen, die ihren Lebensunter-
halt in Osterreich durch entsprechendes Einkommen oder durch gleichzusetzende Leistungen ohne
Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen hinreichend gesichert haben, ist es ihm aus Sachlichkeits-
griinden verwehrt, bei der Beseitigung des mit dem Zusicherungsbescheid bedingt erworbenen Rechts-
anspruchs auf Verleihung der Staatsblirgerschaft etwa schwerwiegende Straftaten einerseits und un-
verschuldete Notsituationen andererseits gleich zu behandeln. Daran vermag auch der Umstand nichts
zu andern, dass die ésterreichische Staatsblirgerschaft in weiterer Folge (iber neuerlichen Antrag doch
noch verliehen werden kénnte."

Eingeschrankt wird dieser gesetzgeberische Gestaltungsspielraum jedoch durch die
verfassungsgesetzliche Rechtslage, wie sie sich aus der oben bereits besprochenen
Entscheidung des VfGH in der Rechtssache G106/12 ergibt, wonach dafur Vorsorge
zu treffen ist, dass besondere Ausnahmesituationen unverschuldeter Notlagen
bericksichtigt werden kdnnen.

Dass ,diese Regelung“ (gemeint wohl: § 10 Abs 1 Z 7 iVm Abs 5 iVm Abs 1b StbG),
so der VfGH in seinem Beschluss vom 8.6.2020, E3890/2019-5, auch auf Minderjah-
rige ohne eigenes Einkommen anzuwenden und bei der Einkommensberechnung auf
das Haushaltseinkommen der unterhaltspflichtigen Eltern abzustellen ist, begegne in-
sofern keinen verfassungsrechtlichen Bedenken.

Dazu verweist der VfGH begrindend auf Erwagungen des VwWGH>%6 (1) in einem sehr
speziellen Fall: Konkret ging es dabei um eine Amtsrevision, welche zurluckgewiesen
wurde und die den Fall einer agyptischen Familie betraf, wobei bei den Eltern, da es
sich um einen Altfall (Antragstellung aus dem Jahr 2005) handelte, keine Unterhalts-
berechnung vorzunehmen war und die Frage aufgeworfen wurde, ob bei einem nach-
geborenen Kind der Familie eventuell schon eine Unterhaltsberechnung dennoch vor-
zunehmen ware. Im Ergebnis war der Unterhalt des Kindes aber nicht separat zu pru-
fen und wurde die Relevanz der Amtsrevision nicht ausreichend dargelegt.

Aus dieser sehr kasuistischen Konstellation, Allgemeingiiltiges, noch dazu zu-
lasten samtlicher minderjahriger Einburgerungswerbenden abzuleiten, erscheint
nicht tragfahig.

516 \ywGH 3.9.2018, Ro 2017/01/0004.
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Der VfGH fuhrt in seinem Beschluss vom 8.6.2020, E3890/2019-5 weiter aus, dass
keine unsachliche Differenzierung gegenuber jenen Fallen vorliege, in denen vom Er-
fordernis des hinreichend gesicherten Lebensunterhalts gemafl § 12 Abs 2 StbG dann
abgesehen wird, wenn der Vater des Kindes zum Zeitpunkt der Geburt dsterreichischer
Staatsburger war, da die Sonderregelung des § 12 Abs 2 StbG den Abstammungstat-
bestanden des § 7 StbG nahe stehe. Nichts anderes ergebe sich mit Blick auf den
Verleihungstatbestand des § 11b StbG betreffend adoptierte Kinder bzw das Absehen
vom Nachweis der Erfullung des gesicherten Lebensunterhalts im Verleihungszeit-
punkt durch § 20 Abs 2 StbG. Bei diesem abschlieienden Hinweis bezieht sich der
VfGH auf die bereits eingangs des Beschwerdebehandlungsablehnungsbeschlusses
zitierte Entscheidung in der Rechtssache G154/10 betreffend den aus verfassungs-
rechtlicher Sicht unzulassigen Widerruf der Zusicherung wegen Sozialhilfebezugs.

Scheinbar einzig basierend auf diesem nicht-veroffentlichten Beschwerdebehand-
lungsablehnungsbeschluss formulierte der VWGH den nachstehenden Rechtssatz
VwGH 09.11.2020, Ra 2020/01/0372:

,Der Umstand, dass der Fremde als unmiindig Minderjahriger weder faktisch noch rechtlich wie eine
volljghrige Person am Erwerbsleben teilnehmen kann, stellt keine besonders berticksichtigungswiirdige
Situation dar, welche in ihrer Bedeutung sowohl dem Grunde als auch der Nachweisbarkeit nach den
Tatbestédnden des § 10 Abs. 1b StbG (einer mangelnden Erwerbsféhigkeit auf Grund einer durch ein
arztliches Gutachten nachzuweisenden Behinderung oder dauerhaften schwerwiegenden Krankheit)
vergleichbar ist (vgl. zum Fehlen diesbezliglicher verfassungsrechtlicher Bedenken VfGH 8.6.2020, E
3890/2019-5).”

Dieser wurde in weiterer Folge vom VwWGH auch erneut bestatigt.>1” Einem bei Antrag-
stellung minderjahrigen thailandischen Pflegekind war vom Verwaltungsgericht die
Staatsburgerschaft verliehen worden, dagegen wurde jedoch Amtsrevision erhoben
mit dem Argument, dass kein gesetzlicher Unterhaltsanspruch gegentber dem Pfle-
gevater besteht. - Diese Entscheidung zeigt eindrucksvoll, dass die Gesetzeslage
ohne jeglichen Ermessensspielraum und ohne jeqgliche Interessenabwagqung zu
Entscheidungen zwingt, die dem Kindeswohl offenkundiq widersprechen.

Hervorzuheben ist auch, dass der VWGH in der urspriinglichen Entscheidung>8, in der
auf den fehlenden Unterhalt eines Kindes, das im selben Haushalt mit den Eltern lebt,
eingegangen wird und in der er sich dazu auf die Ablehnung der VfGH-Beschwerde-
behandlung bezieht, sogar explizit ausfihrt, dass die Situation nicht vom Kind zu
vertreten ist, aber eben weiter ausfiihrt, dass das Gesetz dementsprechend an-
zuwenden ware (Hervorhebung nicht im Original):

,15 Der Umstand, dass der Revisionswerber als unmiindig Minderjéhriger weder faktisch noch
rechtlich wie eine volljghrige Person am Erwerbsleben teilnehmen kann, stellt keine besonders bertick-
sichtigungswiirdige Situation dar, welche in ihrer Bedeutung sowohl dem Grunde als auch der Nach-
weisbarkeit nach den Tatbestédnden des § 10 Abs. 1b StbG (einer mangelnden Erwerbsféhigkeit auf

517 \ywGH 29.1.2021, Ra 2020/01/0243.
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Grund einer durch ein &rztliches Gutachten nachzuweisenden Behinderung oder dauerhaften schwer-
wiegenden Krankheit) vergleichbar ist (vgl. zum Fehlen diesbeziiglicher verfassungsrechtlicher Beden-
ken VfGH 8.6.2020, E3890/2019-5). [...]

17  Der Revisionswerber hat es zwar nicht zu vertreten, dass vorliegend das Haushaltseinkommen
seiner Eltern im mal3geblichen Berechnungszeitraum nach § 10 Abs. 5 StbG, wie vom Verwaltungsge-
richt festgestellt, nicht den - hier fiir ein im gemeinsamen Haushalt lebendes Ehepaar samt Kind mal3-
geblichen - ,Haushaltsrichtsatz* nach § 293 Abs. 1 ASVG erreicht. Dennoch stellt auch dieser Umstand
keinen mit einer Behinderung oder einer dauerhaften schwerwiegenden Krankheit geméal3 § 10 Abs. 1b
StbG vergleichbaren Grund dar.”

5.1.5 Weitere Rechtsprechung und Erwagungen aus der Literatur

In gleich zwei Verfahren>® behob der VfGH in jungerer Zeit abschlagige Entscheidun-
gen im Einblrgerungsverfahren von Ordensbridern und fUhrte aus, dass eine Prufung
der funktionalen Aquivalenz innerkirchlicher unterhaltsrechtlicher Rechtsbeziehungen
mit einem gesetzlichen Unterhaltsanspruch erforderlich ist, dies ua. aufgrund der Be-
sonderheiten des so genannten Professverhaltnisses.>20

Daraus konnte sich zumindest ableiten lassen, dass der Begriff des gesetzlichen Un-
terhaltsanspruches auch im Fall von Kindern verfassungskonform interpretiert werden
musste, sodass insbesondere auch eine Unterhaltsgewahrung im Wege des Jugend-
wohlfahrtstragers zu bertcksichtigen ware — eine Rechtsansicht, die der VwWGH im
oben angesprochenen Erkenntnis®2! infolge einer Amtsrevision betreffend ein Pflege-
kind hingegen nicht geteilt hat, wenn dort ausgefuhrt wird:

»In diesem Sinne kénnen ,freiwillige Geldgeschenke einer dritten Person” sowie finanzielle Zuwendun-
gen, auf welche kein Rechtsanspruch im Sinne eines gesetzlichen Unterhaltsanspruches bestehe, nicht
als Einklinfte im Sinne des § 10 Abs. 5 StbG angesehen werden (vgl. VwGH 28.2.2019, Ra
2019/01/0004, mwN).*

Bereits Stern>22 bezog sich im Jahr 2011 in seinen Ausflihrungen auf damals vorhan-
dene Jud des VfGH; damals waren Versuche, die Bestimmung des § 10 Abs 1 Z 7
StbG als verfassungswidrig aufzuheben, gescheitert, denn es liege im Gestaltungs-
spielraum des Gesetzgebers, nur jenen Personen die Staatsblrgerschaft zu verleihen,
die ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen ihr Auslangen finden. Stern kriti-
sierte dies allerdings bereits stark und brachte verschiedene Argumente, weswegen
die Bestimmung als gleichheitswidrig angesehen werden konnte. So sei insbesondere
ein Regelungsziel nicht erkennbar, weil die Verleihung der Staatsbirgerschaft heute in
aller Regel nicht mehr kausal fur eine finanzielle Belastung von Gebietskorperschaften
sein kann, auch Frauen seien durch die Regelung indirekt diskriminiert, weil sie in der
Regel weniger verdienen.

519 VfGH 27.2.2020, E2273/2019 und VfGH 23.2.2021, E4333/2020.
520 VfGH 27.2.2020, E2273/2019.
521 yywGH 29.1.2021, Ra 2020/01/0243.
522 Stern, lus.
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2013 hob der VfGH tatsachlich die Bestimmungen des § 10 Abs 1 Z 7 und Abs 5 StbG
anlasslich der Unsachlichkeit der Regelung betreffend behinderte Personen auf, dies
aber unter Setzung einer Reparaturfrist. Bemerkenswert ist, dass der VfGH in seinem
Erkenntnis das Argument aufgreift, dass mit einem dauerhaften Aufenthaltsrecht in al-
ler Regel bereits Zugang zu bedarfsorientierter Mindestsicherung gegeben ist, sodass
eine Vermeidung finanzieller Belastungen von Gebietskorperschaften keine Rechtfer-
tigung fur die Einschrankung des Zugangs zur Staatsburgerschaft darstellen kann.

Dabei handelt es sich um ein Argument, das freilich auch Uber den Personenkreis dau-
erhaft kranker oder behinderter Personen hinaus zur Anwendung gelangen kann.
Durch die Einflhrung von § 10 Abs 1b StbG wahlte der Gesetzgeber aber den denkbar
minimalistischen Ausweg und behob lediglich die Unsachlichkeit der Regelung in Be-
zug auf dauerhaft kranke und behinderte Personen.

In der aktuellen Literatur betont R6ssl23 in ihren Erwdgungen zu § 10 Abs 1 Z7iVm §
10 Abs 1b StbG die Strenge der Rsp, die § 10 Abs 1b StbG so auslegt, dass abseits
des in der Bestimmung Aufgezahlten eigentlich keine Anwendbarkeit auf andere Grup-
pen/Benachteiligungen in Frage kommt. Sie fUhrt aber verschiedene Argumente an,
wie man doch zu einer weiteren Auslegung der Bestimmung kommen kdnnte, ua auch
interdisziplinare Argumente.

Durch die Rsp wurde mittlerweile nachdricklich klargestellt, dass § 10 Abs 1b StbG
nicht so ausgelegt werden kann, dass auch Kinder, deren Lebensunterhalt nicht gesi-
chert ist, grundsatzlich darunterfallen, zumal auch das Erfordernis der Dauerhaf-
tigkeit bei Minderjahrigen nicht gegeben scheint.

Auch wenn eine von Réssl mit nachvollziehbaren Argumenten geforderte weitere Aus-
legung der Bestimmung dazu fihren kénnte, dass in Einzelfallen auch bei Kindern eine
Ausnahmesituation unverschuldeter Notlage vorliegen konnte, so bleibt doch das ge-
nerelle Problem bestehen, dass das Gesetz in keinster Weise Spielraum bietet, das
Kindeswohl zu beriicksichtigen.

Dies bestatigt auch § 10 Abs 1 Z 7 StbG, wonach die Staatsblrgerschaft, soweit in
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, nur verliehen werden darf, wenn
der Lebensunterhalt eines Fremden hinreichend gesichert ist oder der Fremde seinen
Lebensunterhalt aus tatsachlichen, von ihm nicht zu vertretenden Griinden dauerhaft
nicht oder nicht in ausreichendem Male sichern kann. ,,Etwas anderes bestimmt“
ist nur in Abs 1b und der wiederum ist auf gesunde Kinder aus gesunden Familien
nicht anwendbar.

Praktisch bedeutet dies, dass etwa in einem Fall, in dem ein Kind oder vielmehr seine
Familie die finanziellen Voraussetzungen des § 10 Abs 1 Z 7 iVm Abs 5 StbG nicht

523 Rdssl, Ausnahmen.
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erfullt, die Verleihung der Staatsblrgerschaft Uber viele Jahre hinweg nicht moglich ist.
Das Kind ist daher wahrend seiner gesamten Kindheit und realistischerweise auch
noch uber Jahre hinaus bis zum Erreichen seiner Selbsterhaltungsfahigkeit als er-
wachsene Person, somit Uber eine erhebliche Dauer, vom Erwerb der 6sterreichischen
Staatsburgerschaft ausgeschlossen.

Hat man so eine Situation vor Augen, in welcher ein Kind unverschuldet und dauerhaft
nicht dazu in der Lage ist, die strengen finanziellen Erfordernisse fur die Einblrgerung
zu erflullen, ware nach derzeitiger Rechtslage und vor allem Rsp davon auszugehen,
dass ein Antrag auf Verleihung der Osterreichischen Staatsburgerschaft nicht bewilligt
werden wurde. Dies ist unmittelbar darauf zurlickzuflihren, dass das Gesetz keinen
Raum lasst, iSd Art 1 BVG-Kinderrechte eine in die Zukunft des Kindes gerichtete Ab-
wagung iSd Gewahrleistung des Rechts auf bestmogliche Entwicklung und Entfaltung
vorzunehmen und darauf, dass basierend auf einer restriktiven Auslegung von § 10
Abs 1b StbG auch das Kriterium der Dauerhaftigkeitin § 10 Abs 1 Z 7 StbG Uberschie-
Rend ausgelegt wird. ,Dauerhaft wird im Ergebnis mit ,auf Lebenszeit” gleichgesetzt,
sofern auf Behinderungen abgestellt wird. Bei chronischen Erkrankungen wird hinge-
gen verkannt, dass auch diese im Gegensatz zu Behinderungen allenfalls nicht auf
Lebenszeit bestehen, sodass auch die Einschrankung in der Erwerbsfahigkeit nicht
zwangslaufig dauerhaft besteht und die Ungleichbehandlung der unverschuldeten
temporaren unzureichenden finanziellen Versorgung bei Kindern und kranken Perso-
nen nicht sachlich erscheint.

Zu beanstanden ist dabei auch, dass die Frage, was ,dauerhaft” ist, vom Gesetz nicht
konsequent beantwortet zu sein scheint. Wahrend fir ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht
bereits ein Zeitraum von funf Jahren Niederlassung als ausreichend angesehen wird,
wurde bei Kindern auch ein (erwartbarer) Zeitraum von mehr als finf Jahren, in dem
der Unterhalt bereits nicht iSd StbG gesichert war oder weiterhin nicht gesichert ware,
nicht ausreichen.

Dies ist auch vor dem Hintergrund der Argumentation des VfGH in G106/12 zu bean-
standen, da dort zutreffend ausgefiuhrt wird, dass gerade bei dauerhaft aufenthaltsbe-
rechtigten Personen die Vermeidung finanzieller Belastungen von Gebietskdérperschaf-
ten nicht als tragfahiges Argument fur die Versagung der Staatsblrgerschaft herange-
zogen werden kann.

5.1.6 Fehlende Auseinandersetzung mit dem Kindeswohl in der Rechtspre-
chung

Der VfGH hat sich mit der Frage, ob die in diesem Gutachten untersuchten Bestim-

mungen des StbG mit dem BVG-Kinderrechte in Einklang stehen, bisher noch nicht
erkennbar inhaltlich auseinandergesetzt.
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Art 1 BVG-Kinderrechte ist aber jedenfalls auch im Kontext der Verleihung der Staats-
burgerschaft zu beachten. Dem Wortlaut der Bestimmung nach hat ,(j)edes Kind [...]
Anspruch auf [...] bestmdgliche Entwicklung und Entfaltung sowie auf die Wahrung
seiner Interessen [...].“ Weiters wird klargestellt, dass ,(b)ei allen Kinder betreffenden
Malnahmen offentlicher [...] Einrichtungen [...] das Wohl des Kindes eine vorrangige
Erwagung sein muss.“ Die Verleihung der Staatsburgerschaft durch eine staatliche
Behorde ist somit schon dem Wortlaut nach zweifelsohne mitumfasst. Auch aus Rsp
des VfGH ist nichts anderes zu schliel3en. Der VfGH betont in seiner Rsp selbst, dass
das Kindeswohl ,bei allen MalRnahmen 6ffentlicher Stellen [...] eine vorrangige Erwa-
gung sein muss“?24, wobei der VfGH im Rahmen dessen auch den ,Anspruch?2> eines
Kindes ,auf bestmdgliche Entwicklung und Entfaltung“2¢ hervorhebt.>2

Aus welchen Grunden Art 1 BVG-Kinderrechte zu den Verleihungsvoraussetzungen in
Staatsburgerschaftsverfahren noch nicht erkennbar Niederschlag gefunden hat, ist
aus der Rsp des VfGH nicht ableitbar. Es gibt zwar, wie dargelegt, einen nicht verof-
fentlichen Ablehnungsbeschluss des VfGH aus dem Jahr 2019, diesem ist jedoch nur
eine oberflachliche Auseinandersetzung mit der Anwendbarkeit der Bestimmungen
Uber den gesicherten Lebensunterhalt auch bei Kindern zu entnehmen. Der VfGH er-
teilte dabei Bedenken in Hinblick auf das Sachlichkeitsgebot eine Absage, aber au-
Rerte sich nicht zum BVG-Kinderrechte.

Die Ausfihrungen des VfGH in der knappen Ablehnung stitzen sich auf standige —
aulerst restriktive — Rsp des VwWGH, sie beantworten aber nicht die in diesem Gutach-
ten aufgeworfenen Fragen.

Anzumerken ist, dass die Argumentation der Hochstgerichte stellenweise nur aufl3erst
schwer nachvollzogen werden kann, da die Gerichtshéfe quasi schneeballartig von
einer Entscheidung auf eine andere verweisen, dabei auch quer- und riickverweisen
und eine tatsachliche inhaltliche Auseinandersetzung mit den Entscheidungen manch-
mal ergibt, dass die Argumentation weniger unumstéRlich ist, als dies auf den ersten
Blick erscheint.

Der VWGH hat durch mehrere Entscheidungen in den letzten Jahren jedenfalls seine
Rsp gefestigt, wonach auch Kinder einen gesicherten Lebensunterhalt nachzuweisen
haben.>2¢ Unverschuldete Notlagen konnen dabei aber anders als noch nach der

524 /fGH 2.10.2013, U2576/2012. Vgl beispielhaft weitere Entscheidungen, in denen die Notwendigkeit
einer Beachtung des Kindeswohls hervorgehoben wird: VfGH 12.12.2019, G164/2019 ua; VfGH
1.12.2018, G308/2018; VfGH 11.10.2017, E1803/2017 ua; VfGH 9.10.2015, G152/2015.

525 VfGH 12.12.2019, G164/2019 ua.
526 Ebendort.

527 Ependort. Vgl auch VfGH 9.10.2015, G152/2015: ,Das im zweiten Satz des Art 1 BVG (ber die
Rechte von Kindern solcherart verankerte Kindeswohl wird mafRgeblich bestimmt durch den im ersten
Satz normierten Anspruch von Kindern auf bestmégliche Entwicklung und Entfaltung®.

928 ywGH 9.11.2020, Ra 2020/01/0372 unter Hinweis auf VWGH 28.10.2009, 2007/01/0944, mwN;
21.1.2010, 2007/01/1136 sowie 3.9.2018, Ro 2017/01/0004.
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Rechtslage vor 2006 nicht berucksichtigt werden, es sei denn, es lage ein Anwen-
dungsfall des § 10 Abs 1b StbG vor.

Die Uberhaupt erst in Folge einer VfGH-Entscheidung aus dem Jahr 2013 wieder ein-
gefuhrte Hartefallklausel in § 10 Abs 1 Z 7 iVm § 10 Abs 1b StbG findet auf Kinder aus
Familien, in denen niemand dauerhaft unter erheblichen Erkrankungen oder Behinde-
rungen leidet, keine Anwendung. In der Praxis werden aber zB die Grunde des § 10
Abs 1b StbG eines Erwachsenen auch auf seine im selben Haushalt lebenden min-
derjahrigen Kinder durchschlagen mussen.>2°

5.1.7 Fehlen von Ermessen bzw einer Interessenabwagung

Ein Kind aus einer finanziell nicht gut gestellten Familie zu sein, wird per se nicht als
unverschuldete Notlage angesehen und kann insbesondere mit dem engen Wortlaut
des § 10 Abs 1b StbG auch nicht in Einklang gebracht werden.

Auch Kinder missen samtliche Erteilungsvoraussetzungen des § 10 StbG erfllen,
bevor § 11 StbG Uberhaupt zur Anwendung gelangen kann.

,Die Beurteilung, ob die Verleihungsvoraussetzung gemal Abs 1 Z 7 vorliegt, ist einer
Ermessensibung im Sinn des § 11 vorgelagert und liegt nicht im (freien) Ermessen
der Behdrde (VwWGH 30.8.2005, 2004/01/0578).530

Im Ergebnis ist daher eine — rudimentare — Interessenabwagung iwS, in der auch das
Kindeswohl erstmalig im Verfahren berlcksichtigt werden kénnte,>3! einer positiven
Beurteilung der Erteilungsvoraussetzungen erst nachgelagert. Oder in anderen Wor-
ten: das Gesamtverhalten von Personen, die die Osterreichische Staatsburgerschaft
beantragen, kann im Ergebnis immer nur zu ihren Lasten gewichtet werden, aber nie
zu ihren Gunsten. Sollten namlich die Erteilungsvoraussetzungen nach § 10 StbG be-
reits erflllt sein, braucht man keine positive Abwagung nach § 11 mehr, eine negative
kénnte hingegen zu einer abschlagigen Entscheidung flhren.

Sind die Voraussetzungen des § 10 StbG nicht erflllt, ist § 11 StbG nicht anzuwenden.
Schon insofern kann § 11 StbG keine Abhilfe flr eine verfassungskonforme Anwen-
dung der Erteilungsvoraussetzungen des § 10 Abs 1 Z 7 und Abs 5 StbG bieten.

529 Plunger/Esztegar/Eberwein, StbG. Staatsbirgerschaftsgesetz sowie Artikel 20-25 AEUV. Kommen-
tar S 121 unter Hinweis auf Rsp. Vgl ausfihrlicher dazu auch Réss/, Ausnahmen.

930 Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StoG 1985 § 10 Rz 97.

531 Wartlich ist in § 11 StbG die Rede vom ,Gesamtverhalten des Fremden im Hinblick auf das allge-
meine Wohl, die 6ffentlichen Interessen und das Ausmal3 seiner Integration”.
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Eine echte Interessenabwagung ist zudem in § 11 StbG auch gar nicht vorgesehen.
Sofern das Kindeswohl in § 11 StbG mitgelesen werden konnte — ausdrucklich vorge-
sehen ist es freilich nicht — ware im Ergebnis maximal eine nachrangige Berlcksichti-
gung des Kindeswohls moglich.

Nach all dem Gesagten kann das Kindeswohl bei Beurteilung der Unterhaltser-
fordernisse im Staatsburgerschaftsverfahren im Rahmen des § 10 Abs 1 Z7, Abs
5 und Abs 1b StbG denkunmoglich vollumfanglich beriicksichtigt werden und
schon gar nicht ,,vorrangig“ — und zwar, obwohl sich aus Art 1 BVG-Kinderrechte
auch verfahrensrechtliche Garantien ergeben und in einem eigenen Verfahrensschritt
Interessen betroffener Kinder identifiziert werden und Beachtung finden sollten.>32

Eine verfassungskonforme Interpretation der Bestimmungen iSd BVG-Kinderrechte
wird zum einen in der Praxis offenkundig nicht vorgenommen oder wenn dann allen-
falls sogar im Rahmen von Amtsrevisionsverfahren bekampft;>33 zum anderen schei-
tert eine verfassungskonforme Auslegung auch tatsachlich am aufersten maoglichen
Wortsinn, da weder § 10 Abs 1 Z 7 StbG noch § 10 Abs 5 StbG noch § 10 Abs 1b StbG
Spielraum fur eine kindeswohlfreundlichere Auslegung zulassen.

Festzuhalten ist, dass der Kerninhalt der genannten Bestimmungen betreffend das Er-
fordernis des gesicherten Lebensunterhalts erlassen worden ist, bevor das BVG-
Kinderrechte in Kraft trat. Zum einen konnte daher das BVG-Kinderrechte bei der Er-
lassung denkunmaglich berlcksichtigt werden, zum anderen kdnnen die bestehenden
Regelungen auch nachtraglich verfassungswidrig geworden sein.>3*

Zur Notwendigkeit einer Neuinterpretation alterer Normen aufgrund des zwi-
schenzeitlichen Inkrafttretens des BVG-Kinderrechte, aber auch zur Bedeutung,
die die KRK Uber den Umweg des BVG-Kinderrechte erhalten kann und hinsichtlich
der Frage, inwieweit sich aus dem BVG-Kinderrechte soziale Grundrechte ergeben,
vgl Ohner, ,Jedes funfte Kind ist von Armut bedroht“ sowie Ohner, ,Die Anderungen in
§ 11 Schulpflichtgesetz durch das BGBI | 2021/232 aus kinderrechtlicher Perspektive®.

Zur Frage der Berucksichtigung des ,Kindeswohlvorrangigkeitsprinzips® fihrt Beck un-
ter Hinweis auf das BVG-Kinderrechte ua (zusammengefasst) aus, dass die verfas-
sungsrechtliche Vorgabe, bei Kindern betreffenden Malinahmen das Kindeswohl als
vorrangige Erwagung zu berucksichtigen, auch den Gesetzgeber binde, wenn er die
Grundlagen flr solche MalRnahmen normiere. Zum Zweck der konkreten Umsetzung
des Kindeswohlvorrangigkeitsprinzips im legislativen Bereich mussten daher kinder-
rechtespezifische Qualitatsstandards und Kindeswohlkriterien, die in § 138 ABGB idgF

932 vg| Sax, Kinderrechte S 208.

533 Siehe dazu oben, die Entscheidung des VwGH betreffend ein Pflegekind ohne gesetzlichen Unter-
haltsanspruch gegentiber dem Pflegevater.

534 Vgl hierzu Ohner, Die Anderungen in § 11 Schulpflichtgesetz durch das BGBI | 2021/232 aus kin-
derrechtlicher Perspektive, in: S&R 1/2002, 54 und auch die Ausflihrungen in Unterkapitel 5.2.3.
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beispielhaft konkretisiert sind, mafigeblich bertcksichtigt werden. Eine tatsachliche
Umsetzung der verfassungsrechtlich geschitzten Rechte von Kindern verlange uber-
dies eine Prufung geltender Gesetze auf inre Vereinbarkeit mit dem BVG-Kinderrechte.
Art 1 BVG-Kinderrechte verlange die Wahrung und Forderung des Kindeswohls als
verfassungsrechtlichen Maldstab fur das einfache Gesetz.>3°

Die bestmodgliche Entwicklung und Entfaltung des Kindes ist im Osterreichischen
Staatsburgerschaftsverfahren grundsatzlich kein relevanter Faktor.

Diese These wird durch die Rsp eindrucksvoll belegt. Extrem problematisch aus Sicht
des Kindeswohls ist etwa die Stattgabe einer Amtsrevision im Fall eines Pflegekindes,
das seinen Lebensunterhalt nicht Uber den Pflegevater nachweisen durfte und es an-
ders nicht konnte. In der Rsp kdnnen keine Bedenken dahingehend erkannt werden,
gesicherten Unterhalt auch von Kindern zu fordern, wiewohl der VwGH mitunter sogar
betont hat, dass der nicht gesicherte Lebensunterhalt nicht vom Kind zu vertreten ist
(siehe dazu schon genauer oben).

Gerade ,starre“ Regelungen kénnen mit dem BVG-Kinderrechte unvereinbar sein. So
etwa auch die Bedenken des OGH gegenuber § 193 Abs 2 ABGB im Gesetzespru-
fungsverfahren G18/2014.53¢

5.1.8 Gebotene Bericksichtigung des Kindeswohls und Wahrung der Interes-
sen von Kindern in der Rsp des VfGH

In der Rsp des VfGH sind in jingerer Zeit Tendenzen erkennbar, das Kindeswohl und
das BVG-Kinderrechte verstarkt zu bertcksichtigen.

So hat der VfGH etwa am 10.3.2021, in E345/2021 ua (fir am Asylverfahren beteiligte
Minderjahrige) bekraftigt, dass das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwagung sein
muss (unter Verweis auf VfGH 2.10.2013, U2576/2012). So auch VfGH 11.10.2017,
E1803/2017 ua

In seinem Erkenntnis vom 12.12.2019, G164/2019 ua, hat der VfGH in 2.3.1.3.3. unter
Hinweis auf VfSIg 20.018/2015 betont, dass der Gesetzgeber das Kindeswohl als vor-
rangige Erwagung zu berucksichtigen hat:

,Danach hat jedes Kind Anspruch auf den Schutz und die Fiirsorge, die fiir sein Wohlergehen notwendig
sind, auf bestmégliche Entwicklung und Entfaltung sowie auf die Wahrung seiner Interessen auch unter

dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit. %"

935 Beck, Muss Kinderbetreuung hauptsachlich sein? iFamZ 2015 S 17 sowie das darauf gestiitzte, im
Erkenntnis wiedergegebene Vorbringen im Gesetzesprifungsverfahren VfGH 9.10.2015, G152/2015.

536 VfGH 11.12.2014, G18/2014, Rz 2.2.
537 VfGH 12.12.2019, G164/2019 ua.
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Der Gerichtshof kam daher zum Ergebnis der Verfassungswidrigkeit von § 5 Abs 2 Z
3 SH-GG in Anbetracht des Art 1 BVG-Kinderrechte, konkret da der Grundsatzgesetz-
geber bei der Ausgestaltung der Hochstsatze Kinder in Mehrkindfamilien in unsachli-
cher Weise benachteiligt.

Ganz ahnliche Erwagungen fuhrten auch in VfGH 1.12.2018, G308/2018 zur Aufhe-
bung des § 10b Bgld MSG als verfassungswidrig in Anbetracht des Art 1 BVG Uber die
Rechte von Kindern:

,2.34.4.[..]

Da die Deckelung vor allem Haushalte mit einer gré3eren Anzahl von Kindern trifft, wodurch die Be-
darfsdeckung besonders bei Kindern nicht mehr gewéhrleistet ist, ist in diesem Zusammenhang auch
Art 1 BVG iber die Rechte von Kindern zu beachten.

Danach hat jedes Kind Anspruch auf den Schutz und die Fiirsorge, die flir sein Wohlergehen notwendig
sind, auf bestmégliche Entwicklung und Entfaltung sowie auf die Wahrung seiner Interessen auch unter
dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit. Bei allen Kinder betreffenden MalBnahmen offentli-
cher und privater Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwégung sein. Die verfas-
sungsrechtliche Vorgabe, bei Kinder betreffenden MalBnahmen das Kindeswohl! als vorrangige Erwé-
gung zu berticksichtigen, bindet auch den Gesetzgeber, wenn er die Grundlagen fiir solche MalRnahmen
normiert (VfSlg 20.018/2015). Die Ausgestaltung des § 10b Bgld MSG, die es verhindert, den konkreten
Bedarf von Personen wahrzunehmen, die in einer Haushaltsgemeinschaft leben, ist daher — auch in

Anbetracht des Art 1 BVG liber die Rechte von Kindern — verfassungswidrig. 038

Wenn also die Ausgestaltung eines Gesetzes verhindert, bei Kinder betreffenden
MaRnahmen das Kindeswohl als vorrangige Erwaqung zu beriicksichtigen, liegt
eine Verfassungswidrigkeit in Hinblick auf Art 1 BVG-Kinderrechte mehr als
nahe.

Ahnlich zu den beiden vorgenannten Entscheidungen auch VfGH 7.3.2018,
G136/2017 ua zur Aufhebung von Bestimmungen des N6 MindestsicherungsG.

In seinem Erkenntnis VfGH 9.10.2015, G152/2015 gelangte der VfGH zum Ergebnis
einer verfassungskonformen Interpretation der Regelungen des ABGB Uber die haupt-
sachliche Betreuung eines Kindes in einem Haushalt im Fall der Obsorge beider Eltern
nach Auflésung der Ehe bzw der hauslichen Gemeinschaft. Dieser Entscheidung las-
sen sich zahlreiche wertvolle und eindeutige Hinweise flr die Achtung des Kindeswohl
durch Gesetzgebung und Vollziehung entnehmen (Anm: keine Hervorhebungen im
Originaltext):

,2.4.4.2. Das Kindeswohl wird auch durch Art 1 BVG (iber die Rechte von Kindern geschiitzt und erféhrt
insofern auch auf Verfassungsebene als legitimes Ziel Bestétigung. Danach hat jedes Kind Anspruch
auf den Schutz und die Flirsorge, die flir sein Wohlergehen notwendig sind, auf bestmégliche Entwick-
lung und Entfaltung sowie auf die Wahrung seiner Interessen auch unter dem Gesichtspunkt der Gene-
rationengerechtigkeit. Bei allen Kinder betreffenden Mal3nahmen &ffentlicher und privater Einrichtungen
muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwdgung sein. Die verfassungsrechtliche Vorgabe, bei
Kinder betreffenden MalBnahmen das Kindeswohl als vorrangige Erwdgung zu berticksichtigen, bindet
auch den Gesetzgeber, wenn er die Grundlagen fiir solche MaBnahmen normiert. Das im zweiten
Satz des Art 1 BVG liber die Rechte von Kindern solcherart verankerte Kindeswohl wird mal3geblich

538 VfGH 1.12.2018, G308/2018.
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bestimmt durch den im ersten Satz normierten Anspruch von Kindern auf bestmégliche Entwicklung und
Entfaltung (VfGH 11.12.2014, G18/2014).

Art 1 BVG liber die Rechte von Kindern normiert nicht nur einen Bereich grundrechtlichen Schutzes,
in den unter den Voraussetzungen des Art 7 BVG (iber die Rechte von Kindern eingegriffen werden
darf, sondern auch einen Auftrag an die Gesetzgebung und — insbesondere im Rahmen seines zwei-
ten Satzes — an _die Voliziehung, das Kindeswohl vorrangiqg zu wahren (VIGH 11.12.2014,
G18/2014).“

In VIGH 9.10.2015, G152/2015 bemuhte sich der VfGH erkennbar unter dem Grund-
satz des moglichst geringen Eingriffs in den Rechtsbestand um eine verfassungskon-
forme Interpretation der in Prifung gezogenen Norm. Diese lie eine solche verfas-
sungskonforme Auslegung aber auch zu, wohingegen derartige Bemuhungen im Kon-
text von § 10 Abs 1 Z 7, Abs 5 und Abs 1b StbG, dort wo Minderjahrige betroffen sind,
am Wortlaut scheitern.

Dass in Kinder betreffende Verfahren eine maligebliche Beachtung des Kindeswohls
iSd Art 2 BVG-Kinderrechte stattzufinden hat, ergibt sich letztlich auch aus VfGH
28.6.2012, G114/11.

Rsp bildet und entwickelt sich stets fort und Problemstellungen, die vom VfGH anlass-
lich einer Fallkonstellation bzw eines Beschwerdevorbringens fur aus verfassungs-
rechtlicher Sicht unbedenklich erachtet worden sind, kdnnen spater unter einem ande-
ren Aspekt durchaus die Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer Norm nach sich
ziehen.

Festzuhalten ist, dass sich der VfGH Rechtsfragen der Verfassungskonformitat im
Wege von Erkenntnisbeschwerden immer nur anhand eines spezifischen Anlassfalls
ansehen muss. Es ist daher durchaus plausibel, dass bisher kein Anlassfall an den
Gerichtshof herangetragen wurde, welcher bei ihm tatsachliche Bedenken im Hinblick
auf das BVG-Kinderrechte ausloste.

Aus der einzigen, Uberhaupt nur Uber Umwege o6ffentlich abrufbaren, Entscheidung
des VfGH zum gesicherten Lebensunterhalt von Kindern lasst sich lediglich ableiten,
dass es keinen verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet, dass die Regelung Uber
den Unterhalt auch auf minderjahrige Verleihungswerber ohne eigenes Einkommen
anzuwenden ist.

Dass der Nachweis von gesicherten Unterhaltsmitteln grundsatzlich flr Einburgerun-
gen nicht unsachlich ist, ist wohl unangreifbar, zumal auch aus EuGH und EGMR-Rsp
nichts Gegenteiliges ableitbar ist.

Dieses grundsatzliche Erfordernis des Lebensunterhalts ist auch aus Sicht des Kin-
deswohls nicht problematisch, sofern in einem weiteren Schritt bei der Anwendung der
Regelung das Kindeswohl auch vorrangig berucksichtigt wird, was jedoch, wie bereits
ausfuhrlich dargelegt, in keinster Weise der Fall ist.
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Dass aus dem Blickwinkel des einzigen in nachvollziehbarer Weise an den VfGH her-
angetragenen Falles auch keine unsachliche Differenzierung zwischen regularen Ein-
bldrgerungen und Fallen des § 12 Abs 2 StbG erkannt werden konnte, ist ebenso wenig
Uberraschend. Dass Sachverhalte im Kontext der Abstammung von Osterreichischen
Vatern bzw Elternteilen gegenlber sonstigen Einbirgerungsfallen privilegiert behan-
delt werden sollen, erscheint unter dem Aspekt des Gleichheitssatzes durchaus ver-
tretbar.

Die verfassungsrechtlichen Bedenken ergeben sich nicht aus der Heranziehung von
Unterhaltserfordernissen an sich, sondern vielmehr daraus, dass keinerlei Kindes-
wohlprifung vorzunehmen ist.

Anhand dieses Malstabs hat der VfGH die Frage des gesicherten Lebensunterhalts
von Minderjahrigen anlasslich seiner Ablehnung im Jahr 2019 aber, soweit nachvoll-
ziehbar, nicht gepruft. Er betonte, ,aus dem Blickwinkel des vorliegenden Falles*3°
keine verfassungsrechtlichen Bedenken gehabt zu haben.

5.1.9 Konkret aufzuhebende, verfassungswidrige Bestimmungen

Als der VfGH im Jahr 2013 zum Ergebnis der Verfassungswidrigkeit der Regelungen
Uber den Unterhalt gelangte, da kein ausreichender Spielraum bestand, um unver-
schuldete finanzielle Notlagen zu berucksichtigen (wie dies friher im Gesetz explizit
sogar noch normiert war), kam er zum Ergebnis, dass § 10 Abs 1 Z 7 und § 10 Abs 5
StbG zur Ganze aufzuheben sind.

Es wurden auch tatsachlich beide Bestimmungen zur Ganze unter Setzung einer Re-
paraturfrist aufgehoben, da eine andere Mdglichkeit auch gar nicht bestand. Im Gesetz
fehlte ein Passus Uber die Berlcksichtigung von Hartefallen, der nicht durch eine Strei-
chung im Gesetzeswortlaut saniert werden hatte kdnnen.

Bis 2006 forderte das Gesetz entweder einen gesicherten Lebensunterhalt oder ein
fehlendes Verschulden an der finanziellen Notlage. Von Marz 2006 bis August 2013
fehlte jegliche Hartefallklausel. Mit 1.8.2013 wurde normiert, dass der Unterhalt aus
tatsachlichen vom Einburgerungswerber oder der Einburgerungswerberin nicht zu ver-
tretenden Grinden dauerhaft nicht oder nicht in ausreichendem Male gesichert wer-
den kann. Diese dem Anschein nach relativ weite Formulierung wird allerdings Kindern
zum einen dadurch unzuganglich gemacht, dass eine Dauerhaftigkeit des Hindernis-
ses verlangt wird und dass insbesondere Umstande im Sinne des Abs 1b (Behinde-
rung oder dauerhaft schwerwiegende Krankheit, nachzuweisen durch ein arztliches
Gutachten bzw, da eine blof® demonstrative Aufzahlung, vergleichbar gravierende Um-
stande), vorliegen mussen.

539 VfGH im nicht &ffentlich zugénglichen Beschluss vom 8.6.2020, E3890/2019, zitiert in VwGH
9.11.2020, Ra 2020/01/0372.
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Da in der aktuellen Gesetzeslage ebenso ein Passus fehlt, der die Bertcksichtigung
des Kindeswohls ermdglicht, ware, so wie in jener Entscheidung des VfGH aus dem
Jahr 2013, eine ganzliche Aufhebung der Bestimmungen iiber den gesicherten
Lebensunterhalt erforderlich und zweckmaRig, da das Konstrukt aus den drei Ab-
satzen den gesicherten Lebensunterhalt ohne jegliche Berlcksichtigung des Kindes-
wohls auch von Minderjahrigen erfordert und eine vorrangige Berucksichtigung des
Kindeswohls nicht ermdglicht oder gar vorsieht.

§ 10 Abs 1b StbG erscheint dabei zwar vielleicht im Falle von Kindern auf den ersten
Blick nicht einschlagig, er ist aber zum einen seinem Anwendungsbereich nach nicht
auf Erwachsene beschrankt und konkretisiert zum anderen die jedenfalls prajudizielle
Bestimmung in § 10 Abs 1 Z 7 StbG. Sohin bliebe er nach einer Aufhebung des § 10
Abs 1 Z 5 StbG ohne jeglichen Anwendungsbereich zurick.

Vgl dazu auch die Erwagungen des VfGH zur Aufhebung der Bestimmungen uber den
gesicherten Lebensunterhalts mangels Berlcksichtigungsmaoglichkeit von Hartefallen
in VIGH 1.3.2013, G106/12 (Anm: keine Hervorhebungen im Original):

"2.2. Zum Umfang der in Priifung gezogenen Bestimmungen fiihrte der Verfassungsgerichtshof in sei-
nen Priifungsbeschluss vom 11. Oktober 2012 aus:

Treffen die dargestellten Bedenken des Verfassungsgerichtshofes zu, diirften sie ihren Sitz in § 10

Abs 1 Z 7 StbG und in dem mit dieser Bestimmung anscheinend in einem untrennbaren Zusam-
menhang stehenden § 10 Abs 5 StbG haben. Es diirfte auch zur Beseitigqung der Verfassungs-

widrigkeit nicht ausreichen [...], allein die Wortfolge ‘die ihm eine Lebensfiihrung ohne Inan-

spruchnahme von Sozialhilfeleistungen der Gebietskérperschaften erméglichen und' im § 10
Abs 5 StbG aufzuheben. Denn dann diirfte § 10 Abs 1 Z 7 StbG weiterhin der Verleihung der Staats-
blirgerschaft an Personen, deren Lebensunterhalt nicht hinreichend — das heil3st geméal3 § 10 Abs 5 StbhG
nicht durch feste und regelméfiige eigene Einklinfte aus Erwerb, Einkommen, gesetzlichem Unterhalts-
anspriichen oder Versicherungsleistungen in ausreichender Weise — gesichert ist, entgegenstehen. Es
dlirfte auch nicht méglich sein, Sozialhilfeleistungen der Gebietskérperschaften nach einer allfélligen
Aufhebung der genannten Wortfolge schon wegen Vorschriften wie § 11 Abs 5 NAG als 'eigene Ein-
kiinfte' im Sinne des § 10 Abs 5 StbG zu verstehen. [...]

2.3. Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs ist der Umfang der in einem Normenprii-
fungsverfahren aufzuhebenden Bestimmungen derart abzugrenzen, dass einerseits nicht mehr
aus dem Rechtsbestand ausgeschieden wird, als Voraussetzung fiir den Anlassfall ist, dass aber
andererseits der verbleibende Teil keine Verdnderung seiner Bedeutung erfdhrt (VfSlg
13.965/1994 mwN, 16.542/2002, 16.911/2003); da beide Ziele gleichzeitig niemals vollsténdig erreicht
werden kénnen, ist in jedem Einzelfall abzuwégen, ob und inwieweit diesem oder jenem Ziel der Vorrang
vor dem anderen gebliihrt (ViSlg 7376/1974, 11.506/1987, 15.599/1999, 16.195/2001).

Der Verfassungsgerichtshof bleibt bei seiner Annahme, dass die dargelegte Verfassungswidrigkeit ihren
Sitzin § 10 Abs 1 Z 7 StbG 1985 hat und dass diese Bestimmung mit § 10 Abs 5 StbG 1985 in einem
untrennbaren Zusammenhang steht, weil nur durch die letztgenannte Bestimmung die erstgenannte
einen entsprechend bestimmten Inhalt hat.

Zur Beseitigung der dargelegten Verfassungswidrigkeit reicht es auch nicht aus, allein die Wortfolge
"die ihm eine Lebensfiihrung ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen der Gebietskérperschaf-
ten erméglichen und” in § 10 Abs 5 StbG 1985 aufzuheben. Denn dann stiinde § 10 Abs 1 Z 7 StbG
1985 weiterhin der Verleihung der Staatsblirgerschaft an Personen, deren Lebensunterhalt nicht hinrei-
chend — das heilst geméa3 § 10 Abs 5 StbG 1985 nicht durch feste und regelméRige eigene Einkiinfte
aus Erwerb, Einkommen, gesetzlichen Unterhaltsanspriichen oder Versicherungsleistungen in ausrei-
chender Weise — gesichert ist, entgegen. Es ist auch — schon wegen Vorschriften wie § 11 Abs 5 NAG
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— nicht méglich, Sozialhilfeleistungen der Gebietskérperschaften als "eigene Einkiinfte" im Sinne des §
10 Abs 5 StbG 1985 zu verstehen.”

Da § 10 Abs 1 Z 7 und Abs 5 StbG nach Einfuhrung des — wie dargelegt die Verfas-
sungswidrigkeit der fehlenden Berucksichtigung des Kindeswohls nicht beseitigenden
— § 10 Abs 1b leg cit, abgesehen von einem Hinweis auf die in § 10 Abs 1 b StbG
geregelten tatsachlichen, nicht zu vertretenden Grunde fur dauerhaft fehlende oder
unzureichende Sicherung des Lebensunterhalts in Abs 1 Z 7, praktisch wieder inhalts-
gleich erlassen wurden bzw jedenfalls funktional fur Kinder dieselbe unflexible Unter-
haltsregelung gilt, wie dies damals bei der Aufhebung durch den VfGH der Fall war,
treffen die Erwagungen des VfGH auch auf die aktuelle Rechtslage zu.

Alternativ konnte hinsichtlich eines moglichen Sitzes der Verfassungswidrigkeit im
Sinne einer weitestgehenden Beibehaltung des Gesetzeswortlautes auch erwogen
werden, lediglich das Wort ,.dauerhaft” in § 10 Abs 1 Z 7 StbG und § 10 Abs 1b
StbG zur Ganze aufzuheben.

FUr diesen Fall bliebe namlich stehen, dass der Lebensunterhalt entweder hinreichend
gesichert sein muss oder aus tatsachlichen, nicht zu vertretenden Grinden nicht oder
nicht in ausreichendem Mal}e gesichert sein kann.

Eine uE verfassungsrechtlich ebenfalls gebotene Erweiterung des Anwendungs-
bereichs in § 10 Abs 5 StbG konnte durch Streichung des Wortes ,.gesetzlichen*
erwirkt werden. Auf diesem Wege kdnnten vor allem Minderjahrige in besonderen Le-
benssituationen, in denen sich Personen zur Unterhaltsgewahrung verpflichtet haben,
ein gesetzlicher Unterhaltsanspruch jedoch nicht besteht, ihren gesicherten Lebens-
unterhalt durch nicht gesetzliche Anspruche nachweisen.

5.1.10 VerhaltnismaRigkeit von Einschrankungen des Kindeswohls

Zur Verhaltnismaligkeit von Einschrankungen des Kindeswohls hat der VfGH bereits
Erwagungen angestellt (Anm: keine Hervorhebungen im Originaltext):>40

,2.3.  Nach Art 1 BVG iiber die Rechte von Kindern hat jedes Kind "Anspruch auf den Schutz und die
Fiirsorge, die flir sein Wohlergehen notwendig sind, auf bestmdgliche Entwicklung und Entfaltung sowie
auf die Wahrung seiner Interessen auch unter dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit. Bei
allen Kinder betreffenden MalBnahmen 6ffentlicher und privater Einrichtungen muss das Wohl des Kin-
des eine vorrangige Erwégung sein." Die verfassungsrechtliche Vorgabe, bei Kinder betreffenden Mal3-
nahmen das Kindeswohl als vorrangige Erwédgung zu berticksichtigen, bindet auch den Gesetzgeber,
wenn er die Grundlagen fiir solche MalBnahmen normiert. Das im zweiten Satz des Art 1 BVG (iber die
Rechte von Kindern solcherart verankerte Kindeswohl wird malRgeblich bestimmt durch den im ersten
Satz normierten Anspruch von Kindern auf bestmégliche Entwicklung und Entfaltung.

Art 1 BVG Uber die Rechte von Kindern normiert nicht nur einen Bereich grundrechtlichen Schutzes, in
den unter den Voraussetzungen des Art 7 BVG (iber die Rechte von Kindern eingegriffen werden darf,
sondern auch einen Auftrag an die Gesetzgebung und — insbesondere im Rahmen seines zweiten Sat-
zes — an die Vollziehung, das Kindeswohl vorrangig zu wahren.

540 VfGH 11.12.2014, G18/2014, Rz 2.3 ff.
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Eine Beschrdnkung der Anspriiche nach Art 1 Satz 1 ist geméls dem (Art 8 Abs 2 EMRK nachgebil-
deten) Art 7 BVG (iber die Rechte von Kindern nur zuldssig, "insoweit sie gesetzlich vorgesehen ist und
eine MalBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fiir die nationale Sicherheit, die 6f-
fentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit oder zum Schutz der Rechte
und Freiheiten anderer notwendig ist."

3. Die Bundesregierung ist mit ihrem Hinweis im Recht, dass das Kindeswohl — ebenso wie der
Anspruch auf bestmégliche Entwicklung und Entfaltung — nicht absoluten Vorrang genieB8t, sondern
unter dem Vorbehalt von nach Art 7 BVG (ber die Rechte von Kindern zuldssigen Beschrénkungen
steht. Eine gesetzliche Regelung, die zu MalRnahmen erméchtigt, welche die Entwicklung und Entfal-
tung und mithin das Kindeswohl beeintrdchtigen kénnen, muss zur Erreichung der in Art 7 genannten
Ziele notwendig sein, mithin einem dieser Ziele dienen und verhéltnisméRig sein.

3.1.  Der Schutz des Kindeswohls war schon bisher auf einfachgesetzlicher Ebene ein Grundsatz des
Kindschaftsrechts. Mit der Verankerung auf Verfassungsebene wird er nun auch zu einem Priifungs-
malstab und zu einer Auslegungsleitlinie fiir die Berticksichtigung der Interessen von Kindern und Ju-
gendlichen in der Rechtsordnung. Mit dem BVG (iber die Rechte von Kindern, BGBI | 4/2011, wurden
zentrale Bestimmungen des UN Ubereinkommens (iber die Rechte von Kindern in den Verfassungsrang
gehoben. Die Gesetzesmaterialien machen unter Hinweis auf Art 3 des UN Ubereinkommens (iber die
Rechte des Kindes und Art 24 GRC deutlich, dass Art 1 BVG (iber die Rechte von Kindern den beson-
deren Schutz- und Flirsorgeanspruch von Kindern in Verbindung mit dem zentralen, kinderrechtespezi-
fischen Anspruch der vorrangigen Berticksichtigung des "Wohles des Kindes" verwirklicht. Gleichzeitig
soll — in Ubereinstimmung mit der GRC — klargestellt werden, dass das Kindeswohl auch mit anderen
Rechtsgiitern, etwa dem Recht der Eltern auf Wahrung ihres Privat- und Familienlebens abzuwégen
ist (AB 1051 BIgNR 24. GP, 2).“>*1

In VIGH 16.6.2008, G16/08 betonte der VfGH im Kontext adoptierter Kinder von Aus-
landsosterreichern zwar die grundsatzliche Freiheit des Gesetzgebers, die Verleihung
der Staatsburgerschaft (auch) als Ergebnis einer erfolgreichen Integration von Frem-
den in Osterreich zu betrachten und in diesem Rahmen etwa als einen der hiefiir maf-
geblichen Indikatoren den langerfristigen, qualifizierten Aufenthalt im Bundesgebiet
festzulegen, kam jedoch zum Ergebnis der Gleichheitswidrigkeit durch Bindung des
Erwerbs der Staatsbirgerschaft auch in den Fallen des § 12 Z 3 StbG 1985 ausnahms-
los an die Voraussetzung der Niederlassung iSd § 2 Abs 2 NAG.

Der VfGH kritisierte auch hier die absolute Geltung der Regelung, sodass der Gesetz-
geber es in verfassungswidriger Weise in Kauf genommen habe, im Wege der forma-
len AnknlUpfung an aufenthaltsrechtliche Vorschriften pauschalierende, keiner Aus-
nahme zugangliche Regelungen betreffend den Erwerb der dsterreichischen Staats-
blrgerschaft durch minderjahrige Wahlkinder von langerfristig oder standig im Ausland
lebenden Osterreichern zu schaffen. Es handle sich dabei auch nicht um nur verein-
zelte Hartefalle ,angesichts der betrachtlichen und aufgrund der zunehmenden beruf-
lichen Mobilitat stets im Steigen begriffenen Zahl an Auslandsdsterreichern®.

Fur die VerhaltnismaRigkeit einer Beschrankung des Kindeswohls ist sohin nach den
Erwagungen des VfGH stets maligeblich, welchem Ziel diese dient und ob das Ge-
wicht der die Verfolgung dieser Ziele rechtfertigenden Griinde die Nachteile fir die
Rechtsposition der Betroffenen die Schwere der Beeintrachtigung des Anspruchs nach
Art 1 BVG uber die Rechte von Kindern, Uberwiegt.>42

541 VfGH 11.12.2014, G18/2014, Rz 2.3 ff.
542 \fGH 11.12.2014, G18/2014, Rz 4.
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Es wird nicht verkannt, dass der Gesetzgeber, wie in stRsp wiederholt wird, im Bereich
des StbG Uber einen rechtspolitischen Gestaltungsspielraum verfugt. Eine Regelung,
wonach grundsatzlich ein gesicherter Lebensunterhalt vorzuliegen hat, ist auch sach-
lich. Eine ausnahmslose und generelle Anordnung kann jedoch das Kindeswohl
in_unverhaltnismaBiger Weise beeintrachtigen. Eine solche Regelung schliel3t den
Erwerb der Staatsburgerschaft auch dann aus, wenn das Kindeswohl die Verleihung
der Staatsburgerschaft gebote.

Es stellt sich vor allem die Frage, welchem konkreten Ziel die Versagung der StbG an
Minderjahrige dienen konnte.

Dem grundrechtlichen Schutzgut der bestmoglichen Entwicklung und Entfaltung des
Kindes kommt erhebliches Gewicht zu, welches durch das Gebot der Berucksichtigung
des Kindeswohls als vorrangige Erwagung in Art 1 letzter Satz BVG-Kinderrechte ver-
starkt wird.>*?

Die Zulassigkeit einer Beschrankung des Zugangs zur Staatsbirgerschaft im Kontext
der Regelungen Uber den Unterhalt kdnnte im Hinblick auf Art 7 BVG-Kinderrechte
lediglich aufgrund des wirtschaftlichen Wohles des Landes denkbar sein. Da sich
aber aus der Verleihung der Staatsburgerschaft an einen Minderjahrigen auch dann
per se noch keine finanziellen Verpflichtungen des Staates ergeben, wenn die Eltern
des Kindes den erforderlichen Lebensunterhalt nicht erreichen und weiters nicht er-
sichtlich ist, inwiefern die Verleihung von Staatsburgerschaft iberhaupt geeignet sein
kann, das wirtschaftliche Wohl eines Landes zu gefahrden, ist eine Rechtfertiqung in
dieser Hinsicht nicht erkennbar.

Untermauert wird dieses Argument auch vom VfGH in 1.3.2013, G106/12, wo betont
wird (Anm: keine Hervorhebungen im Originaltext):

,Flr diese Benachteiligung kann der Verfassungsgerichtshof vorlédufig eine sachliche Rechtferti-
qung nicht erkennen. Insbesondere scheint die in Priifung gezogene Regelung auch nicht geeignet,
in Féllen wie dem vorliegenden finanzielle Belastungen einer Gebietskérperschaft zu vermeiden. Zwar
kommt dem Gesetzgeber ohne Zweifel ein weiter Gestaltungsspielraum zu festzusetzen, wem er den
Status eines dauerhaft in Osterreich Aufenthaltsberechtigten zuerkennt. Soweit dies aber der Fall ist,
sieht Art 4 Abs 3 der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ldndern geméafi Art 15a B-VG (ber
eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung, BGBI 1 96/2010, einen Rechtsanspruch auf Leis-
tungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung — die gemal Art 2 Abs 1 leg.cit. der Sicherung des
Lebensunterhalts dient — flir alle diese Personen vor, die zum dauernden Aufenthalt im Inland berechtigt
sind. Dazu gehéren jedenfalls laut dieser Bestimmung &sterreichische Staatsangehérige einschliel3lich
ihrer Familienangehédrigen, Asylberechtigte und subsididr Schutzberechtigte, EU~/EWR-Biirgerinnen,
Schweizer Staatsangehérige und deren Familienangehdérige, jeweils soweit sie durch den Bezug dieser
Leistungen nicht ihr Aufenthaltsrecht verlieren wiirden, Personen mit einem Aufenthaltstitel 'Dauer-
aufenthalt — EG' oder 'Daueraufenthalt — Familienangehérige’ und Personen mit einem Niederlassungs-
nachweis oder einer unbefristeten Niederlassungsbewilligung. All diese Personen haben unabhéngig
von der Verleihung der Staatsbiirgerschaft in der Regel also gesetzlich geregelten Zugang zur
Bedarfsorientierten Mindestsicherung, sodass eine entsprechende finanzielle Belastung ebenso

943 ViGH 11.12.2014, G18/2014 zum verfassungswidrigen Mindestaltersabstand bei Adoptionen RZ
4.5.

85



unabhéngig von der Verleihung der Staatsbiirgerschaft eintreten diirfte. Dies scheint es aber aus-
zuschlieBen, die dargestellte Benachteiligung von Menschen mit Behinderung, die zum dauernden Auf-
enthalt in Osterreich berechtigt sind, hinsichtlich der Erlangung der ésterreichischen Staatsbiirgerschaft
mit dem Hinweis auf die finanzielle Leistungsféhigkeit des Staates zu rechtfertigen.”

Auch der VfGH teilt somit die in der Literatur>** zu findende Einschatzung, wonach die
Osterreichische Staatsblrgerschaft nicht das Einfallstor zu Sozialhilfe bzw Mindestsi-
cherung darstellt, sondern bereits ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht, spatestens der
Aufenthaltstitel ,Daueraufenthalt — EU“ Zugang zu derartigen Sozialleistungen eroff-
net. Die Voraussetzungen fur einen solchen Aufenthaltstitel bzw ein Aufenthaltsrecht,
mit welchem man sich in dessen Richtung bewegen kann, sind nach dem NAG jedoch
wesentlich einfacher als die Voraussetzungen fur die Verleihung der Staatsburger-
schaft zu erfullen, zumal es dort explizit die Moglichkeit einer Interessenabwagung in
§ 11 Abs 3 NAG gibt, in welcher auch das Kindeswohl bertcksichtigt werden kann und
zumal an mehrfacher Stelle im NAG ausdrucklich auch in verfahrensrechtlicher Hin-
sicht auf das Kindeswohl Bezug genommen wird.

Ware der Lebensunterhalt eines Kindes ausnahmsweise in einem solchen Ausmalf}
nicht gesichert, dass sogar eine Gefahrdung des Kindeswohls vorliegt, ist Uberdies
unabhéngig von der Staatsblrgerschaft eine Zustandigkeit der Kinder- und Jugend-
hilfe flr die Unterstlitzung des Kindes gegeben. Wirtschaftliche Erwagungen sind da-
her ungeeignet, einem Kind die Staatsburgerschaft allein deshalb zu verwehren, weil
die Eltern den erforderlichen Lebensunterhalt nicht nachweisen kdénnen. Andere
Grlnde, die eine Einschrankung des Kindeswohlvorrangigkeitsprinzips zulassen, sind
nicht ersichtlich.

Letztlich liel3en sich aus einer Verleihung der Staatsburgerschaft an ein Kind auch
keine unmittelbaren aufenthalts- oder staatsbiirgerschaftsrechtlichen Vorteile
fur die Kindeseltern ableiten, da es keinen eigenen Einblrgerungstatbestand fur El-
tern dsterreichischer Kinder gibt und im NAG auch keine besonderen Aufenthaltstitel
fur Eltern 6sterreichischer Kinder normiert sind. Dies ergibt sich bereits aus dem klaren
Familienangehdrigenbegriff im NAG. Im Ubrigen erschiene auch keines der in Art 7
BVG-Kinderrechte angeflihrten 6ffentlichen Interessen durch die Erteilung von Aufent-
haltsrechten an Eltern als beeintrachtigt und ist ohnehin auch im NAG — anders als im
StbG - stets eine Interessenabwagung nach Art 8 EMRK vorgesehen.

In einer Gegeniiberstellung der Nachteile eines absoluten Einbiirgerungshinder-
nisses mit dem Gewicht der rechtfertigenden Griinde, vermogen letztere die
Schwere des Eingriffs nicht aufzuwiegen, der Eingriff ist sohin unverhéltnisma-

Big.

Eine Bestimmung, die ohne das konkrete Kindeswohl zu beriicksichtigen, al-
leine auf das das Vorliegen eines absoluten Versagungsgrundes abzielt, ohne

544 Stern, lus und Réss/, Ausnahmen.
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Ausnahmen in Hartefallen vorzusehen, verstof3t daher gegen Art 1 BVG lber die
Rechte von Kindern.

5.1.11 AbschlieBende Bemerkungen

Der Vollstandigkeit halber bleibt anzumerken, dass fur die Beurteilung der Verfas-
sungskonformitat hingegen Art 7 B-VG, Art 8 EMRK (allenfalls iVm Art 14 EMRK) und
Art 24 GRC aus den im Befund jeweils aufgezeigten Grinden keine Rolle spielen: Art
7 Abs 1, 1. Satz B-VG ist ein Staatsburgerrecht und kommt somit nur bei Fragestellun-
gen iZm dem Erwerb der Staatsburgerschaft kraft Abstammung zum Tragen, auch Art
8 EMRK kommt in Fallen des Erwerbs der Staatsbirgerschaft durch Verleihung nach
Rsp des EGMR grundsatzlich nicht zur Anwendung und der Anwendungsbereich des
Art 24 GRC ist fur Einburgerungsfalle ebenso nicht eroffnet. — Gem Art 51 der GRC gilt
diese fir die Mitgliedstaaten ausschlie3lich bei der Durchfiihrung des Rechts der
Union. 45

Das BVG-Rassendiskriminierung kann aus den gleichen Erwagungen, die 2013 zur
Aufhebung des § 10 Abs 1 Z 7 und Abs 5 StbG fuhrten, zwar herangezogen werden,
da der VfGH die Regelung in seiner Beschwerdebehandlungsablehnung aus dem Jahr
2020 aber nicht als ,unsachlich“ ansah, sind die Erfolgsaussichten fraglich und er-
scheint die Argumentation gestitzt auf das BVG-Kinderrechte erfolgversprechender.

5.2 Bedenken hinsichtlich der Verfassungskonformitat von Bestim-
mungen des StbG im Kontext der Gefahrdung offentlicher Inte-
ressen im Hinblick auf das BVG-Kinderrechte sowie Art 8
EMRK bzw das BVG-Rassendiskriminierung

5.2.1 Ausgangslage
Nach der derzeit geltenden Rechtslage, insbesondere in der Verleihungsvorausset-

zung des § 10 Abs 1 Z 6 StbG, findet die Beachtung das Kindeswohlvorrangigkeits-
prinzips keine erkennbare Beriicksichtigung.

Jugendstraftaten spielen demgegenuber als Verleihungshindernis nach dem StbG, wie
oben im Befund dargelegt, gleich in zweifacher Hinsicht eine Rolle. Zum einen drfen
Jugendstraftaten explizit nach § 10 Abs 1a StbG (iVm § 10 Abs 1 Z 2 und Z 3 StbG)
herangezogen werden, zum anderen nach § 10 Abs 1 Z 6 StbG.

Eine gemal § 10 Abs 1 Z 2 oder 3 StbG mal3gebliche Verurteilung liegt nach § 10 Abs
1a zweiter Satz StbG namlich ausdricklich auch dann vor, wenn sie wegen einer Ju-
gendstraftat erfolgt.

545 Art 51 Abs 1 GRC.
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Der Satz: ,Eine gemal3 Abs. 1 Z 2 oder 3 mal3gebliche Verurteilung liegt vor, wenn sie
wegen einer Jugendstraftat erfolgt” normiert also die uneingeschrankte Relevanz
von Jugendstraftaten im StbG. Insbesondere durch den Umstand, dass Jugendstraf-
taten im StbG explizit angefuhrt sind, ergibt sich trotz des vom JGG generell intendier-
ten Rechtsfolgenausschlusses auch die Bertcksichtigung von Jugendstraftaten in Hin-
blick auf das Gesamtverhalten nach § 10 Abs 1 Z 6 StbG.

Auch in der strafrechtlichen Literatur wird festgehalten: ,Flir den Ausschluss der Erlan-
gung der Osterreichischen Staatsbirgerschaft nach § 10 Abs 1 Z 2 und Z 3 StbG steht
§ 10 Abs 1a StbG der Anwendung von § 5 Z 10 entgegen.“>4¢

Da getilgte Straftaten im StbG generell zwar nicht als Straftat, aber im Hinblick auf das
Gesamtverhalten gewdurdigt werden durfen, werden auch getilgte Jugendstraftaten
und in der Praxis freilich auch Verwaltungsstraftaten va iSd § 10 Abs 2 Z 1 und 2 StbG
von Jugendlichen uneingeschrankt und ohne Bagatellschwelle einer Wirdigung
im Staatsbiirgerschaftsverfahren unterzogen.

All dies begegnet verfassungsrechtlichen Bedenken insbesondere in Hinblick auf das
BVG-Rassendiskriminierung, das BVG-Kinderrechte und allenfalls auch Art 8 EMRK.

5.2.2 Bedenken gegenuber der Heranziehung von Jugendstraftaten im Asyl-
verfahren und Ubertragung dieser Bedenken auf das StbG

Vergleichbare Bedenken in Hinblick auf die uneingeschrankte Heranziehung von Ju-
gendstraftaten traten bereits beim BVwG im Kontext des AsylG 2005 auf. Wahrend
hinsichtlich der Aufenthaltsbeendigung im Asylverfahren generell eine Interessenab-
wagung gemald § 9 Abs 2 BFA-VG durchzufuhren ist, tritt der Verlust des Aufenthalts-
rechts bei Straffalligkeit auch im Falle von Jugendstraftaten automatisch ein.

Mit Beschluss vom 16.3.20205%7 stellte das BVwG daher gemaf Art 140 Abs 1 Z 1 lita
iVm Art 89 Abs 2 iVm Art 135 Abs 4 B-VG an den VfGH den Antrag, § 2 Abs 4 des
Bundesgesetzes Uber die Gewahrung von Asyl (Asylgesetz 2005 - AsylG 2005), BGBI
| 100/2005 idF BGBI | 56/2018, als verfassungswidrig aufzuheben.

Diesem Gesetzespriufungsantrag lag das Asylverfahren eines bei Beantragung von
internationalem Schutz minderjahrigen Asylwerbers zugrunde, der eine Jugendstraftat
begangen hatte. Mit Urteil des Landesgerichts fur Strafsachen Wien vom 27.7.2018,
143 Hv 54/2018m, rechtskraftig am 31.7.2018, war er wegen des Vergehens des un-
erlaubten Umgangs mit Suchtgiften nach § 27 Abs 2a SMG und des Vergehens des
unerlaubten Umganges mit Suchtgiften nach § 27 Abs 1 Z 1 erster und zweiter Fall

546 Schroll, in: Hépfel/Ratz, Wiener Kommentar StGB? § 5 JGG Rz 54.
547 BVwG 16.3.2020, W109 2177219-2.
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und Abs 2 SMG schuldig gesprochen worden (Jugendstraftat) und gemaf § 13 JGG
der Ausspruch der Strafe fur die Dauer einer Probezeit von drei Jahren vorbehalten.

In der Folge wurde vom Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl gemall § 13 Abs 2 Z
1 AsylG 2005 bescheidmaBig festgestellt, dass er sein Recht auf Aufenthalt in Oster-
reich wegen Straffalligkeit verloren hatte.

In seinem Beschwerdeverfahren zog das BVwG die Bestimmungen der §§ 2, 13, 73
AsylG 2005 heran. § 2 Abs 4 AsyIG 2005 lautet:

»(4) Abweichend von § 5 Z 10 des Jugendgerichtsgesetzes 1988 - JGG, BGBI. Nr. 599/1988, liegt eine
nach diesem Bundesgesetz mal3gebliche gerichtliche Verurteilung auch vor, wenn sie wegen einer Ju-
gendstraftat erfolgt ist.”

Im beschlussmaligen Gesetzesprufungsantrag legte das BVwG ausfuhrlich seine Be-
denken im Hinblick auf §§ 1 und 5 JGG sowie Art 1, 2 Abs 2 und 7 BVG-
Kinderrechte dar, welche Uber weite Strecken auch auf das StbG Ubertragen werden
konnen, insofern dort Jugendstraftaten Berlcksichtigung finden.

§§ 1, 5 Jugendgerichtsgesetz 1988 (JGG), BGBI Nr 599/1988, zuletzt geandert durch
das Bundesgesetz BGBI | 20/2020, lauten auszugsweise wie folgt:

"Begriffsbestimmungen

§ 1. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist[...]

2. Jugendlicher: wer das vierzehnte, aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat;

3. Jugendstraftat: eine mit gerichtlicher Strafe bedrohte Handlung, die von einem Jugendlichen began-
gen wird; [...]

"Besonderheiten der Ahndung von Jugendstraftaten

§ 5. Fir die Ahndung von Jugendstraftaten gelten die allgemeinen Strafgesetze, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt ist: [...]

10. In gesetzlichen Bestimmungen vorgesehene Rechtsfolgen treten nicht ein.”

§ 5 Z 10 JGG normiert demnach einen Rechtsfolgenausschluss fur Jugendstraftaten.
Nach dieser Bestimmung sollen fiur die Ahndung von Jugendstraftaten in gesetzlichen
Bestimmungen vorgesehene Rechtsfolgen nicht eintreten.>48

Nach der Rsp des VwWGH gilt der Rechtsfolgenausschluss des § 5 Z 10 JGG fur
Rechtsfolgen, die aufgrund gesetzlicher Anordnung ex lege eintreten und andererseits
fur vom Gesetz zur Ganze determinierte Rechtsfolgen, auch wenn diese erst aufgrund
einer Entscheidung der Verwaltungsbehorde realisiert werden. Entscheidend ist, dass
der Verwaltungsbehorde bei ihrem Vorgehen ein eigenes Prifkalkil nicht zukommt.549

548 BywG 16.3.2020, W109 2177219-2.

949 BywG 16.3.2020, W109 2177219-2 unter Hinweis auf VWGH 23.1.2018, Ra 2017/18/0246 zur Ein-
beziehung strafrechtlicher Verurteilungen wegen Jugendstraftaten nach dem StbG.
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In seinem Erkenntnis vom 23.1.2018, Ra 2017/18/0246, in welchem sich der VwGH
eigentlich primar mit den Aberkennungstatbestanden des AsylG fur den Status von
subsidiar Schutzberechtigten auseinanderzusetzen hatte, hat der Gerichtshof auch
ausfuhrlich Stellung zum Verhaltnis des § 5 Z 10 JGG zum StbG bezogen (Anm.:
keine Hervorhebung im Originaltext):

»16 In der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes wurde auf § 5 Z 10 JGG - soweit ersichtlich -
bislang nicht Bezug genommen. Allerdings spielte die strafrechtliche Verurteilung von Jugendlichen ins-
besondere im Zusammenhang mit dem Staatsbiirgerschaftsrecht und mit fremdenpolizeilichen Anord-
nungen in der héchstgerichtlichen Judikatur wiederholt eine Rolle.

17 Unter Zugrundelegung dieser Rechtsprechung ist zunéchst festzuhalten, dass das von der Revision
zitierte und in der Literatur regelméaf3ig angefiihrte Beispiel fiir einen Anwendungsfall des § 5 Z 10 JGG,
nédmlich der Ausschluss von der Verleihung der Staatsblirgerschaft nach § 10 Abs. 1 Z 2 und 3 StbG,
nicht zutrifft. § 10 Abs. 1a StbG sieht namlich ausdriicklich vor, dass eine gemaR § 10 Abs. 1Z 2
oder 3 maBgebliche (strafrechtliche) Verurteilung auch dann vorliegt, wenn sie wegen einer Ju-
gendstraftat erfolgt ist. Die Anwendung des § 5 Z 10 JGG scheidet bei dieser - auf einer lex spe-
cialis beruhenden - Rechtslage aus. Dementsprechend hat der Verwaltungsgerichtshof in seiner
Rechtsprechung bereits erkannt, dass jede wegen einer Vorsatztat erfolgte rechtskréftige gerichtliche
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe der Verleihung der Staatsbiirgerschaft entgegensteht, und zwar
auch dann, wenn sie wegen einer Jugendstraftat erfolgt ist (vgl. etwa VwGH 26.1.2012, 2012/01/0001).

18 Aus der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes in Staatsblirgerschaftsangelegenheiten lasst
sich weiters ableiten, dass strafrechtliche Verurteilungen wegen Jugendstraftaten von der Verlei-
hungsbehdérde auch herangezogen werden diirfen, wenn sie - im Zusammenhang mit dem Ver-
leihungshindernis des § 10 Abs. 1 Z 6 StbG - das Gesamtverhalten des Verleihungswerbers in

Priifung zieht, um zu beurteilen, ob der Verleihungswerber auch in Zukunft wesentliche, zum
Schutz vor Gefahren fiir das Leben, die Gesundheit, die Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und

Ordnung oder - anderer im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannter Rechtsgliter - erlassene Vorschriften
missachten werde (vgl. etwa VWGH 20.10.1999, 99/01/0228, 8.3.2005, 2004/01/0421). Damit wurde
- wenn auch nur implizit - erkannt, dass der Rechtsfolgenausschluss des § 5 Z 10 JGG die Verwaltungs-
behérde nicht daran hindert, auch Verurteilungen wegen Jugendstraftaten in ihre Uberlegungen einzu-
beziehen, wenn die Behdrde nach den einschldgigen materiellen Verwaltungsvorschriften eine Geféhr-
dungsprognose in Bezug auf die betroffene Person zu erstellen hat.”

Aus diesen Erwagungen ergibt sich zum einen, dass § 10 Abs 1a (zweiter Satz) ex-
plizit der Anwendung des § 5 Z 10 JGG entgegensteht und zum anderen wird die
Notwendigkeit einer Beruicksichtigung von Jugendstraftaten fiir das Gesamtver-
halten neuerlich bekraftigt.

Es stellt sich zunachst die Frage, was nun gelten wurde bzw wie die Rechtslage ware,
gabe es § 10 Abs 1a zweiter Satz StbG nicht.

Hier kdnnen dazu uE Uberlegungen des VWGH 23.1.2018, Ra 2017/18/0246, in Bezug
auf die Aberkennung von subsidiarem Schutz herangezogen werden (Anm.: keine Her-
vorhebung im Originaltext):

,19 Gleiches ergibt sich aus der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Erlassung von auf-
enthaltsbeendenden MalRnahmen gegen Fremde. Auch hier kbnnen Jugendstraftaten des Fremden
im Rahmen der Gesamtabwégung der Interessen nach Art. 8 EMRK oder bei einer Gefdhrdungs-
prognose Beachtung finden (vgl. etwa VwGH 31.1.2013, 2012/23/0004, u.a.).

20 Demnach hindert § 5 Z 10 JGG eine Verwaltungsbehérde jedenfalls nicht, die Verurteilung einer
Person wegen einer von ihr begangenen Jugendstraftat in ihrem Verfahren zu berticksichtigen, wenn
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die einschldgigen Normen des Verwaltungsrechts dies im Speziellen anordnen oder die Bedachtnahme
auf diese strafrechtliche Verurteilung als Teil einer Gesamtbeurteilung des Verhaltens dieser Person im
Rahmen einer Gefdhrdungsprognose erfolgt.

21 Abgesehen davon greift der Rechtsfolgenausschluss des § 5 Z 10 JGG dort ein, wo Rechtsfolgen
einer strafrechtlichen Verurteilung fiir den Bereich des Verwaltungsrechts aufgrund gesetzlicher Anord-
nung ex lege (mit Rechtskraft des Urteils) eintreten. Das gilt aus kompetenzrechtlichen Griinden jeden-
falls fiir jene gesetzlich angeordneten Rechtsfolgen, die sich in Bundesgesetzen finden.

22 § 5 Z 10 JGG bezieht sich somit - nach unstrittigem allgemeinen Verstandnis - jedenfalls auf Félle,
in denen eine bundesgesetzlich angeordnete Rechtsfolge der Verurteilung eintreten wiirde, ohne dass
es einer Anordnung durch die Verwaltungsbehérde bedlirfte.

23 Nichts anderes kann aber gelten, wenn sich die Rechtsfolge zwar erst aufgrund einer Entscheidung
der Verwaltungsbehérde realisiert, diese Entscheidung als Folge der strafrechtlichen Verurteilung vom
Gesetz aber zur Génze determiniert ist und der Behérde weder hinsichtlich der Frage, ob die Entschei-
dung getroffen wird, noch wie sie inhaltlich auszufallen hat, eigenen Entscheidungsspielraum beldsst.
Sehen die gesetzlichen Vorschriften namlich vor, dass allein die strafrechtliche Verurteilung
zwingend zu einer bestimmten Reaktion der Verwaltungsbehérde fiihren muss, ohne dass dieser
bei ihrem Vorgehen ein eigenes Priifkalkiil zukdme, handelt es sich im Ergebnis auch um eine
gesetzliche Rechtsfolge der Verurteilung im Sinne des § 5 Z 10 JGG. Mangels einer anderslau-
tenden spezielleren gesetzlichen Anordnung kommt auch in solchen Féllen der Rechtsfolgen-
ausschluss des § 5Z 10 JGG zum Tragen.

24 Werden diese rechtlichen Grundsétze auf den vorliegenden Fall angewandt, so kann das angefoch-
tene Erkenntnis aus folgenden Griinden keinen Bestand haben:

25 Die Aberkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten nach § 9 Abs. 2 Z 3 AsylG 2005 setzt
lediglich voraus, dass der Fremde von einem inléndischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17
StGB) rechtskréftig verurteilt worden ist. Einer Verurteilung durch ein inldndisches Gericht ist eine Ver-
urteilung durch ein ausldndisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des § 73 StGB,
BGBI. Nr. 60/1974, entspricht. Die Asylbehérde hat im Aberkennungsverfahren nach § 9 Abs. 2 Z 3
AsylG 2005 weder eine Einzelfallpriifung etwa in Bezug auf die Umstédnde der Taten vorzuneh-
men, noch hat sie eine Gefdhrdungsprognose anzustellen (vgl. VWGH 24.5.2016, Ra 2015/01/0144
und Ra 2015/20/0047, VwGH 30.8.2017, Ra 2017/18/0155). Die Aberkennung nach § 9 Abs. 27 3
AsylG 2005 hat somit aufqrund der gesetzlichen Anordnung zwingend und ohne eigenes Priif-
kalkiil der Asylbehérde stattzufinden. Sie ist aus diesem Grund nach dem bisher Gesagten als
"Rechtsfolge” im Sinne des § 5 Z 10 JGG anzusehen und unterlieqt dem Anwendungsbereich
dieser Norm. Dementsprechend kann eine Aberkennung des subsididren Schutzstatus nach § 9 Abs.
2 Z 3 AsylG 2005 nicht auf eine Verurteilung wegen eines Verbrechens nach § 17 StGB gestilitzt werden,
die wegen einer Jugendstraftat erfolgt ist.

26 Anders wére hingegen eine Aberkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten nach § 9 Abs.
2 Z 2 AsylG 2005 zu beurteilen. Nach dieser Vorschrift hat eine Aberkennung stattzufinden, wenn der
Fremde eine Gefahr fiir die Allgemeinheit oder fiir die Sicherheit der Republik Osterreich darstellt. Ob
der Fremde eine Gefahr fiir die Allgemeinheit oder fiir die Sicherheit der Republik Osterreich darstellt,
erfordert eine Gefdhrdungsprognose, wie sie in dhnlicher Weise auch in anderen asyl- und fremden-
rechtlichen Vorschriften zugrunde gelegt ist (vgl. etwa § 6 Abs. 1 Z 3 und § 57 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005;
§§ 53 und 66 Abs. 1 FPG). Dabei ist das Gesamtverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen und
auf Grund konkreter Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick
auf welche Umstédnde die Annahme gerechtfertigt ist, der Fremde stelle eine Gefahr fiir die All-
gemeinheit oder fiir die Sicherheit der Republik Osterreich dar. Strafgerichtliche Verurteilungen
des Fremden sind daraufhin zu iiberpriifen, inwieweit sich daraus nach der Art und Schwere der
zugrunde liegenden Straftaten und der Tatumstidnde der Schluss auf die Gefédhrlichkeit des
Fremden fiir die Allgemeinheit oder die Sicherheit der Republik Osterreich ziehen ldsst (vgl.
VwWGH 30.8.2017, Ra 2017/18/0155). Aufgrund der von der Asylbehérde vorzunehmenden Geféhr-
dungsprognose kann also bei Heranziehung des Aberkennungstatbestandes des § 9 Abs. 2 Z 2 AsylG
2005 - anders als bei § 9 Abs. 2 Z 3 AsylG 2005 - nicht davon ausgegangen werden, dass die Aberken-
nung des subsididren Schutzstatus blo3 eine "Rechtsfolge” im Sinne des § 5 Z 10 JGG wére.
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27 Im vorliegenden Verfahren hat das BFA seine Aberkennungsentscheidung auf § 9 Abs. 2 Z 2 und Z
3 AsylG 2005 gegriindet. Das BVwG hat eine Priifung der Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 Z 2 AsylG
aber unterlassen und sich nur auf den Aberkennungstatbestand des § 9 Abs. 2 Z 3 AsylG 2005 gesttitzt.
Die zugrunde gelegten strafrechtlichen Verurteilungen des Revisionswerbers erfolgten aber nur wegen
Jugendstraftaten und unterlagen daher dem Rechtsfolgenausschluss nach § 5Z 10 JGG.“

Diese Erwagungen des VWGH indizieren auch fur den Bereich des StbG ein zumin-
dest problematisches Verhaltnis zu § 5 Z 10 JGG, wurde es den genannten § 10
Abs 1a zweiter Satz StbG nicht geben.

Ausgehend von diesen Uberlegungen, sind nun die verfassungsrechtlichen Bedenken
des BVwWG gegenuber § 2 Abs 4 AsylG im Kontext des Verlusts des Aufenthaltsrechts
nach § 13 Abs 2 Z 1 AsylG einer naheren Analyse zu unterziehen.

Mit dem FrAG 2018 wurde mit § 2 Abs 4 AsylG 2005 — ahnlich wie mit Abs 1a, zweiter
Satz StbG - eine Ausnahme vom Rechtsfolgenausschluss fur Jugendstraftaten gemafn
§ 5Z 10 JGG eingefuhrt, namlich, dass abweichend von § 5 Z 10 JGG eine nach dem
AsylG 2005 maldgebliche gerichtliche Verurteilung auch vorliegt, wenn sie wegen einer
Jugendstraftat erfolgt ist.>>°

,Die Anwendung der vom Bundesverwaltungsgericht als verfassungswidrig angesehenen Norm fiihrt
dazu, dass die Jugendstraftaten des Beschwerdefiihrers als mal3gebliche gerichtliche Verurteilungen
iSd § 13 Abs. 2 Z 1 AsylG 2005 zu beriicksichtigen sind, was zum Verlust des Aufenthaltsrechtes und
damit zur Abweisung der Beschwerde fiihren wiirde. Demgegeniiber wiirde im Fall der Aufhebung der
angefochtenen Norm durch den Verfassungsgerichtshof der Rechtsfolgenausschluss des § 5Z 10 JGG
zum Tragen kommen, wodurch der Verlust des Aufenthaltsrechtes geméni3 § 13 Abs. 2 AsylG 2005 nicht
eintrate und der angefochtene Bescheid ersatzlos zu beheben wére. 1

In seinen Bedenken zur Verfassungskonformitat der Ausnahme vom Rechtsfolgenaus-
schluss in § 2 Abs 4 AsylG 2005 fuhrte das BVwG wie folgt aus (Anm: keine Hervor-
hebungen im Originaltext):>>2

LIV. Zu den Bedenken zur Verfassungskonformitét des § 2 Abs. 4 AsylG 2005:

1. Aus den Erlduterungen der Regierungsvorlage zum JGG aus dem Jahr 1988 ldsst sich zur grundle-
genden Zielsetzung des Jugendstrafrechts entnehmen, dass der Gesetzgeber in Anerkennung der
Notwendigkeit besonderer Vorschriften fiir die Jugendstrafrechtspflege die Folgen einer Verur-
teilung jugendilicher Straftéter - im Vergleich zum Strafrecht fiir Erwachsene - beschrédnken will.
Es miisse hinreichende Rlicksicht auf "die Beschleunigung jeder Form von Entwicklung im Jugendalter"
genommen werden (ErldutRV 486 Blg NR 17. GP 19). Ahnlich bringt auch der Bericht des Justizaus-
schusses zur Novelle des JGG, BGBI. | Nr. 19/2001, zum Ausdruck, dass Jugendkriminalitét (iberwie-
gend kein Anzeichen fiir den Beginn "krimineller Karrieren" darstelle, sondern "Ausdruck voriibergehen-
der Probleme bei der Anpassung an die Erwachsenenwelt” sei, die in aller Regel bald liberwunden
werden kénnten (AB 404 Blg NR 21 GP 1).

Dieses Anliegen hat der Gesetzgeber durch die Sonderbestimmungen fiir die Ahndung von Straftaten
Jugendlicher (und junger Erwachsener) im JGG in die Rechtsordnung (ibersetzt, wobei insbesondere
der Rechtsfolgenausschluss des § 5 Z 10 JGG das Anliegen, die Rechtsfolgen einer Verurteilung ju-

550 BvwG 16.3.2020, W109 2177219-2.
551 Ependort.
552 Ependort.
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gendlicher Straftéter - im Vergleich zum Strafrecht flir Erwachsene - zu beschrénken, ausdriickt. Grund-
sétzlich hat auch der Verwaltungsgerichtshof die Relevanz dieses Anliegens in der Vergangenheit auch
flir das Asylverfahren anerkannt (VwGH 23.01.2018, Ra 2017/18/0246).

Aus den obigen Ausfiihrungen ergibt sich, dass die Rechtsordnung grundsétzlich anerkennt, dass
sich die Straftaten Jugendlicher von jenen Erwachsener unterscheiden. Eine Differenzierung ist
aus der Entwicklungspsychologie von Jugendlichen und jungen Erwachsenen zweckmélig und sachlich
begriindet.

2. Die Berticksichtigung dieser eben dargelegten Besonderheiten jugendlicher Straftaten im Vergleich
zu den Straftaten Erwachsener im Rahmen des Asylverfahrens soll der mit dem FrAG 2018 in Reaktion
auf die schon zitierte Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH 23.01.2018, Ra
2017/18/0246; vgl. auch ErldutRV 189 Blg NR 26. GP 21) unterbinden, indem er abweichend von § 5 Z
10 JGG normiert, dass eine nach dem AsylG 2005 mal3gebliche gerichtliche Verurteilung auch vorliegt,
wenn sie wegen einer Jugendstraftat erfolgt ist.

Nach Art. | Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes zur Durchfiihrung des Internationalen Ubereinkom-
mens Uber die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, BGBI. 390/1973, ist jede Form
rassischer Diskriminierung verboten. Hieraus leitet der Verfassungsgerichtshof in sténdiger Rechtspre-
chung ein verfassungsgesetzlich gewéhrleistetes Recht auf Gleichbehandlung von Fremden unterei-
nander sowie ein Sachlichkeitsgebot ab (vgl. z.B. VfSlg. 14.191/1995; VfSlg. 19.283/2010; VfSIg.
20.049/2016; VfGH 04.10.2018, G 133/2018). Weiter enthélt die Bestimmung ein Differenzierungsge-
bot, das unsachliche Gleichbehandlung verbietet und verlangt, Ungleiches ungleich zu regeln (VfGH
01.12.2018, G 308/2018).

Trotz der bereits oben aufgezeigten Unterschiede zwischen jugendlichen und erwachsenen
Straftidtern im Tatsachenbereich - die die Rechtsordnung auch grundséatzlich durch die Sonder-
bestimmungen des JGG anerkennt - traqgt der Gesetzgeber diesen Unterschieden nicht durch
Differenzierung Rechnung und behandelt im Wegen der in § 2 Abs. 4 AsylG 2005 normierten

Ausnahme vom Rechtsfolgenausschluss des § 5 Z 10 JGG erwachsene und jugendliche Strafta-
ter im Asylverfahren gleich.

Zur sachlichen Rechtfertigung dieser Gleichbehandlung tatséchlicher Unterschiede ldsst sich
den Materialien zum FrAG 2018 nichts entnehmen. Es finden sich lediglich Ausfiihrungen zur Zielrich-

tung, dass Rechtsfolgen iSd § 5 Z 10 JGG gerade auch fiir Jugendliche gelten sollen sowie dazu, dass
die Anderung mit dem Ubereinkommen (iber die Rechte des Kindes, BGBI. Nr. 7/1993 - das unter einem
Erfiillungsvorbehalt stehe und keine subjektiv-6ffentlichen Rechte, die einer Fremden- oder asylrechtli-
chen MalBnahme entgegenstehen kénnten (VwGH 11.06.2003, 2002/10/0084) begriinde - in Einklang
stiinden sowie zur Vereinbarkeit der Anderung mit dem BVG (iber die Rechte von Kindern, BGBI. Nr.
4/2011 (ErldutRV 189 Blg NR 26. GP 21, dazu sogleich).

Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts ist nicht ersichtlich, dass die vom Gesetzgeber getroffene
Regelung hinsichtlich minderjéhriger Straftater im Asylverfahren angesichts der oben dargestellten Be-
sonderheiten (der Gesetzgeber geht im JGG im Grundsatz gerade nicht von der besonderen Ge-
féhrlichkeit jugendlicher Straftéter aus) im Interesse des geordneten Vollzugs im Asyl- und Frem-
denwesen oder wegen einer drohenden Gefahr fiir die 6ffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit erfor-
derlich ist. Dem Differenzierungsgebot hinsichtlich ungleicher Sachverhalte ist damit nicht Rech-
nung getragen und die Regelung erscheint nicht sachlich begriindet zu sein. Insbesondere &ndert
der Umstand, dass der betroffene Jugendliche angesichts dessen, dass ihm auch ohne Aufenthaltsrecht
nach § 12 AsylG 2005 faktischer Abschiebeschutz zukommt sowie, dass ihm deshalb nicht zwingend
die Abschiebung drohen muss, nichts daran, dass der Gesetzgeber ungleiche Sachverhalte gleich be-
handelt.

Folglich sieht das Bundesverwaltungsgericht durch § 2 Abs. 4 AsylG 2005 das verfassungsgesetzlich
gewéhrleistete Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander geméaR Art. | Abs. 1 BVG-
Rassendiskriminierung verletzt.”

Diese Erwagungen konnen auch auf § 10 Abs 1a zweiter Satz StbG ilibertragen
werden.
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Das BVwG fuhrt in seinen Erwagungen zur Verfassungswidrigkeit der Ausnahme vom
Rechtsfolgenausschluss im AsylG weiter aus: >°3

,3. Nach Art. 1 BVG iiber die Rechte von Kindern muss das Wohl des Kindes bei allen Kinder
betreffenden MaBBnahmen 6ffentlicher und privater Einrichtungen eine vorrangige Erwdqung
sein. Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes binden diese verfassungsrecht-
lichen Vorgaben auch den Gesetzgeber, wenn er die Grundlagen fiir solche MaBnahmen normiert
(VfGH 01.12.2018, G 308/2018)."

In der genannten VfGH-Entscheidung ging es um das System der bedarfsorientierten
Mindestsicherung und einer dort vorgesehenen Deckelung, die vor allem Haushalte
mit einer grolReren Anzahl von Kindern traf, wodurch die Bedarfsdeckung besonders
bei Kindern nicht mehr gewahrleistet war. In diesem Zusammenhang ist auch Art 1
BVG-Kinderrechte beachten:>>

,Danach hat jedes Kind Anspruch auf den Schutz und die Flirsorge, die fiir sein Wohlergehen notwendig
sind, auf bestmégliche Entwicklung und Entfaltung sowie auf die Wahrung seiner Interessen auch unter
dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit. Bei allen Kinder betreffenden MalRnahmen &ffentli-
cher und privater Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwédgung sein. Die verfas-
sungsrechtliche Vorgabe, bei Kinder betreffenden MalBnahmen das Kindeswohl als vorrangige Erwé-
gung zu berticksichtigen, bindet auch den Gesetzgeber, wenn er die Grundlagen flir solche MalRnahmen
normiert (VfSlg 20.018/2015).“>>>

Die Ausgestaltung des § 10b Bgld MSG, die es verhinderte, den konkreten Bedarf von
Personen wahrzunehmen, die in einer Haushaltsgemeinschaft leben, war daher —

auch in Anbetracht des Art 1 BVG uber die Rechte von Kindern — verfassungswidrig.
556

Das BVwG fiihrt seine Uberlegungen zur Verfassungskonformitat in der Folge fort, in-
dem es der besonderen Situation unbegleiteter Kinder Rechnung tragt:>>’

LJArt. 2 Abs. 2 BVG lber die Rechte von Kindern statuiert zudem einen besonderen Schutz fiir Kinder
und Jugendliche, die sich nicht in ihrem familidren Verband befinden. Diese Bestimmung stellt eine
Umsetzung des Art. 20 Abs. 1 des VN Ubereinkommens (iber die Rechte des Kindes dar. Unter einer
Herauslésung der Kinder aus ihrem familidren Umfeld sind alle Umsténde zu verstehen, bei denen der
familidre Obsorgezusammenhang unterbrochen ist (1051 der Beilagen zu den Stenographischen Pro-
tokollen des Nationalrates XXIV. GP). Kinder und Jugendliche bedlirfen nach dieser Bestimmung eines
tiber den Art. 1 BVG (iber die Rechte von Kindern hinausgehenden besonderen Schutzes.

Grundsatzlich werden in Osterreich lebende Kinder und Jugendliche in aller Regel in
einen Familienverband integriert sein, dennoch ist auch im StbG nach Art 2 Abs 2 BVG-
Kinderrechte der Situation von Kindern ohne familiaren Verband in besonderem Male
Rechnung zu tragen.

553 BvwG 16.3.2020, W109 2177219-2.
554 V/fGH 1.12.2018, G308/2018.
555 Ependort.
556 Ependort.
557 BvwG 16.3.2020, W109 2177219-2.
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Das BVwG verweist auch auf die Materialien zur in Prufung gezogenen Bestimmung
des § 2 Abs 4 AsylG:>%8

»Zur Vereinbarkeit von § 2 Abs. 4 AsylG 2005 mit dem BVG (iber die Rechte von Kindern fiihren die
Materialien aus, das Kindeswohl als vorrangige Erwégung bei MalBnahmen &ffentlicher Stellen, die Kin-
der betreffen, als auch das Recht des Kindes auf regelméilige persénliche Beziehung und direkten
Kontakt zu beiden Elternteilen (Art. 2 BVG (ber die Rechte von Kindern) wiirden jeweils dem Eingriffs-
vorbehalt geman Art. 7 BVG lber die Rechte von Kindern unterliegen. Diese Anforderungen wiirde § 2
Abs. 4 AsylG 2005 einhalten, fremdenrechtliche MalBnahmen kbénnten einzelne Rechte eines Kindes
beschrénken (ErlédutRV 189 Blg NR 26. GP 21).”

Die Materialien zum § 10 Abs 1a StbG konnen insofern keinen Aufschluss bieten, er-
folgte die explizite Aufnahme von Jugendstraftaten in das StbG doch bereits im
Jahr 1999,55% sohin vor_Inkrafttreten des BVG-Kinderrechte. In den Materialien
sprach man dabei, wie bereits dargelegt, von einer ,Klarstellung“>¢°.

Das BVwG hat sich in seinen Erwagungen auch nachvollziehbar mit dem Eingriffs-
vorbehalt des Art 7 BVG-Kinderrechte auseinandergesetzt: >61

,In den Materialien zum BVG iiber die Rechte von Kindern - auf die die Regierungsvorlage zum FrAG
2018 verweist - ist zum Eingriffsvorbehalt des Art. 7 leq. cit. beispielsweise die Beschrankungen
einzelner Rechte eines Kindes durch straf- oder fremdenrechtliche MaBnahmen angefiihrt (/1A
935/A BlgNr 24. GP 4). Klargestellt wird hier allerdings auch, dass eine solche Beschrdnkung nur aus

bestimmten, dem Art. 8 Abs. 2 EMRK entsprechenden Griinden gestattet sein soll.

Dementsprechend normiert Art. 7 BVG (ber die Rechte von Kindern, dass eine Beschrdnkung der in
den Art. 1, 2, 4 und 6 leqg. cit. gewéhrleisteten Rechte und Anspriiche nur zuldssig ist, insoweit sie_ge-
setzlich vorgesehen ist und eine MaBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft
fiir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des

Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum
Schutz der Gesundheit oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Anders, als die Erlduterungen zum FrAG 2018 augenscheinlich vermeinen, stellt der bloBe Umstand,
dass die Beschridnkung einzelner Rechte von Kindern durch eine fremdenrechtliche MaBnahme
erfolgt, noch keine sachliche Rechtfertiqung fiir einen Eingriff iSd Art. 7 BVG Uliber die Rechte von
Kindern dar.

Angesichts dessen, dass der Gesetzgeber Jugendstraftaten gerade nicht fiir einen Ausdruck be-
sonderer Gefihrlichkeit des jugendlichen Téters hélt und insbesondere von der baldigen Uber-
windung jugendlicher Kriminalitat als Ausdruck voriibergehender Probleme bei der Anpassung
an die Erwachsenenwelt (siehe dazu bereits oben) ausgeht, ist nach Ansicht des Bundesverwaltungs-
gerichts nicht ersichtlich, dass es aus einem der in Art. 7 BVG (iber die Rechte von Kindern erforderlich
ist, einen jugendlichen Straftater zusétzlich mit dem Verlust seines Aufenthaltsrechtes (§ 13 Abs. 2
AsylG 2005) und mit dem Ausschluss von der von einem Familienangehérigen abgeleiteten Zuerken-
nung des Status des Asylberechtigten (§ 34 Abs. 2 Z 1 AsylG 2005) bzw. des Status des subsidiér
Schutzberechtigten (§ 34 Abs. 3 Z 1 AsylG 2005) im Familienverfahren zu sanktionieren. Dass der be-
troffene Jugendliche méglicherweise dennoch nicht von der Abschiebung betroffen ist bzw. ihm fakti-
scher Abschiebeschutz zukommt, &ndert nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts nichts daran,
dass das Wohl des Kindes auch durch die Beriicksichtigung der von der Rechtsordnung aner-
kannten Besonderheiten hinsichtlich jugendlicher Straftédter zu beriicksichtigen ist. Insbesondere

558 BywG 16.3.2020, W109 2177219-2.
559 BGBI | 124/1998.
560 ErautRV zu BGBI | 124/1998.
561 BywG 16.3.2020, W109 2177219-2.
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scheint der besondere Schutz und Beistand des Staates iSd Art. 2 Abs. 2 BVG (iber die Rechte von
Kindern im Hinblick auf unbegleitete Minderjdhrige durch den Rechtsfolgenausschluss des § 2 Abs. 4
AsylG nicht gewéhrleistet, indem sie unterschiedslos von der Rechtswohltat des Rechtsfolgeausschlus-
ses gemal3 § 5 Z 10 JGG ausgenommen werden.

Die angefochtene Bestimmung des § 2 Abs. 4 AsylG 2005 steht somit sowohl im Widerspruch zu Art. 1
als auch zu Art. 2 Abs. 2 des BVG (ber die Rechte von Kindern.*

Mit Beschluss vom 21.9.2020°¢2 wies der VfGH den ausflhrlich begrindeten Antrag
des BVwG auf Aufhebung der genannten Bestimmung des AsylG 2005 betreffend die
Qualifizierung von Jugendstraftaten als gerichtliche Verurteilung mangels Prajudizia-
litat der im Tatbegehungszeitraum noch nicht geltenden Bestimmung zurlck.>¢3
— Er hat sich demnach nicht mit den schlissigen Argumenten des BVwG auseinan-
dergesetzt.

5.2.3 Weitere verfassungsrechtliche Bedenken zur Berucksichtigung einer Ge-
fahrdung offentlicher Interessen durch Jugendliche im StbG

Es spricht viel fur die schlissige Argumentation des BVwG, die sich, wie dargelegt,
eben auch auf das StbG uUbertragen lasst.

Hinzu kommt, dass die Ausnahme vom Rechtsfolgenausschluss entsprechend dem
JGG im StbG zu einer Zeit normiert worden ist, als es das BVG-Kinderrechte noch
gar nicht gab. Aus der Rsp und Literatur>%* ergibt sich unter anderem aber auch, dass
eine Neuinterpretation alter Bestimmungen durch das Inkrafttreten des BVG-
Kinderrechte erforderlich sein kann.

Eine unterschiedslose Beachtung von Jugendstraftaten und entsprechend einem
GroRenschluss umso weniger von Verwaltungsstraftaten Jugendlicher kann ange-
sichts der Verankerung des Kindeswohlvorrangigkeitsprinzips und des Erfordernisses
einer Interessenabwagung im Falle von Kindern in Art 1 BVG-Kinderrechte nicht mehr
,Zzeitgemaf® sein.

562 \/fGH 21.9.2020, G172/2020.

563 ViGH 21.9.2020, G172/2020: Die Bundesregierung zog in ihrer AuRerung die Prajudizialitat des §
2 Abs 4 AsylG 2005 in Zweifel und auch der VfGH kam zum Ergebnis, dass die in Prifung gezogene
Bestimmung nicht prajudiziell war: ,Erst mit BGBI | 56/2018 wurde dem § 2 AsylG 2005 Abs 4 angefligt,
nach welchem abweichend von § 5 Z 10 JGG eine nach dem AsylG 2005 mal3gebliche gerichtliche
Verurteilung auch vorliegt, wenn sie wegen einer Jugendstraftat erfolgt ist. Diese Neufassung trat erst
mit 1.9.2018 in Kraft. Im zugrunde liegenden Verfahren hat das BFA aber als mal3geblichen Zeitpunkt
flir den Verlust des Aufenthaltsrechts die erste strafgerichtliche Verurteilung, welche am 31.7.2018
rechtskréftig wurde, herangezogen. Da Gesetze im Allgemeinen nur auf Sachverhalte anzuwenden
sind, die sich nach ihrem Inkrafttreten ereignen, sofern der Gesetzgeber nicht ausdriicklich anderes
bestimmt (vgl Art 49 B-VG), sei es denkunmdglich, dass das BVwG § 2 Abs 4 AsylG 2005 bei seiner
Entscheidung (ber die den Bescheid vom 26.9.2018 betreffenden Beschwerde anzuwenden haben
wird. Die angefochtene Bestimmung war daher im vorliegenden Fall nicht préjudiziell (vgl auch dortige
Hinweise auf VfSlg 15.763/2000, 19.755/2013; VfGH 8.10.2014, G179/2014).“

564 Ghner, Die Anderungen in § 11 Schulpflichtgesetz durch das BGBI | 2021/232 aus kinderrechtlicher
Perspektive, in: S&R 1/2002 S 54.
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Jugendstraftaten werden im StbG dem Wortlaut nach seit Ende der 90er Jahre er-
fasst,>®> mit etwas anderer Formulierung auch schon zuvor.>%¢ Vor 1.1.2006 stellten nur
Verurteilungen wegen einer oder mehrerer Vorsatztaten zu einer Freiheitsstrafe von
mehr als drei Monaten ein Verleihungshindernis iSd § 10 Abs 1 Z 2 oder 3 StbG dar.>%’

Seit der Novelle 2005 stellt jedoch jede gerichtliche Verurteilung zu einer Freiheits-
strafe wegen einer oder mehrerer Vorsatztaten ein Verleihungshindernis dar. Durch
den Wegfall dieser Schwelle von drei Monaten hat sich die Rechtslage maligeblich
zu Ungunsten von Jugendlichen verschoben, da das verhangte Strafmal} bei Jugend-
lichen verhaltnismaRig haufig unter drei Monaten liegen wird.

Wahrend Jugendliche sohin friher mit Strafen im unteren Bereich des zulassigen
Strafrahmens kein Verleihungshindernis verwirklichten, fuhrt seit Inkrafttreten des
BGBI | 37/2006 jede noch so kleine strafrechtliche Verurteilung bei einer Jugendstraftat
zur Versagung der Staatsburgerschaft. Es liegt daher nahe, dass § 10 Abs 1a, zweiter
Satz StbG durch die Verscharfung des Abs 1 Z 2 und 3 leg cit verfassungswidrig ge-
worden sein kdnnte.

Es gilt dabei noch zu bedenken, ob nicht im StbG eine mit der friheren Rechtslage
vergleichbare Grenze eingezogen wird, indem etwa niederschwellige Verurteilungen
nicht in die in § 10 Abs 1a, erster Satz StbG genannten ,Strafregisterauskinfte an die
Behorde* aufgenommen werden dirfen. Dem Strafregistergesetz, insbesondere des-
sen § 2 Uber den ,Gegenstand der Aufnahme in das Strafregister“ss |asst sich eine
derartige Einschrankung aber nicht entnehmen.

Schon in § 10 StbG idF BGBI |1 124/1998, als es noch die Drei-Monats-Hurde gab, war
zudem derselbe Passus Uber die Aufnahme ,in Strafregisterauskinfte an die Behorde*
enthalten.

Im Ergebnis ist schon aus diesen Griinden von einer Verfassungswidrigkeit in Hinblick
auf das BVG-Kinderrechte bzw das BVG-Rassendiskriminierung wegen unsachlicher
Gleichbehandlung von Jugendlichen und Erwachsenen in Bezug auf die Versa-
gung der Staatsblrgerschaft aus Grinden der Gefahrdung 6ffentlicher Interessen aus-
zugehen.

5.2.4 Bedenken zum Fehlen jeglicher Interessenabwagung

Neben den schon genannten Erwagungen zur Verfassungswidrigkeit der unbedingten
Berucksichtigung von Jugendstraftaten, erscheint es verfassungswidrig, dass in Bezug

965 § 10 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI | 124/1998.
966 § 10 StbG BGBI 311/1985 idF BGBI 505/1994.
567 § 10 StbG BGBI | 124/1998.

568 Bundesgesetz vom 3. Juli 1968 Uber die Evidenthaltung strafgerichtlicher Verurteilungen (Strafre-
gistergesetz 1968), StF: BGBI 277/1968 idF BGBI | 223/2022.
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auf die gesetzlich vorgesehenen Verleihungshindernisse keine tatsachliche Interes-
senabwédqung normiert ist. Dies veranlasste auch das Verwaltungsgericht Wien zur
Anfechtung der Ziffern- und Zeichenfolge ,3, “in § 10 Abs 2 Z 1 StbG:

,ES komme sohin lediglich darauf an, ob eine (nicht getilgte) rechtskréftige Bestrafung des Verleihungs-
werbers wegen einer Verwaltungsibertretung des NAG bestehe; eine Interessenabwégung sei nicht
vorgesehen. 69

Die Normierung eines derart starren Versagungsgrundes bewog auch den VIGH
dazu, die Nennung der Z,3“in § 10 Abs 2 Z 1 StbG als verfassungswidrig aufzuheben.
Die unterschiedslose Abstellung auf jegliche Ubertretungen nach dem NAG generell
verletzte das Sachlichkeitsgebot des Art | Abs 1 BVG BGBI 390/1973, also das Recht
auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander, da auch vergleichsweise geringe
Ubertretungen jedenfalls ein absolutes Hindernis fiir die Verleihung der Staatsbiirger-
schaft darstellten.

In seiner eben angeflhrten Entscheidung hat der VfGH auch festgehalten, dass kein
Raum fur eine Abwagung besteht. Ob dies verfassungswidrig ist, wurde hingegen nicht
weiter erdrtert. — Die Frage blieb insofern unbeantwortet, als die Verfassungswidrigkeit
damit begrindet wurde, dass es an einer sachlichen Rechtfertigung fur das Missver-
haltnis zu den anderen Verwaltungsvorschriften fehlte.

Wortlich flhrt der VfGH in seinem Erkenntnis aus (Anm: Keine Hervorhebung im Ori-
ginal):

,Da § 10 Abs. 2 Z 1 StbG im Zuge des Verweises auf § 53 Abs. 2 Z 3 FPG nur auf die "Tatsache" einer
rechtskréftigen Bestrafung abstellt, ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes als Ver-
leihungshindernis lediglich zu priifen, ob eine (nicht getilgte) rechtskréftige Bestrafung wegen einer
Ubertretung des NAG vorliegt (vgl. zu § 10 Abs. 2 Z 1 StbG iVm § 53 Abs. 2 Z 2 FPG VwGH 30.9.2019,
Ra 2018/01/0227). Raum fiir eine Abwédgqung besteht nicht, weil die taxaktiv aufgezéhlten Tatsa-
chen in § 10 Abs. 2 Z 1 StbG die Annahme rechtfertigen, dass ,der durch die Verleihung der
Staatsbiirgerschaft perpetuierte Aufenthalt des Staatsbiirgerschaftswerbers die 6ffentliche Ord-
nung und Sicherheit gefdhrdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten éffentlichen Inte-
ressen zuwiderléduft’ (Erldaut. zur RV, 1189 BIgNR 22. GP, 5).”

Besonders hervorzuheben ist, dass zB auch § 10 Abs 2 Z 1 StbG, soweit er auf § 53
Abs 2 Z 2 FPG (Verwaltungsubertretungen von mehr als € 1.000,-) verweist, keinen
Spielraum, das Wohl des Kindes zu bericksichtigen, zulasst. Bei Vorliegen einer ent-
sprechenden Verwaltungsstrafe darf schlichtweg nicht verliehen werden.

Dies gilt uE ebenso fir die tbrigen Hindernisse des Abs 2, flir Abs 1 Z 6 und flr Ju-
gendstraftaten sowie gegen Jugendliche gefiihrte Strafverfahren. Ob ein Kind bzw ein
Jugendlicher in Osterreich geboren wurde oder seit Jahren hier in Osterreich lebt, wird
dabei nicht eigens berucksichtigt.

569 Zusammenfassung des Vorbringens des VGW durch den VfGH 9.3.2021, G355/2020.
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Wenn das Gesetz (jedenfalls im Bereich des Abs 2) nach klarer Auslequng durch
den VfGH (unter Bezugnahme auf die ErlautRV) eine Interessenabwaqunqg nicht
zulasst, also eine solche demnach auch bei Minderjahrigen nicht zulasst, kann
das Wohl des Kindes gar nicht berucksichtigt werden.

Ein Gesetz ohne jeqgliche Moglichkeit zur Berilicksichtiqung des Kindeswohls ist
aber verfassungswidriq in Hinblick auf Art 1 B-VG, insbesondere dessen Satz 2.570

Das BVG-Kinderrechte fordert klar eine Interessenabwaqung bei Vorliegen von Ver-
leihungshindernissen. Eine inhaltliche Auseinandersetzung des VfGH mit der Verfas-
sungskonformitat des Fehlens einer Kindeswohlprufung und Interessenabwagung bei
Versagung der Staatsbirgerschaft ist bisher noch nicht erfolgt.

5.2.5 Maoglichkeiten und Grenzen einer Interessenabwagung im Rahmen des §
11 StbG oder allenfalls § 10 Abs 1 Z 6 StbG

In seinem Erkenntnis vom 8.3.2005, 2004/01/0421, hatte der VwWGH Uber einen jungen
EinbUrgerungswerber mit zwei bereits langer zurickliegenden Jugendstraftaten und
einer Verwaltungsstrafe nach § 99 Abs 2 lit e StVO iVm § 31 Abs 1 StVO zu entschei-
den. Hervorzuheben ist, dass die Jugendstraftaten damals nicht per se als Verlei-
hungshindernis heranzuziehen waren, da die alte Rechtslage zur Anwendung gelangte
und sie offensichtlich unterhalb der Drei-Monate-Schwelle des erst mit 1.1.2006 novel-
lierten § 10 Abs 1 Z 2 StbG lagen.

Die Behdrde hatte im Fall, Gber den der VWGH zu entscheiden hatte, daher das Ver-
leihungshindernis des § 10 Abs 1 Z 6 StbG herangezogen, danach durfte ,die éster-
reichische Staatsbiirgerschaft einem Fremden nur verliehen werden, wenn er nach
seinem bisherigen Verhalten Gewéhr dafiir bietet, dass er zur Republik Osterreich be-
Jahend eingestellt ist und weder eine Gefahr fiir die 6ffentliche Ruhe, Ordnung und
Sicherheit darstellt noch andere in Artikel 8 Abs. 2 EMRK genannte Offentliche Inte-
resse gefahrdet.”

Der VWGH beanstandete, dass dem Umstand, dass dem Beschwerdeflihrer aus-
schliel3lich zeitlich lange zurtickliegende Jugendstraftaten zur Last liegen, nicht aus-
reichende Bedeutung beigemessen wurde und flhrte aus:

LESs zeigt sich, dass der Beschwerdefiihrer kurze Zeit nach Erreichen der Strafmiindigkeit inner-
halb einer Zeitspanne von etwa 10 Monaten zweimal straffillig geworden ist, danach jedoch
keine weiteren Straftaten mehr begangen hat, und zwar insbesondere auch nicht nach Eintritt
der Volljahrigkeit.

Der Gesetzgeber geht - wie die Erlduterungen zur Regierungsvorlage des Jugendgerichtsgesetzes
1988 erkennen lassen - davon aus, dass die Beschleunigung jeder Form von Entwicklung im Jugend-
alter die Notwendigkeit begriindet, besondere (diesem Umstand Rechnung tragende) Vorschriften fiir

570 Vgl dazu bereits ausfiihrlicher die Uberlegung zum Fehlen einer Interessenabwagung im Kapitel
Uber die Verfassungskonformitat der Unterhaltsregelungen (Kapitel 5.1.10).
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die Jugendstrafrechtspflege zu schaffen (486 BIgNR 17. GP 19). In jiingerer Zeit hat er (im Bericht des
Justizausschusses zur Novelle des Jugendgerichtsgesetzes mit BGBI. | Nr. 19/2001) zum Ausdruck
gebracht, dass Jugendkriminalitédt - wie allgemein anerkannt sei - liberwiegend kein Anzeichen
fiir den Beginn "krimineller Karrieren" darstelle, sondern vielmehr Ausdruck voriibergehender
Probleme bei der Anpassung an die Erwachsenenwelt sei, die in aller Regel bald iiberwunden
werden kénnen (404 BIgNR 21. GP 1).

Auch fur die im Zusammenhang mit der Verleihung der Staatsblirgerschaft mal3gebliche Frage einer
positiven Zukunftsprognose im Sinne des § 10 Abs. 1 Z 6 StbG lassen sich daher aus derartigen Delikten
nur bedingt Riickschliisse auf den Charakter einer Person ziehen. Im gegensténdlichen Fall lie3 die
belangte Behbérde aul3er Acht, dass sich die Lebensumstédnde des Beschwerdefiihrers seit den von
ihm begangenen Jugendstraftaten schon durch die danach absolvierte Lehre und die Aufnahme einer
geregelten beruflichen Beschéftigung wesentlich veréndert haben. [...]

Somit bieten die Jugendstraftaten des Beschwerdefiihrers keine ausreichende Grundlage dafiir,
dass Vorliegen eines Verleihungshindernisses nach § 10 Abs. 1 Z 6 StbG anzunehmen.”

Mag dieses Ergebnis des VwWGH in der genannten Einzelfallentscheidung im Sinne
des Kindeswohles (des bei den Straftaten Minderjahrigen) bzw der besonderen Be-
rucksichtigung der Lebensumstande des Einburgerungswerbers durchaus uberzeu-
gen, so ist es doch dogmatisch schwer mit einer im Sinne von Art 8 EMRK allenfalls
gebotenen Interessenabwagung begrindbar, da eine solche im Gesetz —auch in § 10
Abs 1 Z 6 StbG nicht normiert ist. Dort wird namlich nur auf die offentlichen Interessen
des Art 8 EMRK verwiesen, ohne aber den Schutzbereich des Art 8 EMRK auch anzu-
sprechen.

Wie sich im Befund gezeigt hat, wendet auch der EGMR Art 8 EMRK in Fallen des
Erwerbs der Staatsblrgerschaft, abgesehen von der Konstellation der Abstammung,
de facto nicht an.

Festzuhalten ist, dass nach der standigen Rsp auch § 11 StbG hier keinen Spielraum
fur eine verfassungskonforme Interpretation der Bestimmung in Bezug auf Jugendliche
eroffnet ist, da § 11 StbG immer erst dann zum Zug kommt, wenn die Einbirgerungs-
voraussetzungen des § 10 Abs 1 Z 1 bis 8 StbG gegeben sind, sonst kommt eine
Ermessensausubung nach § 11 StbG gar nicht in Betracht.>”:

§ 11 StbG kommt nur zur Anwendung, wenn die Kriterien des § 10 StbG erflillt sind,
was einerseits mit der Gesetzessystematik und andererseits mit Bezugnahme auf Rsp
begrindet wird. 572 Aus Entscheidungen wie VwGH 17.9.2022, 2001/01/0323 und
VIGH 11.12.2007, B 863/07 ergibt sich zwar, dass im Rahmen des Ermessens nach §
11 StbG Integration durchaus auch zu Gunsten eines Verleihungswerbers zu berick-
sichtigen ist, jedoch eben nicht bei Vorliegen eine Verleihungshindernisses.

Fessler/Fessler/Pfandner verweisen auf altere Rsp, wonach im Rahmen des § 11 StbG
ua das Integrationsausmal im Entscheidungszeitraum zu beachten ist (VWGH

571 Kind in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyri, StoG 1985, § 11 StbG Rz 11 mwN.

572 Plunger in Plunger/Esztegar/Eberwein StbG. Staatsbirgerschaftsgesetz sowie Artikel 20-25 AEUV.
Kommentar § 11 StbG Rz 1.
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4.4.2001, 2000/01/0258). Zu berucksichtigen ist neben der beruflichen auch die per-
sonliche Integration (VwWGH 18.4.2002, 2000/01/0510).573

Problematisch erscheint insbesondere, dass das StbG zwar mehrfach im Gesetz auf
die Lebensumstande bzw das Gesamtverhalten der antragstellenden Personen ab-
stellt, jedoch dies stets von der Praxis nur in einem negativen Kontext aufgegriffen
wird.

In § 4 zweiter Satz StbG wird normiert, dass Fremde, die einen Antrag auf Verleihung
der Staatsburgerschaft eingebracht haben, dazu verpflichtet sind, in diesem Verfahren
ihre familiaren Verhaltnisse, die Mittelpunkte ihrer Lebensinteressen sowie ihre per-
sonlichen Lebensumstande darzulegen. In § 10 Abs 1 Z 6 StbG wird, wie schon eror-
tert, auf das bisherige Verhalten abgestellt, aber insofern, als dieses dafur Gewahr
bieten muss, dass die Person zur Republik bejahend eingestellt ist und weder eine
Gefahr fur die 6ffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit darstellt noch andere in Art 8
Abs 2 EMRK genannte 6ffentliche Interessen gefahrdet. In § 11 StbG wird das in die-
sem Kontext zu berlcksichtigende Gesamtverhalten noch naher prazisiert.

§ 10 Abs 1 Z 6 StbG bote dabei, wie auch vom VwWGH in der oben genannten Entschei-
dung betreffend einen Jugendstraftater angedacht, noch am ehesten Raum fir eine
verfassungskonforme Interpretation dergestalt, dass im Rahmen der zu treffenden Zu-
kunftsprognose eben auch das bisherige Verhalten zu berlcksichtigen ist. Dabei kon-
nen, wie auch vom VwWGH angenommen, Ausbildungsschritte, eine Beschaftigungs-
aufnahme, Therapiemalinahmen, der lange Zeitraum eines Wohlverhaltens bertck-
sichtigt werden.

Eine echte umfassende Interessenabwagung, wie sie etwa der Rsp zu Art 8 EMRK
entsprechen wurde, im Rahmen derer auch die Berucksichtigung der Interessen eines
Kindes nach Art 1, 2. Satz BVG-Kinderrechte geboten ware und der nationalen und
internationalen Rsp zum Kindeswohl Genulge tun wirde, findet hierbei jedoch auf den
ersten Blick keinen Platz.

Es wird nicht verkannt, dass Art 8 EMRK der Rsp nach grundsatzlich keine Anwen-
dung auf Einbiirgerungsfalle finden wird, jedoch ist im Hinblick auf die fortschrei-
tende Entwicklung der Rsp des EGMR zu Art 8 EMRK nicht ausgeschlossen, dass
auch der dort fortgebildete Kindeswohlbegriff zumindest im Staatsblrgerschaftsver-
fahren betreffend Kinder nunmehr so auszulegen ist, dass auch die Staatsburgerschaft
des De-Facto-Heimatlandes als Teil der Identitat des Kindes in den Schutzbereich des
Art 8 EMRK fallen konnte, sodass sich aus Art 8 iVm Art 14 EMRK oder aus Art 8 iVm
Art 13 EMRK das Recht ergeben konnte, eine echte vollumfangliche Interessenabwa-
gung im Sinne des Art 8 EMRK auch in Staatsburgerschaftsfallen durchzusetzen.

573 Fessler/Fessler/Pfandner, Staatsburgerschaftsrecht. Kommentar § 11 StbG 5).
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Jedenfalls ergibt sich jedoch aus dem Vorrang des Kindeswohls, wie es in Art 1 BVG-
Kinderrechte normiert ist, dass dem Kindeswohl Raum im Staatsbirgerschaftsverfah-
ren einzuraumen ist. Die Interessen des Kindes sind materiell und formell im Verfahren
zu berucksichtigen.>7

5.2.6 AbschlieRende Uberlegungen

Im Ergebnis lassen uE samtliche der Verleihungshindernisse des § 10 StbG fur
eine derartige Berucksichtigung des Kindeswohls grundsatzlich keinen Raum,
wobei eine Rechtfertigung dafur basierend auf Art 7 BVG-Kinderrechte nicht erkannt
werden kann.

Eine zulassige Ausnahme im Sinne des Art 7 BVG-Kinderrechte konnte nur dann ge-
rechtfertigt sein, wenn die 6ffentlichen Interessen in einem besonderen Ausmal hoher
liegen als die Interessen am Wohle des Kindes. Wenn man also davon ausgeht, dass
eine Berucksichtigung von Jugendstraftaten und Verwaltungsstrafen Jugendlicher im
Staatsburgerschaftsrecht nicht absolut ausgeschlossen ist, ist eine Bertcksichtigung
nur unter diesen Voraussetzungen zulassig. Da die dargelegten Bestimmungen der §§
10 Abs 1a, Abs 1 Z 6 und Abs 2 StbG jedoch bis auf § 10 Abs 1 Z 6 StbG schon
sprachlich keinen Spielraum fiir eine Prognoseentscheidung lassen und generell
keine Interessenabwagung zwischen o6ffentlichen Interessen und dem Wohl des Kin-
des erfolgt, scheinen die in Prifung gezogenen Versagungsgriunde gegen Art 1 BVG-
Kinderrechte zu verstolden.

Hinzu kommt, dass die Nichtvornahme einer Interessenabwagung auch bei volljahri-
gen Personen problematisch erscheint, sodass die genannten Bestimmungen wei-
ters gegen Art 8 EMRK, dessen Schutzbereich auch die einzigartige Personlichkeit
sowie die Identitat des Menschen, zu der auch die Staatsangehdrigkeit gehort, um-
fasst, bzw allenfalls gegen das Sachlichkeitsgebot des BVG-Rassendiskriminierung
verstofRen konnten.

Es ist freilich nachvollziehbar, dass es Erteilungshindernisse und Versagungsgriinde
zur Wahrung der 6ffentlichen Interessen im StbG geben muss und, wie im Befund dar-
gelegt, ist es grundsatzlich die Angelegenheit der Staaten, die Voraussetzungen fir
den Erwerb der Staatsburgerschaft zu regeln. Jedoch ergibt sich aus der Rsp des
EuGH zumindest, dass die Mitgliedstaaten der EU von ihrer Zustandigkeit zur Festle-
gung der Voraussetzungen flr den Erwerb und den Verlust der Staatsangehdrigkeit
unter Beachtung des Unionsrechts Gebrauch zu machen haben.57>

574 vg| Sax, Kinderrechte S 208.

575 EuGH 7.7.1992, C-369/90 (Mario Vicente Micheletti u. a./Delegacion del Gobierno en Cantabria)
Rz 10.
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Zum dabei in Betracht zu ziehenden Unionsrecht zahlt insbesondere auch die GRC,
die in ihrem Art 7 den Schutz des Privatlebens normiert. Aus Art 8 EMRK, dem der Art
7 nachgebildet ist, lasst sich ableiten, dass eine Interessenabwagung grundsatzlich
bei das Privatleben betreffenden Entscheidungen zu erfolgen hat. Art 24 GRC sieht
generell einen starken Schutz des Kindeswohls vor, der in der Rsp vermehrt aufgegrif-
fen wird.

In Hinblick auf § 10 Abs 1a StbG konnte diese Verfassungswidrigkeit ganz einfach
durch die Aufhebung des zweiten Satzes behoben werden. Wenn Jugendstraftaten
nicht mehr automatisch ein Verleihungshindernis nach sich ziehen, sollte der Rechts-
folgenausschluss des JGG zur Anwendung gelangen und wieder gewahrleistet sein,
dass Jugendstraftaten im Bagatellbereich nicht automatisch zur Versagung der Staats-
blrgerschaft fuhren.

Was aber fur mit gerichtlicher Strafe bedrohte Handlungen gilt, muss nach Beseitigung
der unsachlichen Regelungen betreffend Jugendstraftaten umso mehr auch fiir bloRe
Verwaltungsiibertretungen gelten.

Da samtliche der in diesem Kapitel untersuchten Bestimmungen keinen Raum
fur eine Kindeswohlabwaqung zulassen, sind die Bestimmungen nicht mit dem
BVG-Kinderrechte in Einklang zu bringen und schon aus diesem Grund als nicht
verfassungskonform zu erachten.

Ein konkreter Sitz des verfassungswidrigen Ausschlusses jeglicher Kindeswohl- oder
Interessensprufung in den Bestimmungen der § 10 und § 11 StbG kann bedauerlicher-
weise nicht festgemacht werden. Verfassungswidrig ist vielmehr das Fehlen einer ent-
sprechenden Regelung Uber die Abwagung an sich.

Allenfalls waren die Erteilungshindernisse bzw Versagungsgriinde einer verfassungs-
konformen Interpretation dahingehend zuganglich, dass die Bestimmungen Uber das
Verhalten (§ 10 Abs 1 Z 6 StbG) bzw Gesamtverhalten (§ 11 StbG) auch stets im Lichte
des Kindeswohls auszulegen und anzuwenden sind, wobei daftr aber § 11 StbG, um
auch den verfahrensrechtlichen Erfordernissen des BVG-Kinderrechte jedenfalls zu
entsprechen, schon bei der Prifung der Verleihungsvoraussetzungen zur Anwendung
gelangen musste und eben nicht nur in jenen Fallen, in denen die Erteilungsvoraus-
setzungen bzw Verleihungshindernisse nach § 10 StbG bereits erfolgreich geprift wor-
den sind.

Dafur musste aber ein weiter Bogen gespannt werden, der mit dem bisherigen Ver-
standnis von § 10 Abs 1 Z 6 StbG und § 11 StbG in Rsp und Literatur, wie im Befund
bereits dargelegt, wohl nicht in Einklang zu bringen ist.

Auch rein sprachlich erscheint § 11 StbG dabei zu eng, um Raum fir eine tatsachliche
Berucksichtigung des Kindeswohls und der Interessen eines Kindes iSd Art 1 BVG-
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Kinderrechte zu bieten, kann doch das in der Bestimmung genannte ,Gesamtverhalten
des Fremden im Hinblick auf das allgemeine Wohl, die 6ffentlichen Interessen und das
Ausmal seiner Integration” auch nicht mit den in Art 1 BVG-Kinderrechte angespro-
chenen Interessen und dem Kindeswohl gleichgesetzt werden. Ebenso wenig kann
das Kindeswohl uE unter den Begriff des ,Verhaltens® in § 10 Abs 1 Z 6 StbG subsu-
miert werden.

Die Regelungen, die im Ergebnis zu einer absoluten Geltung von Verleihungshin-
dernissen auch bei Minderjahrigen fuhren, ohne dass das Kindeswohl in irgendei-
ner Weise beriicksichtigt werden kann, sind daher als verfassungswidrig anzuse-
hen.

5.3 Bedenken hinsichtlich der Verfassungskonformitat der Bestim-
mung des § 7 Abs 1 StbG iVm § 12 Abs 2 StbG in Hinblick auf
das BVG-Kinderrechte, Art 7 B-VG, das BVG-
Rassendiskriminierung sowie Art 14 iVm 8 EMRK

5.3.1 Ausgangslage

Gemal} § 7 Abs 1 StbG erhalten uneheliche Kinder die osterreichische Staatsburger-
schaft des Vaters mit dem Zeitpunkt der Geburt nur dann ,automatisch®, wenn die Va-
terschaft innerhalb von acht Wochen nach der Geburt des Kindes anerkannt (Z 3
leg cit) bzw gerichtlich festgestellt (Z 4 leg cit) wurde. Durch diese relativ knapp be-
messene Frist von acht Wochen werden unehelich geborene Kinder, in deren Fall die
Vaterschaft erst nach dieser kurzen Frist anerkannt wird, de facto schlechter gestellt,
sind sie doch von dem Erwerb der Staatsburgerschaft im Wege des § 7 Abs 1 StbG
ausgeschlossen. Das Vorliegen einer sachlichen Grundlage ist dabei nicht ohne Wei-
teres ersichtlich, sodass es prima facie denkbar ist, dass die Bestimmung sowohl ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen an die Gleichbehandlung als auch den Kinder-
rechten widerspricht.

Denkbar ist zudem auch eine Ungleichbehandlung zwischen Vatern ehelicher und un-
ehelich geborener Kinder.

Die Gesetzesanderung im Jahr 2013, mit der § 7 StbG in der weitgehend noch heute
gultigen Form beschlossen wurde, wurde damit begrundet, dass man Ungleichbe-
handlungen zwischen ehelichen und unehelichen Kindern beseitigen wollte.

Zur Frist von acht Wochen wurde dabei Folgendes festgehalten:

,Die Praxis zeigt, dass die meisten Anerkenntnisse innerhalb von vier Wochen nach der Geburt eines
Kindes vorgenommen werden, um die Fiktion des Staatsbiirgerschaftswerbes (sic!) kraft Abstammung
mit dem Zeitpunkt der Geburt auszulésen. Die Praxis zeigt, dass die meisten Anerkenntnisse innerhalb
von vier Wochen nach der Geburt des Kindes vorgenommen werden, so dass eine Frist von acht Wo-
chen als ausreichend und sachgerecht erscheint, um einerseits sehr schnell Rechtssicherheit flir das
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Kind in der Frage der Staatsbiirgerschaft herbeizufiihren und andererseits einen praxisgerechten Voll-
zug des Staatsblirgerschaftsrechtes zu garantieren. Fiir jene Félle, in denen erst nach diesem Zeitpunkt
das Anerkenntnis vorgenommen wird oder die gerichtliche Feststellung der Vaterschaft erfolgt, kbnnen

die Kinder die Staatsbiirgerschaft unter den erleichterten Bedingungen des § 12 Abs. 2 erwerben*>76

Entsprechend dem Ministerialentwurf zum ,neuen” § 7 StbG ware die Klarung der Va-
terschaft schon vor der Geburt erforderlich gewesen, was vielfach als wenig sachge-
recht und praxisfern kritisiert worden war.>’” Die Festlegung von acht Wochen scheint
als eine Art Kompromiss gewahlt worden zu sein, wobei die Begriandung in den Ge-
setzesmaterialien wenig nachvollziehbar auf "(d)ie Praxis">7¢ verweist.>?

Uberzeugende Argumente fiir eine langere Frist finden sich hingegen bereits in der
Literatur zur Staatsburgerschaftsrechts-Novelle 2013 (Anm: keine Hervorhebungen im
Originaltext):

LAnderes mag in jenen Féllen gelten, in denen es der Staatsblirgerschaftswerber selbst in der Hand
hatte, sich um seine Belange zu kiimmern, dh mit Erreichen der Volljadhrigkeit. Personen (ber 18
Jahren miissen - wie schon erwéhnt - nach der vorliegenden Regelung trotz Blutsverwandtschaft zu
ihrem unehelichen Gsterreichischen Vater den Weg lber die allgemeinen Verleihungsvoraussetzungen
nach § 10 StbG gehen; auch eine Legitimation ist dann ausgeschlossen. Der Grundsatz des ius sangu-
inis bleibt also durchbrochen. Es wére sachgerechter gewesen, an die Volljdhrigkeit anzukniipfen
und eine gewisse Zeit danach den Erwerb der Staatsbiirgerschaft kraft Abstammung auszu-
schlieBen. Das wiére unter dem Gesichtspunkt der Nahebeziehung — da bei eigenverantworteter
Untitigkeit das Fehlen eines ausreichenden Bezugs zur Republik Osterreichargumentiert (sic!)
werden kann — mE sachlich zu rechtfertigen gewesen. 80

Die Staatsburgerschaftsrechts-Novelle 2013 erwahnte entsprechend ihren Materialien
eine Gleichstellung unehelicher mit ehelichen Kindern ausdricklich als Ziel.>8!

Der Neuregelung wurden von Anfang an ,gravierende Probleme®>82 attestiert. Der Ge-
setzgeber konnte sich ,offensichtlich doch nicht zu einer hundertprozentigen Gleich-
stellung Uberwinden“s83 und begrindete die zeitliche Beschrankung im Ausmalf von
acht Wochen mit dem Argument, ,moglichst rasch Rechtssicherheit flr das Kind schaf-
fen zu wollen“>#4, Kindern, die im Ausland geboren wurden und/oder deren Vater

576 ErjautRV 2303 XXIV. GP.
ST7 Schmitt, Novelle S 39.
578 ErjautRV 2303 XXIV. GP,
579 Schmitt, Novelle S 38ff.
580 Schmitt, Novelle S 40.
981 Schmitt, Novelle S 38 mit Verweis auf ,ErlRV 2303 BIgNR XXIV. GP 6*.
582 Schmitt, Novelle S 39.
583 Schmitt, Novelle S 39.
584 schmitt, Novelle S 39 unter Hinweis auf ,ErlRV 2303 BIgNR XXIV. GP 7.“.
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und/oder Mutter sich nicht im Sinne des Kindes um eine rechtliche Klarung der Vater-
schaft“>#> binnen acht Wochen ,kimmern“sg¢, steht der Erwerb der Staatsburgerschaft
im Wege der Abstammung somit nicht offen.>s”

5.3.2 Praxis bei Vaterschaftsanerkennungen

Acht Wochen fur eine Anerkennung der Vaterschaft sind sehr kurz, va wenn die Familie
zur Zeit der Geburt im Ausland ist oder die Eltern getrennt voneinander, womaglich
sogar in unterschiedlichen Staaten, leben.

In der Praxis erfolgen nicht-gerichtliche Anerkennungen der Vaterschaft im_Inland in
der Regel zeitnah zur Geburt durch das ortlich zustandige Standesamt. Abweichend
davon ist die Anerkennung der Vaterschaft ausnahmsweise sogar schon vor der Ge-
burt moglich oder separat nach der Beurkundung der Geburt bei einem beliebigen
Standesamt im Inland. In der Praxis werden Anerkennungen der Vaterschaft sehr hau-
fig vorgenommen, weil sehr viele Kinder ledig geboren werden. Im Grofteil der Ge-
burtsurkunden sind daher auch von Anfang an Vater eingetragen. Anzumerken ist je-
doch, dass gerade bei ehelichen Kindern auch bisweilen falsche Vater eingetragen
werden, sodass ggf spater eine Anerkennung durch den leiblichen, unehelichen Vater
vorgenommen werden muss.>s8

In der Praxis wird durch zahlreiche Mechanismen daftir Sorge getragen, dass Geburts-
urkunden zeitnah nach der Geburt erstellt werden. Zum einen wird bereits nach der
Entbindung im Krankenhaus an das Erfordernis der Beurkundung der Geburt erinnert,
die Mitversicherung bei der Krankenversicherung der Eltern ist dann an die Ausstellung
der Geburtsurkunde geknupft, ebenso sind Familienbeihilfe und Kinderbetreuungsgeld
an das Vorhandensein einer Geburtsurkunde geknulpft. Fir den Fall, dass die Beur-
kundung der Geburt unterbleibt, wird auch die Mutter vom Standesamt angeschrie-
ben.>&

Es gibt auch Falle, in denen das Standesamt ohne Mitwirkung der Mutter die Geburt
eines Kindes beurkundet, sofern alle Daten vorhanden sind. Beim Standesamt werden
sogar mangelhafte Beurkundungen und Feststellungen gemacht, die dann noch sa-
niert werden konnen, indem beispielsweise das Einverstandnis der Mutter nachge-
reicht werden kann.>%¢

585 Schmitt, Novelle S 39.
986 Ependort.
987 Ependort.
588 Telefonat zu Praxisfragen iZm § 7 StbG am 27.1.2023.
589 Telefonat zu Praxisfragen iZm § 7 StbG am 27.1.2023.
590 Telefonat zu Praxisfragen iZm § 7 StbG am 27.1.2023.
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Hinsichtlich der gerichtlichen Feststellung der Vaterschaft ist der Zeitpunkt der Antrag-
stellung der relevante.>*! Dies deckt sich auch mit den entsprechenden Uberlegungen
in der Literatur anlasslich des Inkrafttretens des § 7 idF der Novelle 2013.592

Die Beurkundung der Geburt unter Anfuhrung der Mutter stellt sohin den Regelfall in
Osterreich dar, bei dieser Gelegenheit wird auch sehr haufig der Vater eingetragen und
in diesem Zusammenhang die Vaterschaft festgestellt. Es gibt jedoch aus unterschied-
lichen Granden immer wieder Falle, in denen eine Feststellung der Vaterschaft inner-
halb von acht Wochen unterbleibt.

Anzumerken ist, dass eine unterbliebene bzw verspatete Feststellung der Vaterschaft
bei spaterer EheschlieBung der Eltern gemal § 7a StbG durch Legitimation geheilt
werden kann.

Die Anerkennung der Vaterschaft im Ausland richtet sich nach dem dortigen nationa-
len Recht, wobei das nationale Dokument Uberzubeglaubigen ist und fur die Osterrei-
chischen Behdrden das Datum der nationalen Entscheidung als das relevante fur die
achtwochige Frist gilt. Eine Anerkennung kann im Wege der 6sterreichischen Botschaft
oder in Osterreich erfolgen.5%3

Bei Anerkennungen im Ausland muss das dsterreichische Standesamt im Einzelfall
prufen, ob alle Dokumente passen, und es muss kontrollieren, ob die nationalen Vor-
schriften eingehalten wurden, damit Osterreich das Dokument akzeptieren kann. Da-
bei ist beispielsweise zu prufen, ob Uberhaupt eine separate Anerkennung nach der
nationalen Rechtsordnung zu erfolgen hat und ob eine solche vorgenommen wurde.
Allenfalls muss dabei auch etwas nachgebessert werden. Das Datum orientiert sich
rechtsschutzfreundlich jedoch in der Praxis daran, wann der Vater angegeben wurde.
Standesamt und MA35 (Evidenzstelle) kontrollieren und stimmen sich ab, ob die aus-
landischen Dokumente ausreichend sind, Apostillen bzw Uberbeglaubigungen sind er-
forderlich.>94

In der Praxis kann es Probleme geben, wenn auslandische Entscheidungen nicht an-
erkannt werden kénnen, zB weil das Kind als ehelich (von einem anderen Vater) gilt,
weil nach dem 6Osterreichischen Recht noch keine formale Scheidung vorlag. Die Fest-
stellung der Vaterschaft eines dsterreichischen Vaters im Ausland ist recht komplex
und muss stets im Einzelfall beurteilt werden. Eine auslandische Anerkennung der Va-
terschaft muss in Osterreich Uber die Evidenzstelle eingetragen werden. Hierzu kommt
es zu einer Ricksprache zwischen 6sterreichischer Botschaft, Standesamt und MA35.

991 Telefonat zu Praxisfragen iZm § 7 StbG am 27.1.2023.
992 v/g| hierzu Schmitt, Novelle S 39f.
593 Telefonat zu Praxisfragen iZm § 7 StbG am 27.1.2023.
594 Telefonat zu Praxisfragen iZm § 7 StbG am 27.1.2023.
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Die Feststellung der Vaterschaft gilt mit dem Zeitpunkt der nationalen Anerkennung im
anderen Staat als bewirkt.>%>

Eine nahere Auseinandersetzung mit den praktischen Ablaufen um die Anerkennung
der Vaterschaft zeigt somit erwartungsgemal, dass es in der Praxis leider durchaus
Falle gibt, in denen die 8-Wochen-Frist aus unterschiedlichsten Grunden versaumt
wird. Im Inland zB entweder dann, wenn die Eltern streiten, der Vater nicht an der
Eintragung mitwirkt, die Mutter sich weigert, den Vater anzugeben oder tuberhaupt Uber
die Schwangerschaft zu informieren, wenn eine gewisse Sorglosigkeit bzw chaotische
Lebensumstande bei den Eltern herrschen etc.

Im Ausland wird eine fristgerechte Anerkennung der Vaterschaft zum einen haufig da-
ran scheitern, dass ein Bewusstsein Uber die achtwochige Frist dort in aller Regel nicht
herrschen wird, zum anderen daran, dass nicht in allen Staaten ein gutes und effizien-
tes Behdrdenwesen besteht. Auch Probleme iZm der Pandemie, Botschaftsterminen,
Visa etc. kdnnen hierbei eine Rolle spielen sowie letztlich ein fehlendes Verantwor-
tungsbewusstsein bzw Organisationstalent sorgloser Eltern. Gerade in Zusammen-
hang mit Fernbeziehungen, die in der heutigen globalen und mobilen Gesellschaft hau-
fig zu finden sind, sowie unter Berlcksichtigung der aulRerst restriktiven einreise- und
aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen in Osterreich ist auch haufig nicht gewahrleistet,
dass beide Elternteile Gberhaupt gleichzeitig am selben Ort sind, um an der korrekten
Anerkennung der Vaterschaft mitwirken zu kénnen.

Festzuhalten ist jedenfalls, dass die zeitgerechte Feststellung oder Anerkennung der
Vaterschaft einzig in den Verantwortungsbereich der Eltern fallen kann und dem
Kind hierbei selbst jegliche Dispositionsmoéglichkeit entzogen ist.

Der OGH hat im Kontext der Vaterschaftsfeststellung ausgefthrt:

,Die Feststellung der Vaterschaft kann nicht den zur Wahrung des Wohles eines Minderjéhrigen erfor-
derlichen gerichtlichen Verfiigungen im Bereich der Obsorge - diese umfal3t geméal3 § 144 ABGB die
Pflege und Erziehung, die Vermégensverwaltung und die gesetzliche Vertretung - zugezéhlt wer-
den. 96

Gerade bei der falschlichen Annahme der Ehelichkeit eines Kindes kann es auch zu
falschen Beurkundungen der Vaterschaft kommen, welche selbst bei spaterer Nichti-
gerklarung einer Ehe nicht zu einem (ex tunc) Wegfall der Vaterschaftsvermutung flih-
ren konnen.>%’

995 Telefonat zu Praxis-Fragen iZm § 7 StbG am 27.1.2023.

596 OGH 10.10.1991, 70b599/91.

597 OGH 26.5.2020, 20b87/19m zu § 144 Abs 1 Z 1 ABGB: ,Fiir die Frage, ob ein Kind bei seiner
Geburt ehelich war, kommt es darauf an, ob die Ehe zu diesem Zeitpunkt fiir den Osterreichischen

Rechtsbereich aufrecht war. Eine auslandische Scheidung vor der Geburt, die erst nach der Geburt in
Osterreich anerkannt wurde, kann an der Ehelichkeit nichts mehr @ndern. Die einmal durch Geburt wéh-
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Mit Blick auf das in § 7 Abs 1 Z 4 StbG erwahnte gerichtliche Abstammungsverfahren
stellten sich jedenfalls in der Lit Fragen der Verfassungskonformitat in Hinblick auf Art
6 EMRK und Art 7 B-VG. Argumentiert wird, dass die Bestimmung hinsichtlich gericht-
licher Abstammungsverfahren ,‘fotes Recht” sei, weil entsprechende Verfahren nicht
binnen acht Wochen abgeschlossen seien.>?8 In der Praxis durfte dies durch recht-
schutzfreundliche Anwendung dergestalt, dass fur die fristgerechte gerichtliche Fest-
stellung die rechtzeitige Einleitung des Gerichtsverfahrens ausreichend ist, abgemil-
dert sein. Das Problem, dass auch gerichtliche Abstammungsverfahren innerhalb von
acht Wochen ab der Geburt vorgenommen, also eingeleitet, werden mussen, bleibt
jedoch bestehen.

5.3.3 Offenkundige Ungleichbehandlung ehelicher und unehelicher Kinder

Um das Ausmal} der Ungleichbehandlung in § 7 Abs 1 StbG fur uneheliche Kinder zu
erfassen, ist auch eine Auseinandersetzung mit § 12 Abs 2 StbG erforderlich. Die Re-
gelung des § 12 Abs 2 StbG wird in den Erlauterungen als ,Anschlussstiick zu § 7 Z 3
und 4% gesehen, als Verleihungsverfahren unter erleichterten Bedingungen, wenn
die Vaterschaft anerkannt wurde oder der dsterreichische Vater spater als acht Wo-
chen nach der Geburt festgestellt wurde. Verwiesen wird dabei auf EGMR-Judikaturc
und VfGH-Rsp.601

Es ist jedoch offenkundig, dass eine Verleihung der Staatsbiirgerschaft unter bis
zu _einem_gewissen Grad erleichterten Bedinqgungen rechtlich und faktisch in
keinster Weise mit einem Erwerb der Staatsbirgerschaft im Wege der Abstam-
mung gleichgesetzt werden kann.

Die Erfordernisse der Unmundigkeit und rechtmaRigen Niederlassung sind mal3geb-
liche Hurden, die Kinder im Falle einer verspateten Feststellung oder Anerkennung
der Staatsblrgerschaft durch den dsterreichischen Vater erheblich benachteiligen. Es
ist auch keine sachliche Rechtfertigung dafur ersichtlich, die Unmundigkeit bzw die
Niederlassung zu verlangen,®2 zumal in anderen Bestimmungen wie § 11b lediglich
auf den Aufenthalt und § 11a Abs 4 Z 3 StbG auf einen rechtmaRigen (und im genann-
ten Fall ununterbrochenen) Aufenthalt (von mindestens sechs Jahren im Bundesgebiet
) abgestellt wird.

rend aufrechter Ehe begriindete Abstammungsvermutung kann nur durch eine gerichtliche Entschei-
dung nach § 150 oder § 151 ABGB beseitigt werden. Selbst eine spéatere Nichtigerkldrung der Ehe (mit
[grundsétzlich] ex tunc Wirkung) wiirde nicht zum Wegfall der Vaterschaftsvermutung fiihren.”

998 Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StoG 1985 § 7 Rz 28, mit Verweis ,vgl auch Schmitt aaO, 40*.
999 Erj3utRV 2303/XXIV. GP.
600 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta).
601 ViGH 29.11.2012, G66/12.
602 Vgl dazu ausfihrlicher Kapitel 5.3.6.
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Hervorzuheben ist dabei, dass neugeborene Kinder es grundsatzlich nicht in der Hand
haben, ob und wann ihre Vater die Vaterschaft anerkennen bzw ob oder wann es zur
Einleitung eines gerichtlichen Feststellungsverfahrens kommit.

Der VIfGH erkannte im Kontext der Bestreitung der ehelichen Vaterschaft nach dem
ABGB bereits eine Bestimmung als verfassungswidrig, da die Rechte des Kindes als
Hauptbetroffenem zur Bestreitung seiner Abstammung vom Ehemann der Mutter nicht
ausreichend gewahrt waren:603

,Die durch Art 8 EMRK gebotene Achtung der bestehenden Familiengemeinschaft erfordert im Lichte
der Rechtsprechung des Européischen Gerichtshofes flir Menschenrechte jedenfalls in einem Fall, in
welchem eine Stérung eines nach Art 8 EMRK geschlitzten Familienlebens von vornherein nicht in Be-
tracht kommt, zumindest fiir das Kind (wenn auch bei Minderjéahrigkeit durch eine von den (ibrigen Be-
teiligten unabhéngige Person, etwa einen Kollisionskurator, vertreten, vgl. EFSlg. 33.661, 36.070,
66.170) die Bereitstellung eines mit Rechtsanspruch zugénglichen Verfahrens, welches in rechtsférmili-
cher und verbindlicher Weise die Feststellung einer biologischen Vaterschaft gegen die bloR3 rechtlich
vermutete erméglicht.”

Da das Kind es selbst nie in der Hand hat, dass binnen acht Wochen ab Geburt
eine Feststellung der Vaterschaft in die Wege geleitet wird, sind seine Rechte in
Bezug auf die StbG kraft Abstammung ebenfalls nicht ausreichend gewahrt.

Solange das Vaterschaftsverhaltnis nicht rechtlich anerkannt oder festgestellt wird,
kann dem Kind das Verhalten seines Vaters in dessen Funktion als gesetzlicher Ver-
treter auch nicht zugerechnet werden. Die Verantwortung fur die fristgerechte Veran-
lassung einer Feststellung oder Anerkennung der Vaterschaft kommt daher im Ergeb-
nis einzig der Mutter zu, welche diese eigenstandig und nicht im Wege einer gesetz-
lichen Vertretung durch das Kind wahrzunehmen hat. Insofern ist auch nicht ersicht-
lich, weswegen dem Kind das Verhalten der Mutter zurechenbar ware.

Selbst in aufenthaltsrechtlichen und aufenthaltsbeendigenden Verfahren, in welchen
Eltern in aller Regel als gesetzliche Vertreter ihrer minderjahrigen Kinder agieren, ist
Kindern ein etwaiges Fehlverhalten bzw das Verhalten der Eltern entsprechend der
standigen Rsp nur aulerst bedingt zuzurechnen.t4

Dies hat umso mehr im Fall von neugeborenen unehelichen Kindern in den ersten acht
Wochen nach der Geburt zu gelten, zumal auch das Gesetz die besondere Situation
von Mittern in den ersten acht Wochen nach der Entbindung insofern anerkennt,
als sie sich im Mutterschutz befinden und Wochengeld beziehen kdnnen.

Scheitert also der Erwerb der Staatsbuirgerschaft kraft Abstammung nach § 7 StbG, ist
nur eine Verleihung der Staatsburgerschaft nach § 12 Abs 2 StbG denkbar.

603 vfGH 28.6.2003, G78/00.
604 v/gl beispielsweise VWGH 22.2.2017, Ra 2017/19/0001 u. VWGH 21.3.2013, 2012/23/0035.
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Neben den bereits genannten Aspekten, die eine Verleihungsvoraussetzung fur die
Staatsburgerschaft darstellen, sind generell mit der Verleihung der Staatsburgerschaft
Nachteile verbunden, die bei einem automatischen Erwerb durch Abstammung nicht
zum Tragen kommen. Ganz abgesehen davon, dass nicht alle Minderjahrigen die Tat-
bestandsvoraussetzungen des § 12 Abs 2 StbG erfullen werden, bedeutet eine Verlei-
hung der Staatsbirgerschaft grundsatzlich immer ein behordliches Verfahren, das
mit Geblihren und einer oft mehrmonatigen Verfahrensdauer einhergeht.

Grundvoraussetzung fur jede Verleihung der Staatsburgerschaft ist zudem die Zurtck-
legung der bisherigen Staatsburgerschaft, was zum einen das Verfahren noch weiter
verlangert und zum anderen dazu fuhrt, dass das Kind allein aufgrund des zufalligen
Umstandes, wann sein Vater sich dazu entschieden hat bzw es geschafft hat, die Va-
terschaft anzuerkennen, eine Doppelstaatsburgerschaft innehaben kann oder nicht.
Dies ist umso gravierender als es dazu fuhren kann, dass ein Kind auf diese Weise die
Staatsburgerschaft seiner Mutter verliert. Damit wird nicht nur in das Recht auf Identitat
eingegriffen, sondern auch der Grundsatz der einheitlichen Staatsbiirgerschaft in-
nerhalb der Familie®® verletzt.

FUr den Fall der Erstreckung des Verlusts der Staatsburgerschaft fur Kinder, hat der
VfGH sogar explizit festgehalten, dass es im Interesse unehelicher Kinder liegt, dass
diese ungeachtet des Erwerbs einer fremden Staatsangehdrigkeit die dsterreichische
behalten (und hielt in diesem Kontext fest, dass auch ehelichen Kindern ein derartiges
Interesse zukommen kann).606

Auch nach anderen Gesetzen kdnnen Benachteiligungen nicht ausgeschlossen wer-
den, wenn das Kind nicht unmittelbar mit der Geburt die sterreichische Staatsburger-
schaft erwirbt, sondern bis zum Erwerb durch Verleihung einen anderen aufenthalts-
rechtlichen Status innehat. So kénnte zB, insbesondere in Abhangigkeit des aufent-
haltsrechtlichen Status der Kindesmutter, von Geburt an kein Rechtsanspruch auf Fa-
milienbeihilfe bestehen,

Im Ergebnis findet eine umfassende Gleichstellung ehelicher und unehelicher Kinder
damit letztlich nicht statt, sodass ,weitere Probleme und verfassungsrechtliche Beden-
ken bestehen bleiben®07 608

L~Auch wenn bis zum 14. Lebensjahr ein erleichterter Zugang liber § 12 Abs 2 StbG besteht, findet eine
Differenzierung statt, die nicht sachlich begriindbar ist. Auch die achtwdchige Frist zur Kldrung der Va-
terschaft nach der Geburt ist zwar eine Verbesserung im Vergleich zu den Bestimmungen des Ministe-
rialentwurfs, bleibt aber eine Ungleichbehandlung der Vaterschaft durch Ehe und der Vaterschaft durch
Anerkenntnis bzw gerichtliche Feststellung, die nicht einzusehen ist. Es mag zutreffend sein, dass der

605 Ein Ziel, das jedenfalls § 12 Abs 1 Z 3 StbG entnommen werden kann, vgl VfGH 1.7.2022,
E3398/2021.

606 \/fGH 27.6.2013, G68/2012.
607 Schmitt, Novelle S 40.
608 Ependort.
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Wahrheitsgehalt eines Anerkenntnisses nicht (berpriift werden kann und dementsprechend Miss-
brauchspotenzial besteht. Aber schon angesichts der familienrechtlichen Folgen einer Vaterschaft dlirfte
dieses Problem keine grol3e Praxisrelevanz besitzen. Schlussendlich hat der Gesetzgeber diese Mdg-
lichkeit aber jedenfalls (wohl auch in Kenntnis der Missbrauchsméglichkeiten) eingerdumt, um die Frage
der Abstammung zu klédren. Da die Vaterschaft, gleich auf welchem Weg sie zustande kommt (Ehe,
Anerkenntnis, gerichtliche Feststellung), keine unterschiedliche familienrechtliche Qualitat besitzt, kén-
nen die Rechtswirkungen auch in staatsblirgerschaftsrechtlicher Hinsicht keine anderen sein, solange
man die Abstammung als mal3geblichen Ankniipfungspunkt des Erwerbs der Staatsblirgerschaft be-
trachtet. Das Fristerfordernis stellt somit ein Element dar, das vor allem systematisch unpassend er-
scheint; der Argumentation der Materialien folgend wiirden die bestehenden familienrechtlichen Instru-
mente inErmangelung (sic!) einer Frist, innerhalb derer Anerkenntnisoder (sic!) Feststellung der Vater-
schaft begehrt werden kénnen, wenig Rechtssicherheit bieten, was aber allein schon die Praxiserfah-
rung widerlegt. Die sachlichen Erfordernisse — dh die Klérung der Abstammung — sind in diesem Sta-
dium indes dieselben, ein Gleichlauf der Regelungen ist also geboten. €02

Die aktuelle Fassung des § 7 StbG fuhrt somit in mehrfacher Hinsicht zu einer offen-
kundigen Ungleichbehandlung von Kindern, deren Vater sie sofort anerkennen und
solchen Kindern, bei denen die Anerkennung der Vaterschaft langer als acht Wochen
in Anspruch nimmt, ohne dass diese Ungleichbehandlung sachlich gerechtfertigt er-
scheint.

5.3.4 Frage der EMRK-Konformitat und sachlichen Rechtfertigung der vorlie-
genden Ungleichbehandlung

Der VfGH gelangte in seinem Erkenntnis vom 27.6.2013, G68/2012 zur Aufhebung
einer Bestimmung des StbG 1985 Uber die Erstreckung des Verlusts der Staatsbur-
gerschaft auf eheliche Kinder (und Wahlkinder) wegen Verstolies gegen den Gleich-
heitsgrundsatz. Dabei wurde mit der Unsachlichkeit einer Differenzierung der
rechtlichen Position von ehelichen und unehelichen Kinder argumentiert. Derar-
tige Uberlegungen sind auch auf die Situation von nicht fristgerecht anerkannten Kin-
dern Ubertragbar. Nach den bisherigen Ausfuhrungen ist namlich keine sachliche
Rechtfertigung fur eine Benachteiligung nicht fristgerecht anerkannter Kinder 6sterrei-
chischer Staatsburger erkennbar.

Eine Rechtfertigung daflr kann auch nicht aus den Materialien zur geltenden Fassung
des § 7 StbG und der der geltenden Fassung zugrunde liegenden Rsp des EGMR und
VfGH abgeleitet werden. Der EGMR hat in seinem Urteil in der Rechtssache Genovese
ausgesprochen, dass die Verweigerung der Zuerkennung der (im Beschwerdefall vor
dem EGMR maltesischen) Staatsbirgerschaft an ein uneheliches Kind, weil die Mutter
des unehelichen Kindes nicht Malteserin und (nur) der Vater Malteser ist, eine Verlet-
zung von Art 14 in Verbindung mit Art 8 EMRK darstellt.620 Der Begriff des Familienle-
bens erstreckt sich auch auf die Beziehung zwischen Vatern und ihren unehelichen
Kindern.®'1 Art 8 EMRK schutzt dabei nicht nur ein bereits begriindetes Familienleben,

609 Ependort.
610 ViGH 29.11.2012, G66/12 ua. und EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta).
611 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 29.
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sondern unter Umstanden auch eine potenzielle Beziehung, welche zwischen dem Va-
ter und seinem unehelichen Kind entstehen konnte.?12 Auch das Privatleben umfasst
verschiedene Aspekte der sozialen Identitat einer Person.t13

Die Bestimmungen des Art 8 EMRK garantieren zwar nicht das Recht, eine be-
stimmte Nationalitat oder Staatsbiirgerschaft zu erlangen, doch der EGMR hat
festgehalten, dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass eine willkurliche Verwei-
gerung der Staatsbiirgerschaft unter bestimmten Umstanden infolge der Auswirkun-
gen einer solchen Verweigerung auf das Privatleben des Einzelnen einen unter Art 8
EMRK fallenden Sachverhalt begrinden kdnnte.64

Selbst bei Fehlen eines Familienlebens zwischen dem unehelichen Kind und seinem
Vater kann die Verweigerung der Staatsburgerschaft infolge ihrer Auswirkungen auf
das Privatleben eines Einzelnen einen Sachverhalt begrinden, der unter die Bestim-
mung des Art 8 EMRK fallt, dessen Begriff weit genug ist, um auch Aspekte der sozi-
alen lIdentitdt einer Person zu umfassen. Wahrend das Recht auf Staatsbiirger-
schaft als solches kein Recht der Konvention ist und die Verweigerung derselben
etwa im Fall Genovese nicht zu einer Verletzung des Art 8 EMRK flhrte, ist der EGMR
aber sehr wohl der Meinung, dass sich die Verweigerung der Staatsburgerschaft
auf die soziale Identitat des Beschwerdeflhrers dergestalt auswirkte, dass sie in den
Geltungs- und Anwendungsbereich dieses Artikels fallt.61>

Der VfGH geht daher in Einklang mit der Entscheidung des EGMR im Fall Genovese
davon aus, dass die Frage der Erlangung der Staatsbirgerschaft, soweit sich
diese auf die Abstammung von den Eltern griindet, in den Schutzbereich des Art
8 Abs 1 EMRK fillt.c16

Staatliche Regelungen, die die Erlangung (Erwerb oder Verleihung) der Staatsbirger-
schaft in solchen Fallen von bestimmten Voraussetzungen abhangig machen, missen
daher den Anforderungen des Art 8 Abs 2 EMRK entsprechen und missen geman Art
14 EMRK so ausgestaltet sein, dass sie zu keiner Benachteiliqung fiihren, die ins-
besondere im Geschlecht, in der Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion, in den politi-

612 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 29 unter Hinweis auf EGMR 29.6.1999,
Appl. 27.110/95 (Nylynd/Finnland).

613 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 30 unter Hinweis auf EGMR 20.7.2010,
Appl. 38816/07 (Dadouch/Malta) Rz 47.

614 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 30 unter Hinweis auf EGMR 12.1.1999,
Appl. 31414/96 (Karassev/Finnland) und EGMR 9.10.2003, Appl. 48321/99 (Slivenko gg. Lettland) Rz
77.

615 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 34.
616 iGH 29.11.2012, G66/12 ua unter Hinweis auf VIGH 11.10.2012, B99/12, B100/12.
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schen oder sonstigen Anschauungen, in nationaler oder sozialer Herkunft, in der Zu-
gehdrigkeit zu einer nationalen Minderheit, im Vermogen, in der Geburt oder im sons-
tigen Status begriundet ist.617

Die Anwendung von Art 14 EMRK setzt, wie bereits im Befund in Kapitel 4.3.2 darge-
legt, nicht notwendigerweise die Verletzung eines der materiellen durch die Konvention
geschutzten Rechte voraus. Es ist ausreichend, dass die Rechtssache ,in den Anwen-
dungsbereich® eines oder mehrerer der Artikel der Konvention fallt.618

Anerkennt eine Rechtsordnung ausdricklich das Recht auf Erwerb der Staatsburger-
schaft durch Abstammung und richtet zu diesem Zweck ein Verfahren ein, muss der
Staat, der durch das Vorsehen eines solchen Rechts Uber seine Verpflichtungen ge-
maf Art 8 EMRK hinaus gegangen ist, auch eine Moglichkeit sicherstellen, dass das
Recht ohne Diskriminierung im Sinn von Art 14 gewahrleistet wird.6*° Der Um-
stand, in Austbung eines Rechts unter anderem wegen der Stellung als uneheliches
Kind diskriminiert zu werden, fallt unter Art 14 EMRK.620

Im Sinne des Art 14 EMRK ist eine unterschiedliche Behandlung dann diskriminierend,
wenn fur diese keine objektive und angemessene Rechtfertigung besteht, dh, wenn
diese kein legitimes Ziel verfolgt oder wenn kein angemessenes Verhaltnis zwischen
den eingesetzten Mitteln und dem verfolgten Ziel besteht. Die Vertragsstaaten verfu-
gen Uber einen gewissen Ermessensspielraum bei der Beurteilung, ob und in welchem
Ausmal’ Unterschiede zwischen sonst gleichartigen Situationen eine unterschiedliche
rechtliche Behandlung rechtfertigen; die Reichweite dieses Spielraums wird entspre-
chend den Umstanden, dem Gegenstand des jeweiligen Falls und seinem Hintergrund
variieren.621

Die EMRK ist dabei zeitgemaR auszulegen.®22 Der Frage der Gleichstellung zwischen
ehelich und unehelich geborenen Kindern wird gesellschaftlich und rechtlich zuneh-

617 ViGH 29.11.2012, G66/12 ua unter Hinweis auf EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Geno-
vese/Malta) Rz 31ff.

618 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 31 unter Verweis auf EGMR 28.5.1985,
Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81 (Abdulaziz, Cabales und Balkandali/Vereinigtes Koénigreich) Rz 71;
EGMR 18.7.1994, Appl. 13580/88 (Karlheinz Schmidt/Deutschland) Rz 22; 27.3.1998, Appl. 20458/92
(Petrovic/Osterreich) Rz 22.

619 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 34 unter Hinweis auf EGMR 22.1.2008,
Appl. 43546/02 (E.B./Frankreich) Rz 49.

620 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 35 unter Hinweis auf EGMR 13.6.1979,
Appl. 6833/74 (Marckx/Belgien) und EGMR 28.10.1987, (Inze/Osterreich) Rz 41.

621 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 43 unter Hinweis auf EGMR 28.10.1987,
Appl. 8695/79 (Inze/Osterreich) Rz 41.

622 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 44 unter Hinweis auf EGMR 22.1.2008,
Appl. 43546/02 (E.B./Frankreich) Rz 92).
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mend Bedeutung beigemessen. Es mussten daher sehr schwerwiegende Grunde vor-
getragen werden, ehe eine unterschiedliche Behandlung wegen nichtehelicher Geburt
als mit der Konvention vereinbar angesehen werden konnte.623

Der EGMR hielt in der Rs Genovese/Malta fest, dass sich das betroffene Kind in einer
vergleichbaren Situation wie andere Kinder befand, deren Vater maltesischer Staats-
angehoriger war und deren Mutter eine fremde Staatsangehorigkeit besald. Das ein-
zige Unterscheidungsmerkmal, welches dazu fuhrte, dass der Beschwerdefuhrer nicht
berechtigt war, die Staatsblrgerschaft zu erlangen, war der Umstand, dass es unehe-
lich geboren war.624

Eine unterschiedliche Behandlung von Kindern je nach dem Zeitpunkt der Anerken-
nung bzw Feststellung der Vaterschaft kann dabei auch nicht damit gerechtfertigt wer-
den, dass unmittelbar nach der Geburt anerkannte Kinder eine Bindung zu ihrem Vater
hatten, welche aus der zeithahen Anerkennung bzw Feststellung der Vaterschaft re-
sultiere und welche in Fallen einer spateren Bestatigung der Vaterschaft nicht beste-
hen wirde. Ganz abgesehen davon, dass eine derartige Einschatzung lebensfremd
ist, da eine Bindung zwischen Vatern und Kindern sich im Laufe des Lebens noto-
rischerweise verandern kann, sind gerade auf einer solchen Bindung basierende Dif-
ferenzierungen solche, vor denen Art 14 der Konvention Schutz bietet. Die Stellung
eines unehelichen Kindes beruht auf dem Umstand, dass seine Eltern zum Zeitpunkt
seiner Geburt nicht verheiratet waren. Die Stellung eines vom Vater anerkannten ledi-
gen Kindes hangt ausschliel3lich davon, wann es rechtlich anerkannt wurde — ein Um-
stand, der einzig von Faktoren abhangt, auf die das Kind keinen Einfluss hat. Es
ist daher eine auf einem solchen Status basierende Differenzierung, die die Konven-
tion verbietet, auRer die Unterscheidung ware aus sonstigen Griinden objektiv gerecht-
fertigt. 625

Indem die rechtliche Behandlung von Kindern im StbG vom — durch sie selbst in keins-
ter Weise beeinflussbaren — Status und Zeitpunkt der Anerkennung durch den oOster-
reichischen Vater abhangig gemacht wird, fihren die Regelungen tber den Erwerb der
Osterreichischen Staatsblrgerschaft durch Abstammung zu einer Benachteiligung von
Kindern, die nicht zeitnah zur Geburt vom Vater anerkannt worden sind.

623 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 44 unter Hinweis auf EGMR 28.10.1987,
Appl. 8695/79 (Inze/Osterreich) insb Rz 41, das Europaische Ubereinkommen von 1975 (ber die
Rechtsstellung nichtehelicher Kinder, sowie EGMR 12.11.2008, Appl. 34503/97 (Demir und
Baykara/Turkei) Rz 78; EGMR 13.6.1979, Appl. 6833/74 (Marckx/Belgien) Rz 20 und 4.

624 EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 45.

625 | diesem Sinne EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 46 in Bezug auf die Dif-
ferenzierung zwischen ehelichen und uneheliche Kindern.
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Auch die ,soziale Realitat® solcher Falle, in denen die Vaterschaft nicht zeitnah aner-
kannt worden ist und der Umstand, dass die Vaterschaft nicht immer als sicher ange-
sehen werden kénne, bilden nach den Uberlegungen des EGMR in der Rs Geno-
vese/Malta keine tragfahige Grundlage fur eine unterschiedliche Behandlung.26

Anzumerken ist auch, dass im Rahmen von Feststellungsverfahren, etwa betreffend
Nachkommen von Osterreichern, soweit erkennbar Ublicherweise keine vergleichba-
ren Fristen vorgesehen sind, dies insbesondere auch bei Nachkommen von Personen
im Sinne des § 58c StbG. Dies bedeutet, dass auch in weit fortgeschrittenem Lebens-
alter Personen haufig erstmals einen Feststellungsbescheid Uber ihre dsterreichische
Staatsburgerschaft erhalten kdnnen. Es ist nicht recht einsichtig, weswegen man ge-
rade Kindern, bei denen die Vaterschaft nicht binnen acht Wochen ab Geburt aner-
kannt wurde, von vergleichbaren Rechten ausschlief3en sollte. Das in diesem Kontext
bemuhte Argument, dass rasch Gewissheit Uber die Staatsblrgerschaft und Rechtssi-
cherheit fur Betroffene (und va wohl den Staat) hergestellt werden sollte,®27 greift inso-
fern zu kurz.

Es liegen keine angemessenen oder objektiven Griinde daflr vor, eine Differenzierung
bei der Behandlung von Kindern je nach dem Zeitpunkt der Anerkennung bzw Fest-
stellung der Vaterschaft zu rechtfertigen.

5.3.5 Nahere Erwagungen zur Acht-Wochen-Frist in Hinblick auf VfGH
29.11.2012, G66/12

Die Entscheidung des VfGH G66/12 ua fuhrte zur Aufhebung des § 7 StbG idF BGBI
311/1985, da eine ungleiche Behandlung ehelicher und unehelicher Kinder grundsatz-
lich verfassungswidrig war. Eine Frist, wie sie durch die Neufassung des § 7Abs 1Z 3
und 4 StbG eingeflhrt wurde, erscheint dabei nicht im Sinne der Erwagungen des
VfGH und der dieser zugrundeliegenden Entscheidung des EGMR im Erkenntnis Ge-
novese/Malta.

Vgl dazu insbesondere die nachstehenden Erwagungen des VfGH (Anm: keine Her-
vorhebungen im Originaltext):

»,Nun verkennt der Verfassungsgerichtshof den im Familienrecht begriindeten grundsétzlichen Unter-
schied zwischen ehelichen Vétern, fiir die die Vermutung der Vaterschaft nach § 138 ABGB qilt, und
unehelichen Vétern, deren Vaterschaft der Feststellung (§ 163 ABGB) oder Anerkennung (§ 163c
ABGB) bedarf, nicht. Darin liegt ein im Sinne der Rechtsprechung sehr gewichtiger Grund, der es grund-
sétzlich rechtfertigen kann, die Erlangung der Gsterreichischen Staatsblirgerschaft des unehelichen Kin-
des eines Osterreichischen Vaters und einer Mutter mit fremder Staatsangehérigkeit nicht durch Ab-
stammung eintreten zu lassen, sondern von einem Verfahren zur Verleihung der Staatsbiirgerschaft
abhéngig zu machen. Ob und inwieweit der Gesetzgeber dabei insbesondere in Konstellationen,
in denen die Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft erst in einem fortgeschrittenen Le-
bensalter des Kindes erfolgt, von Voraussetzungen abhédngig machen darf, wie sie allgemein fiir

626 | diesem Sinne EGMR 11.10.2011, Appl. 53124/09 (Genovese/Malta) Rz 47.
627 ErlautRV 2303/XXIV. GP.
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Fremde gelten, hat der Verfassungsgerichtshof aus Anlass der vorliegenden Antrdge nicht ab-
schlieBend zu beurteilen, wenn auch das Alter des Kindes nach der Rechtsprechung des Verfas-
sungsgerichtshofes einen Umstand darstellt, den der Gesetzgeber jedenfalls beriicksichtigen
kann und in bestimmten Fallen auch muss (siehe VfSlqg. 10.036/1984).

Dieselben Voraussetzungen wie fiir Fremde allgemein auf uneheliche Kinder eines &sterreichischen
Vaters (und einer Mutter mit fremder Staatsangehdérigkeit) in jedem Fall, also beispielsweise auch in
Féllen, in denen der Vater die Vaterschaft in unmittelbarer zeitlicher Ndhe zur Geburt anerkannt hat und
im Geburtenbuch geméal3 § 19 Z 4iVm § 8 Abs 2 Personenstandsgesetz eingetragen ist, zur Anwendung
zu bringen, erweist sich aber als zur Umsetzung des fiir sich sehr gewichtigen Regelungsanliegens nicht
als verhéltnismél3ig und damit als gegen Art 14 iVm Art 8 EMRK verstol3end (vgl. VIGH 28.6.2012,
G114/11). Denn wie der Verwaltungsgerichtshof zutreffend ausfihrt, ist keine sachliche Rechtferti-
qung dafiir zu erkennen, dass ausnahmslos und in jedem Fall das uneheliche anders als das
eheliche Kind beispielsweise aus einer allfalligen anderen, etwa von der Mutter abgeleiteten
Staatsangehdrigkeit ausscheiden muss, dass die Erlangung der Staatsblrgerschaft von der Selbst-
erhaltungsfahigkeit des Kindes bzw. seiner Eltern abhéngt (siehe auch VfSlg. 19.516/2011) oder dass
fr die hier in Rede stehenden Kinder die Erlangung der Staatsblirgerschaft ohne eine bestimmte Auf-
enthaltsdauer in Osterreich nur méglich ist, wenn dem Vater Pflege und Erziehung des Kindes zustehen
(siehe dazu schon Thienel, Osterreichisches Staatsbiirgerschaftsrecht Il, 144 f.). Art 8 iVm Art 14
EMRK verhalten angesichts der besonderen Bedeutungq, die dem Kindeswohl im Rahmen des
Art 8 Abs 2 EMRK zukommt (siehe VfGH 11.10.2012, B99/12, B100/12) und dem grundsétzlichen,
aus Art 14 EMRK abzuleitenden Gebot, uneheliche gegeniiber ehelichen Kindern nicht zu be-
nachteiligen, den Gesetzgeber dazu, die Erlangung der Staatsbiirgerschaft von unehelichen Kin-
dern Ssterreichischer Véter (und Miittern mit fremder Staatsangehdrigkeit) nicht dadurch unver-
héltnisméaBig zu erschweren, dass einerseits undifferenziert Voraussetzungen fiir die Erlangung der
Staatsblirgerschaft zur Anwendung gebracht werden, die auf Fremde allgemein abzielen, oder anderer-
seits besondere Voraussetzungen hinsichtlich einer (nicht) notwendigen Aufenthaltsdauer in Osterreich
nur dann gelten, wenn dem unehelichen Vater Pflege und Erziehung des Kindes zustehen. Damit fin-
den heute vielfach anzutreffende, dem Schutz des Familienlebens des Art 8 EMRK unterfallende
Formen des Zusammenlebens nicht verheirateter Eltern mit ihren unehelichen Kindern nicht an-

gemessen Beriicksichtiqung.

Indem die angefochtene Bestimmung des § 7 Abs 3 StbG 1985 also das uneheliche Kind eines éster-
reichischen Vaters und einer Mutter mit fremder Staatsangehdrigkeit anders als § 7 Abs 1 StbG 1985
vergleichbare eheliche Kinder fiir die Erlangung der ésterreichischen Staatsblirgerschaft auf Verfahren
verweist, die in bestimmten, nicht als unvorhersehbare Hértefélle vernachldssigbaren Féallen unter un-
verhéltnismaRigen Voraussetzungen stehen, verstol3t diese Regelung gegen Art 14 iVm Art 8 EMRK.*

Die vom Gesetzgeber gewahlte Befristung mit acht Wochen lasst sich aus diesen
Erwagungen des VfGH nicht ableiten. Erkennbar ist lediglich, dass keine sachliche
Rechtfertigung dafir besteht, ausnahmslos und in jedem Fall uneheliche Kinder an-
ders als eheliche Kinder zu behandeln und der Gerichtshof halt fest, dass er sich im
vorliegenden Gesetzesprufungsverfahren nicht mit der Frage auseinanderzusetzen
hatte, welche Rechtswirkungen nach dem StbG Vaterschaftsanerkennungen im fort-
geschrittenen Alter des Kindes nach sich ziehen.

Jedoch halt der VfGH immerhin fest, dass das Alter eines Kindes einen relevanten
Faktor darstellen kann bzw allenfalls sogar muss und verweist dazu auf altere Rspr,
aus der sich zumindest erahnen lasst, welche Altersdimensionen und Erwagungen
dem VfGH malgeblich erscheinen (Anm: keine Hervorhebungen im Originaltext):628

,Gewils kann dem Gesetzgeber nicht schlechthin verwehrt werden, aus Anlal3 eines die familienrechtli-
che Stellung des Kindes so grundlegend verédndernden Aktes wie dem der Legitimation die Frage der

628 \fGH 12.6.1984, G54/82.
117



Staatsangehdrigkeit neu aufzurollen und dem Kind die Staatsbiirgerschaft zu verleihen, die es erwerben
wirde, wenn es im Zeitpunkt der Legitimation als Kind verheirateter Eltern geboren wiirde. In aller Regel
wird nédmlich - wie auch der Anlal3fall dieses Gesetzespriifungsverfahrens zeigt - die Zeitspanne zwi-
schen Geburt des Kindes und Heirat seiner Eltern so gering sein, dal3 die durch die Geburt erworbene
Staatsangehdrigkeit auf die Verhéltnisse des Kindes noch keinen nachhaltigen Einflu3 gewonnen hat.
Wiirde der Gesetzgeber den Erwerb der Staatsbiirgerschaft bei Legitimation durch einen Osterreicher
niemals oder immer nur auf Antrag oder nur dann vorsehen, wenn sich keiner der Beteiligten dagegen
ausspricht, kénnte unter gewissen Umstéidnden durch bloB kurzfristige Verzégerunqg der Ehe-
schlieBung der sonst kraft Gesetzes zwingend eintretende Erwerb der ésterreichischen Staats-
biirgerschaft durch das Kind eines Osterreichers endgiiltiq vermieden werden.

Aber diese Zielsetzung rechtfertigt es nicht, den Erwerb der ésterreichischen Staatsbiirgerschaft
ohne Riicksicht auf das Alter bis hin zur GroBjéhrigkeit des Kindes gleicherweise zwingend vor-
zuschreiben. Vergleicht man nédmlich die rigide Regelung der staatsbiirgerschaftsrechtlichen Folgen
der Legitimation mit der elastischen Gestaltung der Folgen des Erwerbes der ésterreichischen Staats-
blirgerschaft durch einen Elternteil nach der Geburt eines ehelichen Kindes, so zeigt sich, dall das
Gesetz Sachverhalte mit praktisch gleicher Interessenlage dermal3en unterschiedlich regelt, dal3 die
familienrechtlichen Wirkungen diese Unterschiede nicht mehr tragen. Der Gesetzgeber verkennt offen-
bar, dal3 die nachtrdgliche Gleichstellung des unehelich geborenen mit dem ehelichen Kind in ihrer Wir-
kung auf eine Ungleichbehandlung hinauslauft, deren Berechtigung rasch abnimmt. Ist zwischen Ge-
burt und Legtimation (sic!) bereits eine ldngere Zeit verstrichen - das Kind etwa gar schon miin-
dig geworden -, so ist der Erwerb der Staatsbiirgerschaft gegen den Willen aller Beteiligten je-
denfalls dann nicht mehr sachlich, wenn die Mutter jene Staatsangehoérigkeit beibehalten hat,
die das Kind von ihr herleitet. Der Gesetzgeber hat folglich mit der Regelung des § 7 Abs 4 Staats-
blirgerschaftsG seinen rechtspolitischen Gestaltungsspielraum lberschritten.

Auch aufgrund dieser Ausflhrungen ist davon auszugehen, dass das vom VfGH an-
gesprochene fortgeschrittene Lebensalter des Kindes, in welchem allenfalls der Er-
werb der Staatsburgerschaft von weiteren Voraussetzungen abhangig zu machen
ware, wohl deutlich Uber acht Wochen anzusiedeln sein wird.

Den soeben zitierten Ausfuhrungen des Gerichtshofes lasst sich auch ein starker Fo-
kus auf das Kindeswohl und die Interessen der Familie enthehmen, der gegen eine
derart starre und kurze Frist spricht.

Aus den angefiihrten Griinden erscheint die Wortfolge ,,, die innerhalb von acht
Wochen nach Geburt des Kindes vorgenommen wurden,“ in § 7 Abs 1 StbG ver-
fassungswidriq.

Die Verfassungswidrigkeit lasst sich dabei sowohl aus Art 7 B-VG, welchem im Be-
reich der Regelung des Erwerbs der Staatsblrgerschaft durch Abstammung Anwen-
dung zukommt,®2° als auch durch Art 14 iVm Art 8 EMRK begrinden.

5.3.6 Uberlegungen zur Verfassungswidrigkeit des § 12 Abs 2 StbG

Konkret in § 12 Abs 2 StbG, der Anschlussbestimmung flr Falle, in denen § 7 StbG
wegen spaterer Anerkennung nicht greift, erscheint va auch die Ungleichbehandlung

629 giehe Kapitel 2.3 u 4.4.1.
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von unmiindigen und miindigen Minderjahrigen sachlich in Hinblick auf das Kin-
deswohl nicht gerechtfertigt,®3° da fur mindige Minderjahrige, bei denen die Vater nicht
fristgerecht festgestellt wurden, anders als bei jungeren Kindern keine privilegierte
Moglichkeit der Einburgerung, etwa unabhangig von Unterhaltserfordernissen, be-
steht.

Ebenso stellte der VfGH in Bezug auf § 12 Abs 1 Z 3 StbG, eine Sondernorm uber die
nachtragliche Erstreckung der Verleihung auf Kinder, deren Eltern die Staatsburger-
schaft durch Verleihung erworben haben, eine Verletzung im Gleichheitsrecht durch
Versagung der — an die Minderjahrigkeit des Fremden geknUpften — Verleihung der
Osterreichischen Staatsburgerschaft wegen Erreichens der Volljahrigkeit nach Antrag-
stellung fest und nahm eine verfassungskonforme Auslegung des staatsburgerschafts-
rechtlichen Erfordernisses der Minderjahrigkeit zur Vermeidung von Zufalligkeiten oder
manipulativen Umstanden der Verfahren vor®3! (Anm: keine Hervorhebungen im Origi-
naltext des Rechtssatzes):

»,§ 12 Abs 1 StbG ist eine lex specialis zu den allgemeinen Verleihungsbestimmungen des § 10 StbG.
Durch § 12 Abs 1 Z 3 StbG soll ein Anspruch auf selbstédndige Verleihung der Staatsblrgerschaft in
Jjenen Féllen eingerdumt werden, in denen ein durch § 17 StbG eingerdumter Rechtsanspruch auf Er-
streckung der Verleihung auf die Kinder nur daran scheitert, dass dem Elternteil die Staatsbiirgerschaft
schon verliehen wurde. § 12 Abs 1 Z 3 StbG dient der Herstellung einer einheitlichen Staatsbiirger-
schaft innerhalb der Familie. Inhaltlich wirkt die Verleihung nach § 12 Abs 1 Z 3 StbG wie eine "nach-
tragliche" Erstreckung der Verleihung von einem Elternteil auf dessen Kinder. Fiir eine solche sind die
Vooraussetzungen nach § 17 Abs 1 StbG zu priifen, damit ua die Minderjahrigkeit des Kindes.

Der VfGH hat bereits in unterschiedlichen Konstellationen ausgesprochen, dass es bei sonstigem Ver-

stol3 gegen den Gleichheitsgrundsatz nicht von verschiedensten Zufélligkeiten oder manipulativen
Umstédnden abhédngen darf, ob ein gesetzlicher Rechtsanspruch entweder eintritt oder wegfallt
oder ob einem entsprechenden Antraq stattgegeben wird. Insbesondere gilt dies in Féllen, in denen
zwar rechtzeitig vor einem bestimmten Zeitpunkt ein Antrag gestellt wird, es aber von manipulativen und
vom Antragsteller nicht beeinflussbaren Umstdnden abhdngen kann, ob in der Folge auch rechtzeitig
eine entsprechende Entscheidung liber diesen Antrag erfolgen kann oder nicht. Im Zusammenhang mit
einer (Ubergangs-)Vorschrift betreffend die Méglichkeit des Staatsbiirgerschaftserwerbes nach der Mut-
ter durch Anzeige ist der VfGH dementsprechend auch davon ausgegangen, dass die konkrete Rege-
lung nicht zu auf Zufélligkeiten beruhenden Ergebnissen flihren darf (VfSlg 20145/2017).

Beriicksichtigt man, dass fiir einen Antrag gemal3 § 12 Abs 1 Z 3 StbG Voraussetzungen bestehen,
deren Realisierung einige Zeit in Anspruch nehmen kann (etwa der Nachweis, dass der Lebensunterhalt
nach § 10 Abs 1 Z 7 StbG hinreichend gesichert ist), so dass der Zeitpunkt einer Antragstellung (recht-
zeitig) vor Erreichen der Volljéhrigkeit nicht allein in der Hand der Antragstellenden liegt, ist vor dem
Hintergrund der Rsp des VfGH nicht ersichtlich, warum der Rechtsanspruch nach § 12 Abs 1 Z 3 StbG
davon abhéngig gemacht werden darf, wie lange ein entsprechendes staatsbiirgerschaftsbehdrdliches
und gegebenentfalls in der Folge verwaltungsgerichtliches Verfahren dauert. Der verwaltungsrechtliche
Sdumnisschutz bietet hier keine ausreichende Abhilfe, weil er unangemessene Sdumnis hintanhalten
und nicht eine Entscheidung zu einem bestimmten Zeitpunkt garantieren soll. Héatte § 12 Abs 1 Z 3 StbG
daher einen solchen Inhalt, wére er verfassungswidrig.

630 gl Ecker in: Ecker/Kind/Kvasina/Peyrl, StbG 1985 § 12 Rz 68: ,Zu kritisieren ist jedenfalls die
Einschrankung der Moglichkeit einer Einblrgerung nach § 12 Abs 2 StbG nur auf unmiindige Minder-
jahrige, da uE keine sachliche Rechtfertigung daflr erkennbar ist, miindige minderjahrige Kinder von
Osterreichern von dieser Moglichkeit der Einbiirgerung auszuschlieRen.*

631 ViGH 1.7.2022, E3398/2021.
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Ein derartiges Ergebnis ldsst sich aber vermeiden, indem davon ausgegangen wird, dass nach § 12
Abs 1Z 3iVm § 17 Abs 1 StbG fiir die spezifische Voraussetzung der Minderjahrigkeit auf den Zeitpunkt
der Antragstellung bei der Staatsbiirgerschaftsbehérde abzustellen ist (s zu § 46 Abs 1 Z 2 NAG VwGH
09.09.2020, Ra 2017/22/0021). § 12 Abs 1 Z 3 StbG ist auch einer solchen verfassungskonformen
Interpretation zugénglich.”

Bemerkenswert ist jedenfalls, dass bei Kindern iZm § 12 Abs 1 Z 3 StbG auf die Min-
derjahrigkeit abgestellt wird, wohingegen in Abs 2 leg cit auf die Altersgrenze fur den
Erwerb der Staatsburgerschaft mit der Mundigkeit festgesetzt wird. Ein_Grund fir
diese unterschiedliche Behandlung ist nicht erkennbar.

Nicht nachvollziehbar ist in § 12 Abs 2 StbG aber weiters auch die Benachteiligung
unehelich geborenen Kinder, bei denen § 7 StbG nicht zur Anwendung gelangt, ge-
genuber von osterreichischen Elternteilen adoptieren Kindern, die von der Rege-
lung des § 11b StbG profitieren, da in § 11b Abs 1 StbG von einem ,im Bundesgebiet
aufhaltigen Kind, das das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat* die Rede ist und —
anders als in § 12 Abs 2 StbG — auch explizit nicht das Erfordernis der Niederlassung,
sondern das ,Erfordernis des Aufenthaltes® in § 11b Abs 2 StbG angefuhrt wird.

Fur Adoptivkinder dsterreichischer Elternteile hat der VfGH zudem bereits festgestellt,
dass das Erfordernis einer Niederlassung des Kindes in Osterreich verfassungswidrig
war und betonte neben der Unsachlichkeit der Regelung auch den Grundsatz der Fa-
milieneinheit:%32

,Der Gesetzgeber hat es damit aber in verfassungswidriger Weise in Kauf genommen, im Wege der
formalen Ankniipfung an aufenthaltsrechtliche Vorschriften pauschalierende, keiner Ausnahme zugéng-
liche Regelungen betreffend den Erwerb der Gsterreichischen Staatsblirgerschaft durch minderjéhrige
Wahlkinder von léngerfristig oder sténdig im Ausland lebenden Osterreichern zu schaffen. Dem Argu-
ment, dass es sich hiebei, wie die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme darzutun versucht, nur um
vereinzelte Hartefélle handelt, die die Regelung noch nicht verfassungswidrig machen, vermag der Ver-
fassungsgerichtshof angesichts der betrdchtlichen und aufgrund der zunehmenden beruflichen Mobilitét
stets im Steigen begriffenen Zahl an Auslandsdsterreichern nicht zu folgen. [...]

Allerdings flihrt diese Abstimmung zu einem unsachlichen Ergebnis, wenn der Erwerb der Staatsbiir-
gerschatft in den Féllen des § 12 Z 3 StbG 1985 ausnahmslos an die Voraussetzung der Niederlassung
iSd § 2 Abs 2 NAG gebunden wird, sodass im Effekt der Staatsblirgerschaftserwerb fiir minderjéhrige
Wahlkinder all jener Osterreicher, die ihren Aufenthalt - etwa aus beruflichen Griinden - fiir ldngere Zeit
oder sténdig im Ausland haben, ausgeschlossen wird. Es ist kein sachlicher Grund dafir ersichtlich,
warum insofern dem Grundsatz der Familieneinheit - anders als bei minderjéhrigen Wahlkindern von
Osterreichern, die im Inland leben - bei minderjéhrigen Wahlkindern, die im Familienverband mit Aus-
landsoésterreichern leben, nicht (mehr) Rechnung getragen werden sollte, zumal die (einheitliche)
Staatszugehdrigkeit von Eltern und ihren minderjdhrigen (Wahl-)Kindern gerade bei im Ausland leben-
den &sterreichischen Familien fiir die Frage der aufenthaltsrechtlichen Grundlagen im Falle eines (ge-
meinsamen) Wohnsitzwechsels von besonderer Bedeutung ist.“533

Diese Schlechterstellung leiblicher Kinder gegentiber Adoptivkindern erscheint sach-
lich nicht zu rechtfertigen.

632 fGH 16.6.2008, G16/08.
633 VfGH 16.6.2008, G16/08.
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Die dargelegten verfassungsrechtlichen Bedenken gegenuber § 12 Abs 2 StbG konn-
ten durch Aufhebung des Wortes ,unmundigen® sowie durch Streichung des Z 1 (,die-
ser zum Zeitpunkt der Antragstellung rechtmafig niedergelassen war (§ 2 Abs. 2
NAG),“ weitgehend beseitigt werden.

5.3.7 Uberlegungen zur Verfassungswidrigkeit in Hinblick auf das BVG-
Kinderrechte

Aus den oben bereits dargelegten Grinden liegen primar Bedenken gegenuber der
Sachlichkeit des Gesetzes sowohl zur Wortfolge ,, die innerhalb von acht Wochen
nach Geburt des Kindes vorgenommen wurden,” des § 7 Abs 1 StbG als auch zur
Anschlussregelung des § 12 Abs 2 StbG vor.

Diese Bedenken konnen im Fall des § 7 StbG grundsatzlich naheliegenderweise im
Wege der Heranziehung des Art 7 B-VG bzw mit Hilfe von Art 14 iVm Art 8 EMRK
angefochten werden. Fur § 12 StbG ware, da kein Staatsbirgerschaftserwerb kraft
Abstammung vorliegt, das BVG-Rassendiskriminierung einschlagig.

Hilfsweise konnte aber auch die im BVG-Kinderrechte enthaltenen Garantien heran-
gezogen werden. Die oben dargelegten Bedenken gegenuber den Bestimmungen § 7
Abs 1 StbG und § 12 Abs 2 StbG werden freilich auch durch die Rsp des VfGH zum
BVG-Kinderrechte untermauert, wonach bei Kinder betreffenden Ma3nahmen der Ge-
setzgeber das Kindeswohl als vorrangige Erwagung zu bertcksichtigen hat.¢34

Jedes Kind hat Anspruch auf den Schutz und die Flrsorge, die flr sein Wohlergehen
notwendig sind, auf bestmogliche Entwicklung und Entfaltung sowie auf die Wahrung
seiner Interessen auch unter dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit. Die
achtwochige Frist erscheint daher in Anbetracht des Art 1 BVG-Kinderrechte verfas-
sungswidrig, da der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung der Regelung des Erwerbs
der Staatsburgerschaft im Wege der Abstammung Kinder, die nicht unmittelbar nach
der Geburt binnen acht Wochen von ihren Vatern anerkannt werden, in unsachlicher
Weise gegenuber ehelichen Kindern und solchen, die zeitnah anerkannt werden, be-
nachteiligt.

Dies erscheint auch nicht durch den Vorbehalt des Art 7 BVG-Kinderrechte rechtfertig-
bar, da eine Gefahrdung 6ffentlicher Interessen im Sinne der genannten Bestimmung
gerade bei Kindern dsterreichischer Staatsbirger nicht erkannt werden kann. Auch das
bei Erlassung der Bestimmung ins Treffen geflhrte Argument der raschen Rechtssi-
cherheit erscheint nicht tragfahig, da zum einen keinerlei nachvollziehbare Begrin-
dung fur die Festsetzung der Frist mit lediglich acht Wochen erkennbar ist und zum
anderen gerade diese Uberzogene Raschheit zu massiven Beeintrachtigungen des
Kindeswohles flihrt, wird es doch bei blof3er Versaumnis der Frist durch seinen Vater

634 50 zB VIGH 12.12.2019, G164/2019 ua unter Hinweis auf VfSIg 20.018/2015.
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in ein erheblich schwierigeres Staatsblrgerschaftsverfahren gezwungen, welches per
se wiederum auf verfassungsrechtliche Bedenken in Hinblick auf die unsachliche Un-
gleichbehandlung und das Kindeswohl trifft.

Die Vereinten Nationen empfehlen daher zurecht, wie bereits im Befund dargelegt,
eine Anderung des § 7 StbG dahingehend, ,dass diese Kinder die Osterreichische
Staatsburgerschaft rickwirkend mit Feststellung der Vaterschaft erwerbeness.

635 vereinte Nationen, Ausschuss fir die Rechte dgs Kindes, Abschliefende Bemerkung zum kombi-
nierten flinften und sechsten periodischen Bericht Osterreichs, 6. Marz 2020, S. 5; vgl auch genauer
Kapitel 2.10.
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6 Kurzzusammenfassung

Zu allen drei Punkten, die Gegenstand dieses Gutachtens waren, hat sich der Verdacht
der Verfassungswidrigkeit erhartet.

6.1 §10Abs1Z7iVm Abs 5 SthG

§ 10 Abs 1 Z 7 StbG, § 10 Abs 5 StbG (und § 10 Abs 1b StbG) lassen schon ihrem
Wortlaut nach entgegen Art 1 BVG-Kinderrechte keinen Spielraum, das Kindeswohl zu
bericksichtigen — der aul3erste mogliche Wortsinn Iasst dies nicht zu. Auch hdchstge-
richtliche Rsp zeigt deutlich, dass fur eine entsprechende Berucksichtigung kein Raum
besteht. Die Zulassigkeit einer Beschrankung des Kindeswohls durch die derzeitige
Gesetzeslage kann auch nicht mit Art 7 BVG-Kinderrechte argumentiert werden, wie
aus Rsp des VfGH selbst abzuleiten ist.

§ 11 StbG wiederum vermag nicht, bestehende verfassungsrechtliche Bedenken zu
zerstreuen, dieser kann nur bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 10 Abs 1 Z2 7
StbG zur Anwendung kommen. Eine Verfassungswidrigkeit des § 10 Abs 1 Z 7 StbG,
Abs 5 StbG und Abs 1b StbG in Hinblick auf Art 1 BVG-Kinderrechte liegt damit nahe.

Zwar hat der VfGH in seiner Rsp festgehalten, dass die Anwendbarkeit des § 10 Abs
1 Z 7 StbG auch auf minderjahrige Kinder ohne eigenes Einkommen und dabei auf
das Haushaltseinkommen der Eltern abzustellen, keinen verfassungsrechtlichen Be-
denken begegnet, zur Frage, ob § 10 Abs 1 Z 7 StbG, Abs 5 StbG und Abs 1b StbG in
ihrer aktuell geltenden Fassung angesichts dessen, dass das Kindeswohl im Rahmen
ihrer Anwendung gar nicht berucksichtigt werden kann, mit dem BVG-Kinderrechte in
Einklang gebracht werden kénnen, hat er sich aber noch nicht geaul3ert.

Es lage nahe, die Bestimmungen in ihrer Gesamtheit aufzuheben, so wie dies auch zu
einer friheren Fassung des § 10 Abs 1 Z 7 und Abs 5 StbG im Jahr 2013 in Hinblick
auf die fehlende Berilcksichtigung besonderer Ausnahmesituationen unverschuldeter
Notlage geschehen ist, da in den genannten Bestimmungen ein Passus fehlt, der die
verfassungsgesetzlich gebotene Berlicksichtigung des Kindeswohls ermdglicht.

Eine weniger in den Gesetzesbestand eingreifende Moglichkeit der Sanierung der
Rechtslage dahingehend, sie an sich ,kindeswohlfreundlicher” zu machen und damit
zumindest in Hinblick auf das Kindeswohl besondere Hartefalle abzufedern, wirde die
Streichung des Wortes ,dauerhaft‘in § 10 Abs 1 Z 7 StbG und Abs 1b StbG ergeben.
Auch eine Streichung des Wortes ,gesetzlichen®in § 10 Abs 5 StbG kdnnte in Betracht
gezogen werden.
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6.2 §10 Abs 1 Z 2 und 6 StbG, § 10 Abs 1a StbG, § 10 Abs 2 StbG
sowie § 11 StbG

Keines der absoluten Verleihungshindernisse des § 10 StbG lasst Raum, das Kindes-
wohl zu beachten, obwohl gemal} Art 1 BVG-Kinderrechte das Kindeswohl materiell
und formell im Verfahren zu bericksichtigen ist. Eine Rechtfertigung dafur basierend
auf Art 7 BVG-Kinderrechte kann nicht erkannt werden. Der bloRe Umstand, dass die
Beschrankung der Rechte des Kindes durch eine gesetzliche MalRnahme erfolgt, kann
fur sich noch keine sachliche Rechtfertigung iSd Art 7 BVG-Kinderrechte sein.

Was konkret Straftaten Jugendlicher betrifft, muss bertcksichtigt werden, dass der Ge-
setzgeber selbst Jugendstraftaten gerade nicht fur einen Ausdruck besonderer Gefahr-
lichkeit des jugendlichen Téaters halt und insbesondere von der baldigen Uberwindung
jugendlicher Kriminalitat als Ausdruck voribergehender Probleme bei der Anpassung
an die Erwachsenenwelt ausgeht. Hervorzuheben ist, dass die gesetzliche ,Klarstel-
lung“ des § 10 Abs 1a StbG, wonach auch Jugendstraftaten maflgebliche Straftaten
iSd § 10 StbG sind, zu einem Zeitpunkt erfolgt ist, zu dem das BVG-Kinderrechte noch
nicht in Kraft getreten war und Uberdies nur Verurteilungen wegen einer oder mehrerer
Vorsatztaten zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten ein Verleihungshin-
dernis iSd § 10 Abs 1 Z 2 oder 3 StbG darstellten, wahrend nach der aktuellen Geset-
zeslage jede noch so geringe Verurteilung wegen einer oder mehrerer Vorsatztaten
ein Verleihungshindernis darstellt. Aus diesem Grund erscheint die Regelung verfas-
sungswidrig. Wenn aufgrund des Rechtsfolgenausschlusses bei Jugendstraftaten
nicht einmal Verurteilungen per se zu einer Versagung der Staatsbirgerschaft fihren
durfen, hat dies umso mehr flr andere Versagungsgriinde wie Verwaltungsubertretun-
gen zu gelten.

In Hinblick auf § 10 Abs 1a StbG kdénnte die anzunehmende Verfassungswidrigkeit
ganz einfach durch die Aufhebung des zweiten Satzes behoben werden. Im Ubrigen
kommt nur eine Aufhebung der absoluten Verleihungshindernisse insgesamt oder aus
Sicht der Gesetzgebung die Erlassung einer konkreten verfahrensrechtlichen Bestim-
mung zur Interessenabwagung und Kindeswohlprifung in Frage, da jegliche Kindes-
wohlprifung bzw Interessenabwagung schon ihrem Wortlaut und ihrer Struktur nach
in der derzeitigen Gesetzeslage nicht zugelassen wird. Es erscheint weiters in Hinblick
auf das Sachlichkeitsgebot und das Recht auf Privat- und Familienleben bedenklich,
dass samtliche absoluten Verleihungshindernisse keinen Raum fir eine Interessenab-
wagung bieten.

6.3 §7 Abs 1 StbG
§ 7 Abs 1 StbG normiert fur uneheliche Kinder osterreichischer Vater einen automati-

schen Erwerb der Staatsbirgerschaft nur bei Feststellung oder gerichtlicher Anerken-
nung der Vaterschaft binnen einer aul3erst kurzen achtwdchigen Frist. Mit Blick auf die
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Praxis bei Vaterschaftsanerkennungen kommt es leider immer wieder zu Fallen, in de-
nen eine Feststellung der Vaterschaft innerhalb von acht Wochen unterbleibt — ein
Umstand, auf den das betroffene Kind selbst keinerlei Einfluss hat. Es wurde zwar in
§ 12 Abs 2 StbG ein vereinfachter Einblrgerungstatbestand fur Kinder geschaffen, die
wegen der kurzen Frist nicht gemal § 7 Abs 1 StbG die Staatsburgerschaft durch Ab-
stammung erwerben, es wurde damit aber keine tatsachliche Gleichstellung, sondern
vielmehr eine Ungleichbehandlung von Kindern je nach Zeitpunkt der Anerkennung
der Vaterschaft geschaffen. Die Differenzierung der rechtlichen Position von ehelichen
und unehelichen Kindern erscheint auch mit Blick auf Rsp des EGMR und VfGH un-
sachlich.

Die Verweigerung der Staatsburgerschaft kraft Abstammung wirkt sich auf die soziale
Identitat einer Person so aus, dass es in den Anwendungsbereich von Art 8 EMRK fallt.
Gemal Art 14 iVm Art 8 EMRK durfen Regelungen Uber den Erwerb der Staatsburger-
schaft kraft Abstammung nicht diskriminierend sein, wobei die EMRK auch zeitgemaf
auszulegen ist. Es fehlt daher an einem sachlichen Grund fur die unterschiedliche Be-
handlung der Kinder Osterreichischer Vater je nach dem Zeitpunkt der Vaterschafts-
feststellung.

Eine sachliche Rechtfertigung fur die vom Gesetzgeber gewahlte kurze achtwdchige
Frist lasst sich auch nicht den Uberlegungen des VfGH entnehmen, der bereits 2012
mit der Frage des Staatsburgerschaftserwerbs abgeleitet vom dsterreichischen Vater
befasst war. Die Verfassungswidrigkeit lasst sich sowohl mit Art 14 iVm Art 8 EMRK
als auch mit Art 7 B-VG begrinden und kann durch Aufhebung der Wortfolge ,, die
innerhalb von acht Wochen nach Geburt des Kindes vorgenommen wurden,” in § 7
Abs 1 StbG beseitigt werden. Im Ubrigen bestehen auch in mehrfacher Hinsicht Be-
denken zur Sachlichkeit des Sonderverleihungstatbestands, der ein Anschlussstlck
zu § 7 Abs 1 StbG bilden soll. Diese Bedenken gegenuber § 12 Abs 2 StbG kdnnten
aber durch Aufhebung des Wortes ,unmindigen” sowie durch Streichung der Z 1 weit-
gehend beseitigt werden. Sowohl § 7 Abs 1 StbG als auch § 12 Abs 2 StbG begegnen
zudem Bedenken in Hinblick auf das BVG-Kinderrechte, da die genannten Bestim-
mungen, so wie sie formuliert sind, eine vorrangige Berlcksichtigung des Kindeswohls
ohne eine Rechtfertigung iSd Art 7 BVG-Kinderrechte nicht zuzulassen scheinen.
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